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TEIL A: Grundlagen und Planung

1. Einleitung

Das Land Nordrhein-Westfalen betreibt seit Jahrzehnten eine Flachen-
vorsorge fir landesbedeutsame, flachenintensive industrielle Grof3vor-
haben. Insgesamt werden im Landesentwicklungsplan NRW (LEP
NRW) vier Flachen fir diesen Zweck dargestellt. Die vier Standorte
befinden sich in Datteln, Euskirchen, Grevenbroich-Neurath und Gei-
lenkirchen-Lindern.

Um das Industriegebiet in Geilenkirchen-Lindern als nachhaltigen und
innovativen Standort entwickeln zu kénnen, haben der Kreis Heins-
berg, die Stadte Geilenkirchen, Heinsberg und Hickelhoven sowie die
Wirtschaftsférderungsgesellschaft flr den Kreis Heinsberg (WFG) und
NRW.URBAN die FUTURE SITE InNWEST Entwicklungsgesellschaft
mbH (FSI) gegriindet.

Ziel ist es, die Ansiedlung von internationalen innovativen und zu-
kunftsfahigen Unternehmen zu ermdglichen und auf diese Weise auch
zum Gelingen des Strukturwandels im Rheinischen Braunkohlerevier
beizutragen.

Das geplante Industriegebiet soll in 3 Bauabschnitten realisiert werden.
Entsprechend der Bauabschnitte sollen auch 3 Teil-Bebauungsplane
aufgestellt werden. Der vorliegende Bebauungsplan Nr. 122 soll Pla-
nungsrecht flr den 1. Bauabschnitt schaffen.

2. Anlass der Planung und Ziele

21. Planungsanlass und Erfordernis

Deutschland steigt spatestens bis zum Ende des Jahres 2038 aus der
Kohleverstromung aus. 2022 hat die Bundesregierung beschlossen,
dass der Braunkohleausstieg in Nordrhein-Westfalen im Jahr 2030 er-
folgen soll, also acht Jahre eher als urspriinglich im Kohleausstiegsge-
setz geplant.

Der Ausstieg ist ein wichtiger Beitrag unseres Landes, um die Emission
des Treibhausgases CO; zu reduzieren und die Ziele des Weltklimaab-
kommens von Paris zu erreichen. Nordrhein-Westfalen tragt damit
auch entscheidend zur Einhaltung der deutschen sowie europaischen
Klimaschutzziele bei.

Fir das Rheinische Braunkohlerevier (zum Rheinischen Revier gehé-
ren die Kommunen des Rhein-Kreises Neuss, des Rhein-Erft-Kreises,
des Kreises Euskirchen, des Kreises Diren, der Stadteregion Aachen,
des Kreises Heinsberg und die Stadt Ménchengladbach) ist der vorge-
zogene Kohleausstieg eine enorme strukturpolitische Herausforde-
rung. Gleichzeitig bietet sich fur die Region die grof3e Chance, zur eu-
ropaischen Modellregion flr Energieversorgungs- und Ressourcensi-
cherheit zu werden.

Das Rheinische Revier hat bereits mit vielfaltigen Aktivitaten begon-
nen, die Herausforderungen anzugehen. Diesen Herausforderungen
soll mit einer starkenorientierten Wirtschaftsférderungsstrategie und
einem Leitbild begegnet werden, welches die Kompetenzen des Re-
viers nutzt. Hierzu wurden folgende Zukunftsfelder identifiziert:
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Energie und Industrie

Das Rheinische Revier will sich von einer Braunkohleregion zu einem
modernen und klimaneutralen Energie- und Industrierevier der Zukunft
entwickeln und als Modellstandort im kiinftigen Energiesystem fungie-
ren.

Ressourcen und Agrobusiness

Die Gestaltung der Ressourcenwende im Rheinischen Revier ist das
Kernthema des Zukunftsfeldes Ressourcen und Agrobusiness. Das
zentrale Ziel ist, das Rheinische Revier zu einer Zukunftsregion fir die
Ressourcenwende zu entwickeln. Zentrale Elemente sind die Ansatze
der Biobkonomie und der zirkularen Wirtschaft (,Circular Economy*).

Innovation und Bildung

Im Rheinischen Revier soll eine wegweisende Kultur fir Griindung und
Wachstum durch systematischen Wissens- und Technologietransfer
entwickelt werden (,Innovation Valley Rheinland®).

Raum und Infrastruktur

Vor dem Hintergrund der gréf3ten Konversions- und Transformations-
aufgabe in Europa und drangender Herausforderungen in Klimaschutz
und Klimaanpassung bedarf es einer zukunftsfahigen raumlichen
Transformation des Rheinischen Reviers inklusive der Infrastruktur.

An dem Standort in Geilenkirchen-Lindern sollen unter der Marke/ dem
Label ,FUTURE SITE INWEST* gezielt Betriebe von besonderer Be-
deutung flr die wirtschaftliche Entwicklung des Landes Nordrhein-
Westfalen angesiedelt werden, welche zur Starkung der Innovations-
kraft und Wertschdopfung sowie zur Schaffung neuer Arbeitsplatze bei-
tragen. Denkbar waren u.a. Ansiedlungen aus den Bereichen Automo-
bil-, Maschinen- und Anlagenbau, der pharmazeutischen, chemischen
und Kunststoffindustrie sowie der Energie- und Regelungstechnik (s.
LEP NRW). Der Standort dient nicht fur die regionale Versorgung mit
Flachen fur emittierende Gewerbe- und Industriebetriebe. Dartber hin-
aus kommt die Ansiedlung von grof3flachigen Einzelhandels-, Freizeit-
, Sport- oder Erholungseinrichtungen an diesen Standorten nichtin Be-
tracht. Gleiches gilt fir Lagerhduser, Lagerplatze, Logistikunterneh-
men und Versanddienstleister etc. Neben der Schaffung von einer Viel-
zahl neuer Arbeitsplatze und der Generierung von Wertschépfung und
Innovation in der Region, soll bei der Entwicklung der Flache der Fokus
auf einer nachhaltigen Flachenentwicklung und der Schaffung eines
klimaneutralen Industriestandortes liegen.

Die Flachen im Geltungsbereich liegen in Ganze im Stadtgebiet Gei-
lenkirchen. Daher obliegt die Planungshoheit der Stadt Geilenkirchen.
Im Oktober 2021 wurde diesbezuglich von der Stadt Geilenkirchen der
Aufstellungsbeschluss flr den Bebauungsplan Nr. 122 — Industriege-
biet Lindern ,FUTURE SITE INWEST* gefasst.

Auf Basis des im Vorplanungsprozess entwickelten Cluster-Konzeptes
wurde 2022 ein stadtebauliches Konzept entwickelt, welches als
Grundlage fur diesen Bebauungsplan dient (s. Kap. 8).

2.2, Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flachen

Die Novelle des Stadtebaurechts zur Starkung der Innenentwicklung
wurde 2013 beschlossen. Bisher galt u.a. das Ziel der Vermeidung der
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Aufienentwicklung. Mit den Ergdnzungen § 1a Abs. 2 Satz 3 und 4
BauGB wurde die sogenannte Bodenschutzklausel mit einem deutlich
konkreten formulierten Ziel des Schutzes landwirtschaftlicher Flachen
als bislang kombiniert. Doch auch nach dieser gesetzlichen Anderung
muss fur die Ausweisung neuer Bauflachen auf bislang landwirtschaft-
lich genutzten Flachen kein konkreter aktueller Bauflachenbedarf vor-
liegen, um ein stimmiges stadtebauliches Konzept zu bejahen. Nach
der Rechtsprechung des OVG Munster (Beschluss vom 14.07.2014 -2
B 581/14.NE) kann die Bodenschutzklausel das Vorliegen eines vali-
den stadtebaulichen Konzeptes nur dann ausnahmsweise in Frage
stellen, wenn fir die Ausweisung eines neuen Baugebietes aulerhalb
der bestehenden Ortslage in der konkreten Plansituation offensichtlich
absehbar keinerlei Bedarf besteht.

Wie oben bereits dargelegt, besteht fir landesbedeutsame innovative
GrofRvorhaben im Rahmen des Strukturwandels im Rheinischen Re-
vier entsprechender Bedarf an neuen Industrie- und Gewerbeflachen.
Der Standort bietet eine zentrale Lage im Kreis Heinsberg zwischen
den Ballungszentren an der Rheinschiene im Osten und den Benelux-
Landern im Westen. Kein anderer Industriestandort in Nordrhein-West-
falen befindet sich naher an den bedeutendsten Seehafen Europas in
Zeebrigge, Antwerpen, Rotterdam und Amsterdam. Aulierdem ist der
multimodale Binnenhafen in Born an der Maas (bzw. dem Julianaka-
nal) in nur 30 Minuten zu erreichen.

Unmittelbar stdlich des geplanten Industriegebietes liegt der Bahnhof
Lindern, der sich an der Gabelung zwischen der Bahnlinie Heinsberg
— Lindern und der Bahnstrecke Aachen — Ménchengladbach befindet.
Die Bahnverbindung Aachen — Ménchengladbach stellt eine wichtige
OPNV-Anbindung fir Pendler aus dem Umland dar.

Uberregional bedeutsame Verkehrswege verlaufen mit der A 46 nord-
lichin ca. 4 km Entfernung sowie stidlich mit der A 44 in ca. 12 km Ent-
fernung. Als wichtige Zubringerstralien sind die L 364 zur Anschluss-
stelle Hiickelhoven-Ost und in Richtung Geilenkirchen zu nennen so-
wie die L 228 in Richtung Heinsberg und zur Autobahn A 44 nach SU-
den.

Daruber hinaus bietet der Standort durch die Nahe zu den Forschungs-
und Innovationszentren in Aachen und Julich beste Voraussetzungen,
um die Komplexitat bei Innovationen und Produktentwicklungen effi-
zient zu gestalten.

Im Landesentwicklungsplan (LEP 2019) werden Ziele bzw. Grund-
satze fur Standorte fiur landesbedeutsame flachenintensive Grof3vor-
haben formuliert (s. Kap. 6.1), die in der Bauleitplanung zu beachten
bzw. zu bertcksichtigen sind. In der Begriindung zum LEP wird darge-
legt, dass diese Standorte in dem in den Erlauterungen genannten Fla-
chenumfang zu sichern sind. Nach dem Grundsatz 6.4-3 sind die
Standorte fur landesbedeutsame flachenintensive GroRvorhaben von
Land und Kommunen in partnerschaftlicher Zusammenarbeit mit der
Wirtschaft zu planen, zu entwickeln und zu vermarkten.

Den Vorgaben des LEP folgend, wurde bereits 1982 im Flachennut-
zungsplan der Stadt Geilenkirchen der Standort als Industriegebiet
ausgewiesen und somit bereits fur die kinftige Nutzung planungsrecht-
lich vorbereitet.
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Die Bdden innerhalb des Plangebietes werden heute bereits intensiv
landwirtschaftlich genutzt. Des Weiteren ist ein groRer Teil des Plan-
gebietes im Bestandsbericht (Band 1) des Bundesministeriums flr
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit — Abfallwirtschaft (For-
schungsbericht 103 40 102/02 S. 138) als Rulstungsaltlastenver-
dachtsstandort erfasst. Dazu gehdren der Standort eines Munitions-
sammellagers aus dem 1. Weltkrieg (Reg.-Nr. W5130) 6stlich angren-
zend an die L 228 sowie weitere Militareinrichtungen des 1. und
2. Weltkrieges (Fundamentreste Gebdude und Baracken, Bunker,
Laufgraben). Durch die Umsetzung der Planung wird der Versiege-
lungsgrad im Geltungsbereich zunehmen.

Im Rahmen der in diesem Verfahren zu erstellenden Umweltprifung
werden die durch diesen Bebauungsplan vorbereiteten Eingriffe in Na-
tur und Landschaft ermittelt und entsprechende Ausgleichs-, Vermei-
dungs- und MinderungsmalRnahmen festgelegt, sodass nach Umset-
zung der Planung keine erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt ver-
bleiben werden.

Daruber hinaus sind verschiedene MaRnahmen zum Ausgleich vorge-
sehen. Hierzu zahlen z. B. die Anlage von Grin- und Retentionsfla-
chen, Dach- und Fassadenbegrinung, Baumpflanzungen und die Er-
richtung von Biofassaden. Zudem ist angestrebt, auf den Dachern der
Gebaude und Hallen Agrarwirtschaft zu betreiben (z. B. Treibhauser
auf Dachflachen fir Obst-, Gemuse- und Blumenzucht). Aul3erdem ist
eine hohe Baudichte (héhere Baukoérper, mehrgeschossig) angestrebt,
welche die Inanspruchnahme von Bauland und somit den Landschafts-
verbrauch verringert. Somit verbleiben bei gleicher baulicher Nutzfla-
che Freiflachen, die fur Freiraumfunktionen zur Verfugung stehen.

Diese Konzeption entspricht den planerischen Zielsetzungen der Stadt
Geilenkirchen und der FSI und ist geeignet, eine bedarfsgerechte in-
dustriell/ gewerbliche Baulandentwicklung voranzutreiben.

Grundsatzlich kdnnen im Rahmen der Abwagung die Belange des Bo-
denschutzes zurlickgestellt werden, wenn konkurrierenden und konfli-
gierenden Belangen ein besonderes Gewicht zukommt. Im vorliegen-
den Fall stehen die Vorgaben der Landesplanung und die landespoli-
tisch bedeutenden Ziele, ein Industriegebiet fir landesbedeutsame
GrolRvorhaben zu schaffen und damit den Strukturwandel im Rheini-
schen Revier zu férdern, demgegeniber.

Angesichts der oben beschriebenen Aspekte soll der Schaffung eines
bereits planungsrechtlich vorbereiteten Industriegebietes in der Stadt
Geilenkirchen der Vorrang gegeben und demzufolge die Flachen im
Geltungsbereich der landwirtschaftlichen Nutzung entzogen und einer
baulichen Nutzung zugefiihrt werden.

2.3.  Ubergeordnete Ziele

Nach § 1 Abs. 2 ROG besteht die Leitvorstellung der Raumordnung in
einer nachhaltigen Raumentwicklung, ,die die sozialen und wirtschaft-
lichen Anspruche an den Raum mit seinen 6kologischen Funktionen in
Einklang bringt und zu einer dauerhaften, groRraumig ausgewogenen
Ordnung mit gleichwertigen Lebensverhaltnissen in den Teilrdumen
fahrt".
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Im Zusammenhang mit der Steuerung der Siedlungsentwicklung sind
im vorliegenden Fall u.a. die folgenden, in § 2 Abs. 2 ROG genannten
Grundsatze der Raumordnung besonders relevant:

o Im Gesamtraum der Bundesrepublik Deutschland und in sei-
nen Teilrdumen sind ausgeglichene soziale, infrastrukturelle,
wirtschaftliche, dkologische und kulturelle Verhaltnisse anzu-
streben. Dabei ist die nachhaltige Daseinsvorsorge zu sichern,
nachhaltiges Wirtschaftswachstum und Innovation sind zu un-
terstitzen, Entwicklungspotenziale sind zu sichern und Res-
sourcen nachhaltig zu schutzen.”

o ,Demographischen, wirtschaftlichen, sozialen sowie anderen
strukturverandernden Herausforderungen ist Rechnung zu tra-
gen, auch im Hinblick auf den Riickgang und den Zuwachs von
Bevolkerung und Arbeitsplatzen [...]; regionale Entwicklungs-
konzepte und Bedarfsprognosen der Landes- und Regionalpla-
nung sind einzubeziehen.”

e Der Raum istim Hinblick auf eine langfristig wettbewerbsfahige
und raumlich ausgewogene Wirtschaftsstruktur und wirt-
schaftsnahe Infrastruktur sowie auf ein ausreichendes und viel-
faltiges Angebot an Arbeits- und Ausbildungsplatzen zu entwi-
ckeln.”

Das produzierende Gewerbe in Nordrhein-Westfalen stellt nach wie
vor eine tragende Saule fir die Wirtschaft Nordrhein-Westfalens dar.
Damit sich Nordrhein-Westfalen im internationalen Standortwettbe-
werb, insbesondere im Zuge des Strukturwandels, auch zukinftig er-
folgreich positionieren kann, werden seit Jahrzehnten ausgewahlte
Standorte fir landesbedeutsame flachenintensive Grol3vorhaben mit
besonderer Bedeutung fiir die wirtschaftliche Entwicklung des Landes
gesichert. Die Neuansiedlung von GroRRvorhaben ist von besonderer
Bedeutung fir das industriepolitische Image des Landes. Zudem kon-
nen Neuansiedlungen in dieser GroRenordnung als industrielle Kern-
punkte vielfaltige Chancen und Anknipfungspunkte fur kleine und mitt-
lere Unternehmen und unternehmensorientierte Dienstleistungen bie-
ten. Schlielich wirde ohne die 0.g. Sicherung die Zahl der geeigneten
Flachen durch Nutzungskonkurrenzen immer weiter abnehmen.

24. Planungsziele

Die Ausweisung des neuen Industrie- und Gewerbegebietes dient, wie
unter Kap. 2.1 und 2.3 dargelegt, folgenden ibergeordneten Zielen:

e der Bereitstellung von Flachen fir landesbedeutsame, flachen-
intensive industrielle GroRvorhaben bzw. fir GrofRvorhaben,
die fir die Industrie von besonderer Bedeutung sind,

e der Unterstitzung des Strukturwandels im Rheinischen Braun-
kohlerevier,

e der Starkung der Innovationskraft in Nordrhein-Westfalen,

e der Entwicklung eines nachhaltigen, klimaneutralen und inno-
vativen Industrie- und Gewerbestandortes,

e der Schaffung und Sicherung von Arbeits- und Ausbildungs-
platzen sowie

e der Entwicklung eines innovativen Industrie- und Gewerbege-
bietes als Modell fir die gesamte Region.
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Mit der Ausweisung des neuen Industrie- und Gewerbegebietes kann
ein wesentlicher Beitrag zum Braunkohleausstieg in Nordrhein-West-
falen und zum Gelingen des Strukturwandels im Rheinischen Braun-
kohlerevier geleistet werden. Auf Basis der Strukturkonzepte und dem
daraus entwickelten stadtebaulichen Konzept wird eine entsprechende
Bau- und Freiraumstruktur planungsrechtlich definiert.

Diesbeziglich sind mit der Planung unter stadtebaulichen Gesichts-
punkten folgende Ziele verbunden:

¢ eine stadtebaulich sinnvolle und geordnete bauliche Entwick-
lung des Industrie- und Gewerbegebietes unter Einbindung und
Bericksichtigung des Ortsteils Lindern,

e die Schaffung eines imagebildenden Verknupfungsbereiches/
Entrées mit den bestehenden und erganzenden zentralen Ein-
richtungen,

e die Starkung der Eigenentwicklung des Ortsteils Lindern und
die Sicherung der vorhandenen Infrastruktur,

e die Ermdglichung zur Schaffung von flexibel und zukunftsfahig
dimensionierbaren Vorhabenverbinden,

e die zukunftsfahige Entwicklung des bestehenden Bahnhofes
Lindern sowie des Bahnhofsbereiches,

e der Ausbau und die Verlagerung des Busbahnhofes auf die
Nordseite des Bahnhofs,

e die Schaffung einer Nahmobilitatstrasse zwischen Bahnhof und
dem geplanten Industrie- und Gewerbegebiet,

e der Ausbau von Guterbahnanschlissen fir das gesamte In-
dustrie- und Gewerbegebiet,

e die Forderung des Radverkehrs,

¢ die Schaffung von hochwertig gestalteten, 6ffentlichen Raumen
mit Aufenthaltscharakter,

e die konsequente Vernetzung des Industrie- und Gewerbege-
bietes mit dem umliegenden Landschaftsraum durch Minimie-
rung des Landschaftsverbrauchs,

e die Umsetzung des Ausgleichs fir Natur und Landschaft Gber-
wiegend innerhalb des Plangebietes und somit die Schaffung
eines durchgriinten Gebietes,

o die Definition von gestalterischen Prinzipien im o&ffentlichen
Raum und fur die kiinftige Neubebauung sowie

e die Sicherstellung einer nachhaltigen Ver- und Entsorgung des
neuen Siedlungsbereichs.

Zu einer nachhaltigen Stadt- und Regionalentwicklung gehéren neben
der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeits- und Ausbildungs-
platzen u.a. auch die Bertcksichtigung der Wirtschaft sowie die Erhal-
tung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und der Umbau vor-
handener Ortsteile.
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Die Stadt Geilenkirchen und die FSI sind aufgrund der o.g. Aspekte
bestrebt, mit diesem Industrie- und Gewerbegebiet ein bedarfsgerech-
tes Angebot an Industrie- und Gewerbebauflachen flr nachhaltige, in-
novative zukunftsfahige Unternehmen vorzuhalten, neue Arbeitsplatze
zu schaffen und zu sichern und damit eine nachhaltige und geordnete
Stadt- und Regionalentwicklung sicherzustellen und zu férdern und ei-
nen Beitrag zum Gelingen des Strukturwandels im Rheinischen Braun-
kohlerevier zu leisten.

2.5. Klimaschutz/ Klimaanpassung

Mit der BauGB-Novelle 2011 wurde der Klimaschutz als Grundsatz der
Bauleitplanung gesetzlich einbezogen. Inhaltliche Vorgaben fiir die Be-
ricksichtigung macht die Klimaschutzklausel des § 1a Abs. 5 BauGB.
Hiernach soll den Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl durch
Maflinahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch
solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung ge-
tragen werden. Die Erfordernisse des Klimaschutzes sind in die bau-
leitplanerische Abwagung einzustellen.

Der Klimawandel ist ein globales Problem, welches nur durch viele lo-
kale Beitrage gelost werden kann. Mit der Entwicklung des geplanten
Industrie- und Gewerbegebietes sollen Flachen fir die Schaffung eines
nachhaltigen und klimaneutralen Industriestandortes bereitgestellt
werden und damit der Prozess der Transformation im Rahmen des
Strukturwandels im Hinblick auf den Braunkohleausstieg in Nordrhein-
Westfalen unterstitzt werden. Mit dem Ausstieg bis 2030 wird ein wich-
tiger Beitrag zur Reduzierung der Treibhausgase und damit zur Errei-
chung der Ziele des Weltklimaabkommens geleistet.

Im Zuge der verbindlichen Bauleitplanung werden im Rahmen der Ver-
fahren Festsetzungen entsprechend den in Kap. 2.3 genannten Zielen
zum Klimaschutz und zur Nachhaltigkeit getroffen bzw. MalRnahmen
im stadtebaulichen Vertrag gesichert. Hierzu zahlen beispielsweise die
Ruckfuhrung des anfallenden Niederschlagswassers in den naturli-
chen Wasserhaushalt, die Nutzung des anfallenden Grauwassers, die
Anlage von Grin- und Retentionsflachen, Dach- und Fassadenbegri-
nung, Baumpflanzungen und die Errichtung von Biofassaden. Des
Weiteren sind die Stellplatzanlagen und ihre Zufahrten mit wasser- und
luftdurchlassigen Materialien herzustellen. Zudem sollen ein Verbund-
netz fir Warme- und Kalteenergie sowie Ressourcenkreislaufe ge-
schaffen werden.

Daruber hinaus hat die Stadt Geilenkirchen ein integriertes kommuna-
les Klimaschutzkonzept erstellt (2013) (s. Kap. 6.7). Dieses Konzept
stellt die Grundlage aller bisherigen Aktivitaten im Bereich Klimaschutz
der Stadt Geilenkirchen dar. Es soll aufgrund geanderter Rahmenbe-
dingungen fortgeschrieben werden. Die Fortschreibung des Klima-
schutzkonzeptes wird im weiteren Verfahren bertcksichtigt.

3. Raumlicher Geltungsbereich

Das Gesamtgebiet des neuen Industrie- und Gewerbegebietes befin-
det sich nordlich des Ortsteils Lindern. Lindern liegt ca. 6,0 km nord-
westlich der Stadt Geilenkirchen an der L 228 und der L 364. Im Nord-
westen bzw. Westen befinden sich die Ortsteile Leiffarth und Honsdorf,
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im Osten liegt der Ortsteil Brachelen der Stadt Hickelhoven und im
Nordwesten der Ortsteil Randerath der Stadt Heinsberg.

Der Geltungsbereich flr den 1. Bauabschnitt wird wie folgt grob be-
grenzt:

¢ im Nordwesten verlauft der Geltungsbereich auf H6he der stid-
lichen Grenze der Kiesgrube des Kieswerkes Himmerich
(Stadtgrenze) bis zur Bahntrasse Lindern/ Heinsberg,

¢ im Norden verlauft die Grenze durch landwirtschaftlich genutzte
Flachen entlang der Stadtgrenze,

¢ im Osten verlauft der Geltungsbereich ebenfalls durch landwirt-
schaftlich genutzte Flachen von Norden nach Suden in Rich-
tung Lindern,

e im Suldosten beinhaltet der Geltungsbereich den geplanten
Kreisverkehr als Anschluss an die bestehende L 228/ L 364. Im
Siden reicht der Geltungsbereich bis an die ,Hickelhovener
Stralde” (L 364) und beinhaltet die Anbindung an den Bahnhof
Lindern, die Flachen der kiinftigen Mobilitdtsstation sowie die
Anbindung an die Linnicher Strafl3e (L 228),

e im Westen verlauft die Grenze von der Kreuzung ,Thomashof-
strale”/ ,Huckelhovener StralRe” (L 364) entlang der 6stlichen
Grenze der L 228 bis auf Héhe der geplanten Anbindung an die
im Westen verlaufende bestehende Bahntrasse Lin-
dern/ Heinsberg.

Ubersichtsplan mit Geltungsbereich des 1. Bauabschnittes (ohne MaRstab)

Die Gesamtflache des 1. Bauabschnittes betragt ca. 97,6 ha.
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4. Erforderlichkeit der Bebauungsplanung

Bevor das Industrie- und Gewerbegebiet umgesetzt werden kann, sind
die erforderlichen planungsrechtlichen Voraussetzungen durch die
verbindliche Bauleitplanung zu schaffen.

Im vorbereitenden Bauleitplan (FNP) ist das Plangebiet bereits seit
1982 als Industriegebiet mit einer Flache von ca. 240 ha ausgewiesen.
Ein verbindlicher Bauleitplan (Bebauungsplan Nr. 71) wurde zwar in
den 1990er Jahren aufgestellt, jedoch wurde damals kein Satzungsbe-
schluss gefasst (s. Kap. 6.5).

Um die Ansiedlung von landesbedeutsamen flachenintensiven Grof3-
vorhaben zu ermdglichen, sind fir diesen Bereich die planungsrechtli-
chen Voraussetzungen zu schaffen und eine geordnete stadtebauliche
Entwicklung zu gewahrleisten. Dementsprechend ist die Aufstellung ei-
nes Bebauungsplanes erforderlich.

5. Planverfahren

Das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 122 ,Indust-
riegebiet Lindern ,FUTUTRE SITE InWEST" der Stadt Geilenkirchen
erfolgt im Regelverfahren gemaf § 2 BauGB inklusive der Erstellung
eines Umweltberichtes, der gesonderter Teil dieser Begrindung ist.

6. Planungsrechtliche Situation und sonstige Planun-
gen

6.1. Landesentwicklungsplan (LEP)

Der Landesentwicklungsplan (LEP 2019) legt die mittel- und langfristi-
gen strategischen Ziele zur rdumlichen Entwicklung des Landes NRW
fest. Seine Ubergreifenden textlichen und zeichnerischen Festlegun-
gen, Ziele und Grundsatze sind in der nachgeordneten Regional-, Bau-
leit- und Fachplanung zu beachten bzw. zu bertcksichtigen.

Der Landesentwicklungsplan stellt die Flachen im Geltungsbereich
dieses Bebauungsplanes als Siedlungsraum fir landesbedeutsame
flachenintensive Grof3vorhaben dar. Dieser Standort ist bereits seit
1978 im Landesentwicklungsplan enthalten und ist einer von aktuell 4
Standorten landesweit.
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Ausschnitt Landesentwicklungsplan (ohne MaBstab)

6.4-1 Ziel — Standorte flir landesbedeutsame fldchenintensive Grol3-
vorhaben

Dieses Ziel besagt, dass der Standort Geilenkirchen-Lindern als
Standort fir landesbedeutsame flachenintensive GroRvorhaben fest-
gelegt ist und dass dieser Standort in dem in den Erlduterungen ge-
nannten Flachenumfang (ca. 240 ha) zu sichern ist.

In der Begrindung zum LEP wird ausgefihrt, dass diese Flachenvor-
sorge fur landesbedeutsame flachenintensive GroRRvorhaben fir Nord-
rhein-Westfalen wichtig ist, um sich im internationalen Standortwettbe-
werb auch zukinftig erfolgreich positionieren zu kénnen. Aufgrund
dessen sind die ausgewahlten vier Standorte im LEP mit besonderer
Bedeutung fiir die wirtschaftliche Entwicklung des Landes zu sichern.

Die Auswahl der aktuellen 4 Standorte fur landesbedeutsame flachen-
intensive GrolRvorhaben, welche Uberwiegend bereits seit 1978 im LEP
gesichert sind, beruht auf einer standortbezogenen Prifung der Um-
weltauswirkungen im Rahmen des Umweltberichtes zum LEP NRW.
Fir die Untersuchung wurden die Standorte nach folgenden Kriterien
beurteilt:

groRraumige Lage,

Nahe zu allgemeinen Siedlungsbereichen (ASB),
StraReninfrastruktur,

Schienenanbindung,

Eigentumerstruktur und Verflgbarkeit,
naturschutzfachliche Restriktionen.

2001 erfolgte eine Eignungsuberprifung der bis dahin im LEP 95 ent-
haltenen 13 Standorte fir landesbedeutsame flachenintensive Grof3-
vorhaben durch das ILS — Institut fur Landes- und Stadtentwicklungs-
forschung. Die damals verwandten Kriterien wurden als weiterhin ge-
eignet betrachtet und der zweiten Uberprifung der Eignung der Stand-
orte fur landesbedeutsame flachenintensive GroRvorhaben wiederum
zugrunde gelegt. Die nochmalige Uberpriifung erfolgte durch die Lan-
desplanungsbehoérde im Zuge der Entwurfsausarbeitung des LEP.
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Far drei (u.a. auch Geilenkirchen-Lindern) von den 4 ausgewiesenen
Standorten sind bereits Entwicklungsinitiativen entstanden. Fir diese
Standorte ist daher eine mittelfristige Verflgbarkeit anzustreben.

In der Begriindung wird weiterhin ausgefihrt, dass die Standorte vor
heranrickenden Nutzungen zu schitzen sind, welche eine zielkon-
forme Nutzung erschweren oder unmdglich machen.

6.4-2 Ziel — Inanspruchnahme von Standorten fiir landesbedeutsame
flaéchenintensive GroRvorhaben

Nach diesem Ziel sind die landesbedeutsamen Standorte fur flachen-
intensive GroRRvorhaben fur raumbedeutsame Vorhaben mit besonde-
rer Bedeutung fir die wirtschaftliche Entwicklung des Landes Nord-
rhein-Westfalen vorbehalten, die industriell gepragt sind und einen FIa-
chenbedarf von mindestens 50 ha haben. Diese GréRenordnung be-
zieht sich auf die geplante Endausbaustufe eines einzelnen GrofRvor-
habens oder eines Vorhabenverbundes.

Ausnahmsweise kann flir Vorhabenverblinde mehrerer Betriebe ein
Standort in Anspruch genommen werden, wenn sichergestellt ist, dass:

e die einzelnen Vorhaben funktionell miteinander verbunden sind
und

o die erste Ansiedlung eines Vorhabenverbundes durch ein Pro-
duktionsunternehmen mit einem Flachenbedarf von mindes-
tens 10 ha erfolgt.

Raumbedeutsame Vorhaben mit besonderer Bedeutung fir die wirt-
schaftliche Entwicklung sind nach Vorgabe des LEP:

e Vorhaben, die mafRgeblich zur Schaffung und Sicherung von
Arbeitsplatzen beitragen (arbeitsintensive Betriebe),

e Vorhaben, die fiir die im Land vorhandene zuliefernde und wei-
terverarbeitende Industrie von Bedeutung sind (wichtiges Glied
in einer Wertschdpfungskette) oder

e Vorhaben, die zur Starkung der Innovationskraft des Landes
beitragen (Betriebe oder Betriebsverbinde mit neuen, zu-
kunftsweisenden Produkten oder Produktionsverfahren).

Die Inanspruchnahme der Standorte durch Vorhaben, die weder lan-
desbedeutsam noch flachenintensiv sind, wie z. B. reine Unterneh-
mensverlagerungen, wird grundsatzlich ausgeschlossen. Einige we-
nige Ausnahmen kénnen ggf. zugelassen werden, wenn es sich um:

e Verlagerungen, bei denen Betriebserweiterungen am bisheri-
gen Betriebsstandort nicht mehr mdéglich sind,

e das Entstehen eines zusatzlichen neuen Unternehmensstan-
dortes handelt, wobei der bisherige erhalten bleibt und

e bei einer Entwicklung neuer Geschaftsfelder eines Unterneh-
mens.

Weiter wird in der Begriindung zum LEP ausgefihrt, dass die Stand-
orte Uberwiegend flir Nutzungen vorzusehen sind, die industriell ge-
pragt oder fur die Industrie von besonderer Bedeutung sind. Dazu zah-
len beispielsweise Unternehmen des Automobil-, Maschinen- und An-
lagenbaus, der pharmazeutischen, chemischen und Kunststoffindus-
trie, der Energie- und Regelungstechnik oder arbeitsintensive Verede-
lungsbetriebe des Logistikgewerbes. Die Standorte dienen nicht der
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regionalen Versorgung mit Flachen fir emittierende Gewerbe- und In-
dustriebetriebe und gehen daher auch nicht in die Ermittlung des regi-
onalen Gewerbeflachenbedarfs ein. Die Ansiedlung von grofflachigen
Einzelhandels-, Freizeit-, Sport- oder Erholungseinrichtungen kommt
an diesen Standorten nicht in Betracht.

Der Mindestflachenbedarf fir o.g. GroRvorhaben wurde entsprechend
der Praxis der Wirtschaftsforderung auf 50 ha festgelegt. Diese Fla-
chengréRe wurde durch eine Untersuchung im Auftrag von NRW.In-
vest bestatigt. Hierzu wurden 75 Investitionsvorhaben in Deutschland
und 6 in weiteren europaischen Nachbarlandern seit 2009 betrachtet,
welche gréflier als 12 ha waren. Diese wiesen in der Mehrheit einen
Flachenbedarf von bis zu 50 ha auf. Dies zeigte, dass durch die Vor-
gabe des Mindestflachenbedarfs von 50 ha und die Vorgabe des Min-
destflachenbedarfes von 10 ha fur die erste Ansiedlung eines Vorha-
benverbundes eine wirksame Abgrenzung der vier Standorte fir lan-
desbedeutsame flachenintensive GroRRvorhaben gegenuber kommu-
nalen und regionalbedeutsamen Gewerbegebieten gegeben ist. Dar-
Uber hinaus zeigte sich in Regionen mit einem langerfristig erfolgten
Siedlungsflachenmonitoring, dass die Uberwiegenden Flacheninan-
spruchnahmen in Gewerbe- bzw. Industriegebieten deutlich unter
10 ha liegen. Zudem bieten Gewerbe- und Industriegebiete bzw. die
entsprechenden im Regionalplan gesicherten Bereiche fur gewerbli-
che und industrielle Nutzungen in aller Regel keine zusammenhangen-
den Flachen an, die gréfRer als 50 ha sind.

Als ,flachenintensives Groldvorhaben® kann in einem begriindeten Ein-
zelfall ein sogenannter Vorhabenverbund mehrerer Betriebe unter den
im Ziel genannten Voraussetzungen anerkannt werden. Bei einem sol-
chen Vorhabenverbund hat zwar jedes einzelne Vorhaben fiir sich ge-
nommen einen geringeren Flachenbedarf als 50 ha, die Vorhaben
mussen aber funktionell so miteinander verbunden sein, dass sie in
ihrer Gesamtheit in der Endausbaustufe einen Raumanspruch von
mindestens 50 ha aufweisen. Die erste Ansiedlung eines Vorhaben-
verbundes hat dabei durch ein Unternehmen mit einem Flachenbedarf
von mindestens 10 ha zu erfolgen. Entscheidend ist hierbei der aus der
funktionellen Verbindung resultierende besondere Raumbedarf der
Vorhaben in ihrer Gesamtheit. Die gemeinsame Positionierung funkti-
onell verbundener Vorhaben an einem einzigen Standort vermeidet ein
Verkehrsaufkommen zwischen den Einzelvorhaben bzw. ermdglicht
Uberhaupt erst derartige aufeinander angewiesene Nutzungen.

6.4-3 Grundsatz — Entwicklung der Standorte fiir landesbedeutsame
flachenintensive Grol3vorhaben

Dieser Grundsatz besagt, dass die Standorte flr landesbedeutsame
flachenintensive GrofRvorhaben von Land und Kommunen in partner-
schaftlicher Zusammenarbeit mit der Wirtschaft geplant, entwickelt und
vermarktet werden sollen.

In der Begriindung zum LEP wird weiter ausgefiihrt, dass die o0.g. Zu-
sammenarbeit insbesondere die Optimierung der Verkehrsanbindung
und den Erwerb der Grundstucke betrifft. Eine gezielte Vermarktung
soll durch die landeseigene Wirtschaftsférderungsgesellschaft unter
Beteiligung der kommunalen Kooperationspartner erfolgen.
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Wie in den Kapiteln 2.1 und 2.4 ausgeflihrt, entspricht die Planung den
Vorgaben des LEP. Die im LEP verankerten Ziele bzw. der Grundsatz
werden im Rahmen der Bauleitplanung vollumfanglich beachtet bzw.
bertcksichtigt.

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen hat am 14. Marz 2025 be-
schlossen, den Landesentwicklungsplan NRW zu andern. Vom 03.04.
bis 30.06.2025 besteht im Rahmen des Beteiligungsverfahrens die
Méglichkeit, eine Stellungnahme zum Entwurf der 3. LEP-Anderung
abzugeben.

Die Anderungen im LEP werden im weiteren Verfahren entsprechend
beachtet.

6.2. Regionalplan

Gemal § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch sind die Bauleitplane den Zielen der
Raumordnung anzupassen.

Im gultigen Regionalplan 2003 (ehemals Gebietsentwicklungsplan) —
Teilabschnitt Region Aachen wird das geplante Industriegebiet als Be-
reich fir gewerbliche und industrielle Nutzungen (GIB) mit einer Uber-
lagerung der Zweckbestimmung ,GIB fir flachenintensive GroR3vorha-
ben“ festgelegt.

Die L 228 und die L 364 werden als Strafden fiir den vorwiegend Uber-
regionalen und regionalen Verkehr dargestellt. Stidlich des GIB ist die
bestehende Bahnstrecke als Schienenwege flir den Uberregionalen
und regionalen Verkehr festgelegt.

Angrenzend an das GIB sind allgemeine Freiraum- und Agrarbereiche
dargestellt. Norddstlich und westlich des GIB sind die allgemeinen
Freiraum- und Agrarbereiche mit der Freiraumfunktion ,Schutz der
Landschaft und landschaftsorientierte Erholung“ Giberlagert.

In der Erlauterungskarte des Regionalplans werden die L 228 und die
L 364 als Landesstrale Bestand dargestellt. Daruber hinaus ist nord-
lich von Lindern eine sonstige regionalplanerisch bedeutsame Strale
(Bestand und Planung) (K5n) dargestellt.

In den textlichen Darstellungen wird zu flachenintensiven Grof3vorha-
ben das Ziel 1 formuliert:

,Die zweckgebundenen GIB in Lindern (Stadt Geilenkirchen) und Eus-
kirchen (Stadt Euskirchen/Gemeinde Weilerswist) dienen ausschliel3-
lich der Unterbringung flachenintensiver GroBvorhaben geméaf3 LEP
NRW. Die éffentlichen Planungstrdger haben alle Planungen und Mal3-
nahmen in den angrenzenden Bereichen zu unterlassen, durch welche
die Verwirklichung der Planung unméglich gemacht oder wesentlich
erschwert wird. Bestehende Baurechte sind davon nicht betroffen.”



Stadt Geilenkirchen Bebauungsplan Nr. 122 18

P ARRE I NI e DS
Ausschnitt Regionalplan 2003 (ohne MaRBstab)

Neuaufstellung Regionalplan

Mit dem Aufstellungsbeschluss vom 10.12.2021 hat der Regionalrat
die Regionalplanungsbehérde beauftragt, die offentliche Auslegung
zur Neuaufstellung des Regionalplans Kéin einzuleiten. Die Offentlich-
keit sowie die in ihren Belangen beruhrten 6ffentlichen Stellen hatten
innerhalb der Auslegungsfrist vom 07.02.2022 bis zum 31.08.2022 die
Gelegenheit zur Stellungnahme zur Neuaufstellung des Regional-
plans. Das Verfahren ist noch nicht abgeschlossen.

Der Entwurf des in Aufstellung befindlichen Regionalplans (2021) legt,
analog des geltenden Regionalplans, das Plangebiet als Bereich flr
gewerbliche und industrielle Nutzung (GIB) mit einer Uberlagerung der
Zweckbestimmung ,,GIB fur flachenintensive GroRvorhaben® fest.

Fir die L 228 wird sudlich und westlich von Lindern sowie westlich in
dem festgelegten ,GIB fir flachenintensive GrolRvorhaben® eine Be-
darfsplanmafRnahme ohne raumliche Festlegung fur StralRen fur den
vorwiegend Uberregionalen und regionalen Verkehr dargestellt. Die
Ubrige L 228 und die L 364 werden als Stral’en fir den vorwiegend
uberregionalen und regionalen Verkehr dargestellt. Die im Regional-
plan 2003 ndérdlich von Lindern dargestellte sonstige regionalplane-
risch bedeutsame Stral’e (Bestand und Planung) (K5n) ist im Entwurf
des Regionalplanes nicht mehr enthalten.

Sudlich des GIB ist die bestehende Bahnstrecke als Schienenweg fur
den Uberregionalen und regionalen Verkehr festgelegt.

Angrenzend an das GIB sind allgemeine Freiraum- und Agrarbereiche
dargestellt. Norddstlich und westlich des GIB sind die allgemeinen
Freiraum- und Agrarbereiche mit der Freiraumfunktion ,Schutz der
Landschaft und landschaftsorientierte Erholung“ Giberlagert.

Die Ziele des LEP NRW (6.4-1 Ziel, 6.4-2 Ziel) werden analog als Fest-
legungen in den Regionalplan KdIn Gbernommen.
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usschnitt Regionalplan Entwurf 2021 (ohne MaRstab)
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Zum Entwurf des Regionalplans gehéren Erlauterungskarten zu sepa-
raten Themen. Die das GIB beriihrenden Karten sind im Weiteren be-
schrieben.

In der Erlauterungskarte 2 ,Regionalbedeutsame Kulturlandschaften/
Archaologische Bereiche® ist westlich an das GIB grenzend ein Kultur-
landschaftsbereich ,Baukulturelles Erbe“ dargestellt. Im Nordosten
grenzt ein Kulturlandschaftsbereich ,Landschaftskulturelles Erbe” mit
der Uberlagerung ,Archéologische Bereiche“ an den GIB an. Das Plan-
gebiet selbst ist als Siedlungsraum ausgewiesen.

In den Erlauterungskarten des Regionalplans F2 ,Schutzwirdige Bo-
den, F4 ,Landwirtschaft* und F5 ,Regionaler Biotopverbund® ist der
Bereich des GIB ebenfalls als Siedlungsraum dargestellt. In der Karte
F5 sind nordlich und 0Ostlich zusammenhangende Bereiche mit beson-
derer und herausragender Bedeutung fiir den Biotopverbund nach LA-
NUV NRW dargestellt, Gberlagert mit der Festlegung ,Bereiche flr den
Schutz der Natur (BSN)“. Westlich des GIB sind Bereiche mit beson-
derer Bedeutung fiir den Biotopverbund mit der Uberlagerung ,Berei-
che fur den Schutz der Landschaft und die landschaftsorientierte Er-
holung (BSLE)“ dargestellt.

Die Erlauterungskarte F8 ,Extremhochwasser” stellt nérdlich und Ost-
lich des GIB potentielle Uberflutungs- und Extremhochwasserbereiche
dar. Innerhalb des Plangebietes und angrenzend sind keine potentiel-
len Uberflutungs- und Extremhochwasserbereiche abgebildet.

Die in Aufstellung befindlichen Ziele sind gemall § 3 Abs. 1 Ziff. 4
Raumordnungsgesetz (ROG) i.V.m. § 4 Abs. 1 ROG in Abwagungs-
oder Ermessensentscheidungen zu berlcksichtigen.

Die Festsetzungen dieses Bebauungsplanes, als Uberwiegend Indust-
rie- und Gewerbegebiet fur flachenintensive GroRvorhaben, entspre-
chen sowohl den Zielen des glltigen Regionalplans als auch den Zie-
len des Entwurfes des Regionalplans.
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6.3. Landschaftsplan (LP)

Der Landschaftsplan 1/3 ,Geilenkirchen Wurmtal® (1983) legt fur den
Geltungsbereich des 1. Bauabschnittes das Entwicklungsziel 2 ,Anrei-
cherung“. Dieses Ziel formuliert fir die ausgeraumten, intensiv agra-
risch genutzten Rdume die Aufgabe der Anreicherung einer im Ganzen
erhaltungswirdigen Landschaft mit gliedernden und belebenden Ele-
menten. Dieses Ziel wird Uberlagert mit dem Entwicklungsziel 6 ,Aus-
gleich oder Ersatz®. Hierbei liegt der Schwerpunkt in der Schaffung von
Ausgleich und/ oder Ersatz fur absehbare bzw. nicht ausgeglichene
Eingriffe in Natur und Landschaft unter Zugrundelegung der Zielset-
zung der von diesem Entwicklungsziel Uberlagerten Entwicklungsziele
1 (Erhaltung einer mit natirlichen Landschaftselementen reich oder
vielfaltig ausgestatteten Landschaft (§ 18 Abs. 1 Nr. 1 LG)), 2 und 7
(Erhaltung von geomorphologisch pragenden Landschaftsteilen und
ihre Hervorhebung sowie 6kologische Aufwertung durch Anreicherung
mit gliedernden und belebenden Elementen (§ 18 Abs. 1 LG)).

Westlich der Bahnstrecke der Rurtalbahn verlauft ein Landschafts-
schutzgebiet (2.2-1) (LSG — 4902-0006 ,Wurmtal mit Tal des Beeck-
flieR, Immendorfer Flie3, Gereonsweiler Fliel¥ und Kotteler Schar so-
wie Leerodter Wald und Hover Busch).

Ausschnitt Landschaftsplan (ohne MaRstab)

6.4. Flachennutzungsplan

Mit der 5.2 Anderung des Flachennutzungsplanes der Stadt Geilenkir-
chen erfolgte 1982 die Anpassung an die Festsetzungen des Landes-
entwicklungsplanes. Seitdem wird die im LEP als Siedlungsraum flr
landesbedeutsame flachenintensive Grof3vorhaben festgelegte Flache
Uberwiegend als Industriegebiet (Gl) dargestellt.

Die L 228 ist als Uberortliche und 6rtliche Hauptverkehrsstral3e darge-
stellt.

Innerhalb des sldlichen Geltungsbereiches des 1. Bauabschnittes
sudlich der L 228 sind Flachen fiir die Landwirtschaft, Grinflachen mit
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der Zweckbestimmung Sportplatz, Dorfgebiet, Gewerbegebiet und Fla-
chen fur Bahnanlagen dargestellt.

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes flir den 1. Bauabschnitt des
Industriegebietes Lindern ,FUTUTRE SITE INWEST* entsprechen mit
der Darstellung als Industriegebiet Gberwiegend den Darstellungen
des Flachennutzungsplanes. Im stdlichen Bereich sudlich der L 228
entsprechen die Festsetzungen mit StralRenverkehrsflache, Verkehrs-
flachen besonderer Zweckbestimmung ,Fuf3- und Radweg und Bus*
sowie ,Mobilitdtsstation“ nicht den Darstellungen des Flachennut-
zungsplanes.

Die weitere Vorgehensweise bzgl. der Anderungen wird mit der Be-
zirksregierung Koln abgestimmt.

6.5. Bebauungsplane und Satzungen

Im Geltungsbereich des gesamten Industriegebietes besteht noch kein
rechtskraftiger Bebauungsplan.

Im Bereich des Ortsteils Lindern bestehen stdlich des Geltungsberei-
ches des gesamten Industriegebietes Bebauungsplane und eine Sat-
zung nach § 34 BauGB. Im Westen bestehen fir die benachbarten Ort-
steile Leiffarth und Honsdorf Bebauungsplane und Satzungen nach
§ 34 BauGB.



Stadt Geilenkirchen Bebauungsplan Nr. 122 22

Bebauungsplan Nr. 44 ,Lindern — Am Park*“

Der Bebauungsplan Nr. 44 befindet sich im Westen des Ortsteils Lin-
dern sudlich der Linderner Stral3e und setzt ein Allgemeines Wohnge-
biet und Stralkenverkehrsflachen fest. Dieser Bebauungsplan ist seit
1978 rechtskraftig.

Bebauungsplan Nr. 61 ,,Lindern — Sportplatz*

Der Bebauungsplan Nr. 61 befindet sich im Norden des Ortsteils Lin-
dern, nordlich der Bahnstrecke und der Stral3e ,Im Kuhkamp® sowie
sudlich der L 228. Es wird (iberwiegend eine Offentliche Griinflache mit
der Zweckbestimmung ,Sportplatz“ und ein Gewerbegebiet festge-
setzt.

Bebauungsplan Nr. 71

Am 07.10.1992 erfolgte flr das im Flachennutzungsplan ausgewie-
sene Industriegebiet (s. Kap. 6.4) der Aufstellungsbeschluss flr den
Bebauungsplan Nr. 71. Dieser Bebauungsplan sollte die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen fir die Nutzung und Bebauung des In-
dustriegebietes schaffen. Nach der 6ffentlichen Auslegung Offenlage
im Jahr 1995 erfolgte jedoch kein Satzungsbeschluss.

Lindern — Satzung gemaR § 34 BauGB

Fir den Uberwiegenden Bereich des Ortsteils Lindern besteht seit
1995, ausgenommen der rechtskraftigen Bebauungsplane, eine Klar-
stellungssatzung geman § 34 Abs. 4 Nr. 1 BauGB.

Leiffarth — Satzung gemaR § 34 BauGB

Fur den westlich des Plangebietes gelegenen, Giberwiegenden Bereich
des Ortsteils Leiffarth besteht seit 1996, ausgenommen des rechtskraf-
tigen Bebauungsplanes, eine Klarstellungssatzung gemaR § 34 Abs. 4
Nr. 1 BauGB in Kombination mit einer Abrundungssatzung geman § 34
Abs. 4 Nr. 3 BauGB.

Honsdorf — Satzung gemaR § 34 BauGB

Fur den ebenfalls westlich des Plangebietes gelegenen Ortsteil Hons-
dorf besteht seit 1996 eine Klarstellungssatzung gemaf § 34 Abs. 4
Nr. 1 BauGB in Kombination mit einer Abrundungssatzung gemaf § 34
Abs. 4 Nr. 3 BauGB.

6.6. Planungen anderer Trager offentlicher Belange

Es sind keine Planungsabsichten anderer Behorden oder sonstiger
Trager offentlicher Belange bekannt, die der gemeindlichen Planung
innerhalb des Plangebiets entgegenstehen.

6.7. Integriertes kommunales Klimaschutzkonzept der
Stadt Geilenkirchen

Im Juni 2021 hat der Deutsche Bundestag starkere Klimaschutzziele
beschlossen und dafiir das neue Klimaschutzgesetz 2021 verabschie-
det. Darin verankert wird das Ziel, bis 2045 klimaneutral zu sein. Bis
2030 sollen dafur insgesamt 65 % aller Treibhausgas-Emissionen ein-
gespart werden (im Vergleich zu 1990), das Klimaschutzziel 2040 sieht
88 % vor.
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Grundsatzlich ist festzustellen, dass lokale Aktivitaten im Klimaschutz
notwendig sind, um die angestrebten CO2-Reduzierungen der Bundes-
regierung zu erreichen. Als burgernachste staatliche Ebene haben die
Kommunen den direkten Kontakt zur Bevoélkerung und kénnen eine
zentrale Vorbildfunktion einnehmen. Diesbezuglich ist die Stadt Gei-
lenkirchen bestrebt, aktiv an diesem Strukturwandel mitzuwirken und
ihn im Sinne einer positiven kommunalen Entwicklung zu nutzen. Mit
der Erstellung des vorliegenden integrierten kommunalen Klima-
schutzkonzeptes wurden folgende Aufgaben und Zielsetzungen formu-
liert:

e die Erstellung eines realistischen und umsetzbaren MalRnah-

menprogramms mit Handlungsempfehlungen,

e Einbeziehung, Vernetzung und Motivation der vorhandenen lo-
kalen Akteure,

e FoOrderung des Ausbaus der dezentralen Energieversorgung
sowie des Ausbaus erneuerbarer Energien mit den Schwer-
punkten Solarenergie, Windenergie und Umweltwarme,

e Offentlichkeitsarbeit zur Einbeziehung der Bevélkerung,
¢ Aufbau eines Klimaschutzmanagements und
e Forderung des klimafreundlichen Verkehrs.

Das integrierte kommunale Klimaschutzkonzept der Stadt Geilenkir-
chen wurde am 11.12.2013 mit den darin enthaltenen MalRnahmen zur
Umsetzung durch den Rat der Stadt Geilenkirchen beschlossen.

Dieses Klimaschutzkonzept stellt die Grundlage aller bisherigen Akti-
vitaten im Bereich Klimaschutz der Stadt Geilenkirchen dar. Ausge-
hend vom damals angenommenen Basisjahr 2011 (100%) wurde eine
Reduzierung der CO2-Emissionen auf 82% in 2020 sowie 58% in 2030
als Zielsetzung angenommen. In konkreten Zahlen bedeutete dies eine
Reduzierung der CO?*Emissionen pro Einwohner von 8,9 Tonnen
(2011) auf 7,3 Tonnen im Jahr 2020 sowie 5,1 Tonnen im Jahr 2030.

Seit dem Zeitpunkt der Aufstellung im Jahr 2013 haben sich die ge-
setzlichen, rechtlichen sowie auch gesellschaftlichen Rahmenbedin-
gungen im Bereich Klimaschutz erheblich verandert. Aufgrund dessen
soll das Klimaschutzkonzept Uberarbeitet bzw. fortgeschrieben wer-
den.

Mit diesem Bebauungsplan wurden bereits zur friihzeitigen Beteiligung
bzw. werden im weiteren Verfahren Mallnahmen festgesetzt, die dem
Klimaschutz bzw. der Klimaanpassung dienen.

6.8. Einzelhandelskonzept der Stadt Geilenkirchen

Um die kinftige Entwicklung des Einzelhandels, insbesondere den
grof¥flachigen Einzelhandel, in der Stadt Geilenkirchen sinnvoll zu
steuern, wurde 2011 ein Einzelhandelskonzept von der Stadt Gei-
lenkirchen entwickelt und am 20.07.2011 vom Rat der Stadt Geilenkir-
chen gemal § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB als stadtebauliches Entwick-
lungskonzept beschlossen. Mit diesem Konzept werden die Entwick-
lungsziele fur den Einzelhandel festgelegt. Insbesondere soll die Funk-
tionsfahigkeit des zentralen Versorgungsbereiches Innenstadt Gei-
lenkirchen (Hauptzentrum) gestarkt werden.
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Eine Steuerung wurde als unerlasslich angesehen, da es in der Stadt
Geilenkirchen einen deutlichen Kaufkraftabfluss zu verzeichnen gab.
Der Neutralwert der Einzelhandelszentralitat liegt bei 100 %. Wenn die
Zentralitat einen Wert von Uber 100 % einnimmt, flie3t mehr Kaufkraft
zu als Kaufkraft abflief3t. Liegt die Zentralitat unter 100 %, so existieren
Abflisse von Kaufkraft, die nicht durch entsprechende Zuflisse kom-
pensiert werden kdnnen. Per Saldo flie3t demnach einzelhandelsrele-
vante Kaufkraft an andere Standorte bzw. in den Versandhandel oder
E-Commerce ab. Die Kennziffer fir die Einzelhandelszentralitat in der
Stadt Geilenkirchen betrug 2008 75,0 %. 2010 lag die Kennziffer nur
noch bei 73,4 %. Aus Geilenkirchen flie3t somit deutlich Kaufkraft ab.

Um den Einzelhandel zu starken, wurde einerseits der zu schitzende
zentrale Versorgungsbereich funktional und raumlich festgelegt und
andererseits eine ortsspezifische Liste der zentren- und nahversor-
gungsrelevanten Sortimente entwickelt sowie Steuerungsempfehlun-
gen ausgesprochen.

Die dem Konzept vorangegangene Analyse zeigte, dass eine Einzel-
handelssteuerung insbesondere in Gewerbegebieten erforderlich ist.
Dementsprechend wird im Einzelhandelskonzept flr die Aufstellung
neuer Bebauungsplane fur Gewerbegebiete empfohlen, Einzelhandel
mit zentren- und nahversorgungsrelevanten Sortimenten auszuschlie-
Ren. Ausnahmsweise sollen zentren- und nahversorgungsrelevante
Sortimente zuldssig sein, wenn sie lediglich untergeordnet als Rand-
sortiment angeboten werden. Diese Regelung ermoglicht somit die An-
siedlung von Einzelhandel mit nicht zentren- und nahversorgungsrele-
vanten Sortimenten, da dieser nicht zentrenschadlich ist (z. B. Mdbel-
haus). Da dieser nicht zentren- und nahversorgungsrelevante Einzel-
handel jedoch typischerweise ein ggf. zentren- bzw. nahversorgungs-
relevantes Randsortiment fuhrt, sollen diese Randsortimente in unter-
geordneter Weise zulassig sein.

Nach Aussage des Einzelhandelskonzeptes ist in sonstigen Baugebie-
ten grundsatzlich eine Einzelhandelssteuerung nicht erforderlich, da
sich bei der Analyse nur in Gewerbegebieten eine fur den Versor-
gungsbereich schadliche Entwicklung gezeigt hat. Bei einem konkre-
ten Ansiedlungswunsch ist jedoch im Einzelfall eine Vertraglichkeit zu
prufen und ggf. ein o.a. Einzelhandelsausschluss vorzunehmen.

Daruber hinaus gehende Regelungen werden nicht getroffen. Weitere
Vorhaben wie z. B. Kioske oder Eigenproduktionsverkauf kdnnen im
Einzelfall dann nach Bedarf in den jeweiligen Bebauungsplanen gere-
gelt werden.

In diesem Bebauungsplan werden nach den Empfehlungen des Ein-
zelhandelskonzeptes entsprechende Festsetzungen zur Einzelhan-
delssteuerung getroffen (s. Kap. 6.8 und Punkt 1.3 (Geilenkirchener
Sortimentsliste 2008) der textlichen Festsetzungen).
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7. Bestandssituation

71. Stadtebauliche Einbindung und bestehende Nut-
zung

Das Plangebiet des gesamten Industriegebietes befindet sich unmittel-
bar nérdlich der Ortslage von Lindern und stellt sich als weitrdumige
intensiv genutzte Agrarlandschaft dar.

Der westliche Rand des Gesamtgebietes wird durch die Bahnstrecke
Lindern-Heinsberg begrenzt. In ca. 250 m Entfernung befinden sich
die Ortsteile Leiffarth und Honsdorf mit ihrer linearen Bebauungsstruk-
tur entlang des BeeckflieRes. Im Nordwesten grenzt eine Kiesgrube
des Kieswerkes Himmerich an den Geltungsbereich und weiter n6rd-
lich befindet sich in ca. 400 m Entfernung der sidliche Auslaufer des
Ortsteils Randerath der Stadt Heinsberg. Im Norden und Osten gren-
zen Uberwiegend intensiv genutzte landwirtschaftliche Flachen und der
Jugendzeltplatz des Kreises Heinsberg an das Gesamtgebiet. In nérd-
licher Richtung verlaufen mehrere Gewasser parallel zueinander, zwi-
schen denen sich zwei Naturschutzgebiete (NSG Teichbachaue Him-
mericher Bucht, NSG Kapbusch) befinden. Im Osten des Gesamtge-
bietes befindet sich in ca. 650 m Entfernung der Ortsteil Brachelen der
Stadt Hickelhoven. Im Siden befinden sich sudlich der L 364 wiede-
rum intensiv genutzte landwirtschaftliche Flachen sowie im Sudwesten
der Ortsteil Lindern, welcher Uberwiegend sidlich der Bahnstrecke
Aachen - Ménchengladbach angesiedelt ist.

Der 1. Bauabschnitt des Industriegebietes umfasst den mittleren Teil
des Gesamtgebietes einschliellich der sldlichen Anbindung mit der
geplanten Mobilitatsstation und den erforderlichen Flachen fir den An-
schluss an den Bahnhof Lindern.

Geltungsbereiche 1. Bis 3. Bauabschnitt (ohne MaRBstab) Stand Marz 2025
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In Lindern existiert ein Lebensmittelvollversorger mit einer Backerei
und einer Tankstelle sowie ein Bahnhofs-Kiosk zur Deckung des tagli-
chen Bedarfes. Weiterhin befinden sich in Lindern ein Agrarhandel, ein
grines Warenhaus, ein Blumengeschaft, eine Autowerkstatt und ein
Uhrenmacher. Daruber hinaus sind auch ein Kindergarten, ein Physi-
otherapeut und Gastronomie vorhanden. Fir sportliche Zwecke stehen
zwei stadtische Sportplatze sowie eine Mehrzweckhalle zur Verfi-
gung, welche von verschiedenen ortsansassigen Vereinen genutzt
werden.

Die bauliche Struktur ist Uberwiegend von landlicher Ein- und Mehrfa-
milienhausbebauung und ehemaligen landwirtschaftlichen Hofstruktu-
ren bzw. noch aktiven landwirtschaftlichen Betrieben gepragt.

Die Flachen innerhalb des Geltungsbereiches des 1. Bauabschnittes
befinden sich zu groen Teilen im Eigentum des Landes NRW, treu-
handerisch verwaltet von NRW.URBAN und im Eigentum der Stadt
Geilenkirchen. Die nérdlichen Plangebietsteile sowie Flachen im Osten
befinden sich noch in privatem Besitz.

7.2. Verkehrliche ErschlieBung

ErschlieBung

Das Gesamtgebiet selbst wird durch die L 228 im Westen gequert, wel-
che derzeit die einzige Anbindung an das Uberdrtliche Verkehrsnetz
darstellt. Die L 364 verlauft angrenzend im Stden. Im Norden verlauft
innerhalb des Gebietes der Randerather Weg von Randerath bis Bra-
chelen. Im Ubrigen ist das Plangebiet insgesamt mit zahlreichen Wirt-
schaftswegen durchzogen.

GrofRraumig befindet sich das Gesamtgebiet zwischen den Verkehrs-
adern der Bundesautobahnen A 46 im Norden und A 44 im Siden. Die
Entfernung betragt ca. 7 km zur Anschlussstelle Dremmen an der A 46
sowie 15 km zur Anschlussstelle Aldenhoven an der A 44.

Im Mai 2017 wurde der letzte Bauabschnitt der B 56n fur den Verkehr
freigegeben und verbindet die A 46 ab dem Ausbauende bei Heinsberg
mit der niederlandischen Autobahn 2. Durch die Fertigstellung der
B 56n sind die groRen Industriestandorte und Seehafen in den Nieder-
landen und Belgien noch besser erreichbar. Kein Standort in Deutsch-
land liegt ndher am Antwerpener Hafen als der Kreis Heinsberg. Uber-
dies liegt der multimodale Binnenhafen (mit fahrplangesteuertem Con-
tainerfrachtverkehr von/nach Antwerpen und Rotterdam) in Born an
der Maas bzw. dem Julianakanal nur 30 Minuten vom Standort in Lin-
dern entfernt.

Das Plangebiet des 1. Bauabschnittes ist Uber die Linnicher Strale/
Huckelhovener Strale (L 228/ L 364) angebunden.

FuB- und Radverkehr

Im Radverkehrsnetz NRW ist Lindern Uber die Route zwischen den
Knotenpunkten 6 und 9 angebunden. In der Ortslage Wirm (Knoten-
punkt 6) fihrt der Radweg entlang der Wurm zwischen Geilenkirchen
und Randerath. Am Knotenpunkt 9 dstlich von Lindern teilt sich die
Route in Richtung Brachelen bzw. Linnich. Die Hauptroute verlauft
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Uber Wirm/ Leiffarth und Lindern entlang der L 364 auf einem gemein-
samen Geh- und Radweg. In Lindern flhrt die Route Gber den Bahn-
Ubergang, die Stralde Linderner Bahn, Linnicher Stral3e Gber die Bra-
chelener StralRe Richtung des Knotenpunktes 9. Der an der Route ge-
legene Bahnhof Lindern halt u.a. Abstellanlagen fur Fahrrader vor.

Offentlicher Personennahverkehr (OPNV)

In dem sidlich gelegenen Ortsteil Lindern befindet sich ein Bahnhof an
der DB-Strecke Aachen-Mdnchengladbach-Dusseldorf. Hier verkehrt
die von der Rurtalbahn betriebene Regionalbahn RB 33 und der von
National Express (RRX) betriebene Regionalexpress RE 4. Die RB 33
wird am Bahnhof Lindern geteilt. Ein Teil zweigt in Richtung Norden ab
(Lindern-Heinsberg) und der andere Teil fahrt weiter Richtung Erkelenz
und Moénchengladbach/ Duisburg. Der RE 4 verbindet die Bahnhofe
Aachen und Dortmund. Der nachste Glterbahnhof liegt in 6 km Entfer-
nung in Hickelhoven-Baal. Der RE 4 und die RB 33 verkehren stund-
lich, sodass in die Richtungen Aachen und Ménchengladbach jeweils
zwei Fahrtmdglichkeiten pro Stunde bestehen. In und aus Richtung
Heinsberg besteht eine Fahrtmdglichkeit pro Stunde.

Weiterhin ist der Ortsteil Lindern mit drei Bushaltestellen und drei Bus-
linien (406, 493, 494) an das OPNV-Netz angebunden. Mit der Linie
493, die Uber die L 364 und die L 228 verkehrt, ist das Gesamtgebiet
im Suden an das Netz angebunden.

An Wochenenden und Feiertagen besteht kein Angebot im Buslinien-
verkehr. In den Abendstunden und an Wochenenden kann jedoch auf
das bedarfsorientierte Angebot ,Multibus® zurtckgegriffen werden.
Dieser kann telefonisch vorbestellt werden und holt die Fahrgaste im
gesamten Kreis Heinsberg an den entsprechenden Haltestellen ab.
Am Bahnhof Lindern findet eine Verknlipfung des schienengebunde-
nen Verkehrs mit dem Busverkehr statt.

7.3. Ver- und Entsorgung

Die Netze zur Ver- und Entsorgung sind in den angrenzenden Stralten
vorhanden. Dies gilt auch fur die Versorgung mit Telekommunikations-
leitungen.

Innerhalb des Gesamtgebietes liegen keine fir die ErschlieBung der
geplanten Industrie- und Gewerbeflachen geeigneten Ver- und Entsor-
gungsleitungen. Infolgedessen sind neue Leitungen zur Ver- und Ent-
sorgung im Rahmen der geplanten ErschlieRung zu verlegen.

7.4. Topographie

Die Topografie des Gesamtgebietes zeichnet sich durch ihre grof3fla-
chig zusammenhangenden Héhenplateaus aus. Es sind hauptsachlich
drei grof¥flachige Terrassen mit Hohen von ca. 78 m {. NHN,
ca. 76 m 0. NHN und ca. 74 m u. NHN zu verzeichnen.

Insgesamt fallt das Gesamtgebiet von Stidwesten nach Nordosten hin
ab. Im Nordwesten sowie Nordosten sind zunehmend starke Gelande-
abfalle zu den angrenzenden Bachtéalern zu konstatieren. An der tiefs-
ten Stelle im Nordosten betragt die Gelandehéhe ca. 65 m 4. NHN.
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7.5. Boden / Hydrogeologie

Gemal § 44 Landeswassergesetz (LWG) i.V.m. § 55 Wasserhaus-
haltsgesetz (WHG) besteht fir Grundstlicke, die ab dem 01.01.1996
erstmals bebaut, befestigt oder an die 6ffentliche Kanalisation ange-
schlossen worden sind, die Pflicht, das Niederschlagswasser zu besei-
tigen. Nach Mal3gabe des § 55 Absatz 2 WHG kann diese Beseitigung
Uber eine ortsnahe Versickerung, Verrieselung oder Uber eine Kanali-
sation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewasser erfol-
gen.

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde zur Ermittlung des
Baugrundes sowie der Versickerungsfahigkeit ein Baugrund- und Ver-
sickerungsgutachten (Ingenieurgesellschaft Quadriga mbH, Stand Au-
gust 2022) erstellt.

Far die Erkundung der anstehenden und/ oder aufgefullten Boden im
Bereich des Gesamtgebietes wurden im Zeitraum Juni/ Juli 2022 ins-
gesamt 43 Bohrungen bis in Tiefen von 4,6 m und 8 m unter Gelande-
oberkante (GOK) niedergebracht. Fir insgesamt 18 Bohrungen wur-
den Versickerungsversuche durchgefiihrt. Des Weiteren wurden
17 Mischproben zusammengestellt und auf die Bestimmung der
LAGA-Einbauklassen untersucht (s.u.).

Im Ergebnis der Bohrungen wurden vier Homogenbereiche (I bis 1V)
definiert. Diese reichen vom humosen Oberboden (1) Gber bindige Auf-
fullungen und L&ss/ Losslehm (II), nichtbindige Auffullungen und Ter-
rassensedimente (lll) bis zu Terrassensedimenten verlehmt (1V).

Grundwasser/ Versickerungsfahigkeit

Lediglich in einer Bohrung (B 30) wurde ein Wasserspiegel von
4,1 m u. GOK eingemessen. In allen anderen Bohrungen wurde weder
Grund-, Schicht- noch Stauwasser angetroffen. Der Boden wurde in
allen Schichten in schwach erdfeuchtem bis oberflachennah teils in tro-
ckenem Zustand vorgefunden. Die am westlichen Rand des Plange-
bietes nahe der Bahntrasse gelegene Grundwassermessstelle ,Fa.
Gottschalk Br. 4“ (Messstellennummer 011002281) verzeichnete im
Oktober 2016 einen Grundwasserhdchststand von 54,35 m (. NHN.
Bei einer Gelandeoberkante von 78,83 m (. NHN lag der Flurabstand
somit bei ca. 24,5 m. Die Angaben der Hydrologischen Karte NRW
(Blatt 4903 Erkelenz, 1989) bestatigen diesen Grundwasserhdchst-
stand mit einem Bemessungswasserstand von ca. 55 mNHN2016 in-
nerhalb der Jlingeren Hauptterrassen des Rheins. Die Grundwasser-
gleichenkarte NRW (Blatt 4902 Heinsberg, 1998) gibt den maximalen
Grundwasserstand fir April 1988 mit ca. 53 m 4. NHN (2016) im Nor-
den und bis zu 56 m (. NHN (2016) im Siden des Projektgebietes an.
Der Flurabstand ist folglich ausreichend grof3.

Im Ergebnis der Versickerungsversuche liegen fiir den tiefergelegenen
Sandhorizont (Schicht 4) im Mittel alle bestimmten k-Werte im poten-
ziell versickerungsfahigen Bereich. Aufgrund des in norddstliche Rich-
tung geneigten Gelandeverlaufes ist fir eine geplante Versickerungs-
anlage die Herstellung im &stlichen Bereich (Feld E, s. Lageplan L 2
des 0.g. Gutachtens) innerhalb der Terrassensedimente (Schicht 4) zu
bevorzugen. Dabei sollte ein  Durchlassigkeitsbeiwert von
ki = 1 x 10-5 m/s zur Dimensionierung der Versickerungsanlagen an-
gesetzt werden.
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7.6. Altlasten

Innerhalb des Gesamtgebietes sind grof3e Teile im Forschungsbericht
des Bundesministeriums fiir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit! als Rlstungsaltlastenverdachtsstandort (Zeitraum: 1. Weltkrieg,
Kaiserliches Heer/ franzdsische und belgische Truppen) erfasst. Dazu
gehodren der Standort eines alten Munitionssammellagers aus dem
1. Weltkrieg (Reg.-Nr. W5130) 6stlich angrenzend an die L 228 sowie
weitere Militareinrichtungen des 1.und 2. Weltkrieges (Funda-
mentreste, Bunker, Laufgraben).

Aufgrund dessen wurde im Rahmen des Verfahrens eine Gefahr-
dungsabschatzung (GeoConsult, Stand 19.09.2024) fir das gesamte
Gebiet erstellt.

Es wurden insgesamt 6 Mischproben des Oberbodens enthommen so-
wie 80 Kleinrammbohrungen (KRB) bis in Tiefen von maximal 5,0 m
unter Gelandeoberkante (GOK) eingebracht.

Hierbei wurden tberwiegend natlrliche Béden in Form von Terrassen-
ablagerungen mit Lehmiberdeckung ermittelt. In einer Bohrung wur-
den Aufflllungsbdden mit Beimengungen an Gesteinsbruch und Bau-
schutt gefunden.

Die Oberbodenproben wurden gemall dem Parameterumfang der
Bundesbodenschutzverordnung (BbodSchV (2023) inklusive erweiter-
tem Analysenumfang auf Schwermetalle (14 Parameter) sowie extra-
hierbare organische Halogenverbindungen (EOX) und PFAS-Verbin-
dungen (7 Per- und Polyfluorierte Alkylsubstanzen) analysiert.

Die zusammengestellten Feststoffproben der tiefgreifenden Bdden
wurden gemal den Parameter-Vorgaben der Ersatzbaustoffverord-
nung (EBV) analysiert, unter Einbeziehung zusatzlicher Schwermetall-
parameter. Die Proben im Bereich des ehemaligen Munitionslagers
wurden zudem auf sprengstofftypische Verbindungen untersucht.

In der Analyse wurde der Oberboden gemaf’ Bundes-Bodenschutzver-
ordnung (BbodSchV) inklusive erweiterte Schwermetalle untersucht
und zusatzlich nach per- und polyfluorierte Alkylsubstanzen (PFAS).
Die Lehm- und Terrassenschichten wurden gemaf Ersatzbaustoffver-
ordnung (EBV) untersucht, die Aufflllungen auf erweiterte Schwerme-
talle und die Proben im Bereich des ehemaligen Munitionslagers auf
sprengstofftypische Verbindungen.

Im Ergebnis wurde festgestellt, dass die Oberbéden keine Uberschrei-
tungen der Prufwerte der BbodSchV aufweisen. Die gemessenen Ge-
halte an PFAS-Verbindungen liegen zudem unterhalb der Hintergrund-
werte flr Oberbdden in Nordrhein-Westfalen.

Die nach Ersatzbaustoffverordnung analysierten Feststoffproben der
natiirlichen Béden weisen keine bis geringfiigige Uberschreitungen der
Grenzwerte auf.

In den lokal erkundeten Auffullungen (KRB 21) wurden abweichend zu
den Ubrigen Analysenergebnissen bis zu 12-fach erhéhte Schwerme-
tallgehalte gemessen.

Sprengstofftypische Verbindungen wurden in keiner der Proben nach-
gewiesen.

Im Gesamtresultat der Analysen geht von den erkundeten Béden und
Oberbdden nach gutachtlicher Beurteilung kein Gefahrdungspotential

1 Umweltforschungsplan des Bundesministeriums fir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
- Abfallwirtschaft - Forschungsbericht 103 40 102/02 UBA-FB 96-030/1: Bestandsaufnahme von
Ristungsaltlastenverdachtsstandorten in der Bundesrepublik Deutschland, Band 1, Seite 138
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fur die relevanten Schutzgiter aus. Die Béden kdnnen uberwiegend
vor Ort verbleiben bzw. im Zuge der BaumalRnahme wiederverwertet
werden. Eine Uberpragung der értlichen Bdden durch die ehemalige
Nutzung der Flache als Munitionslager (Auffillungen) kann fir den
grofiten Teil der Flache nicht bestatigt werden.

Um die Ausdehnung der Auffillungen bei KRB 21 und eine ggf. davon
ausgehende mogliche Gefahrdung abschatzen zu kdénnen, sind in die-
sem Bereich erganzende Untersuchungen vorgesehen. Diese erfolgen
bis zur Veroffentlichung im Rahmen der archdologischen Erkundun-
gen.

7.7. Tektonik

Die Flachen des gesamten Industriegebietes liegen im Bereich der
Erftscholle. Diese ist durch tektonische Verwerfungen und Stérungen
gekennzeichnet. Die gréfte mafigebliche Stérung ist die dstlich der
Rur verlaufende Rurrandverwerfung, die die Rurscholle von der
Erftscholle abgrenzt. Auf der Erftscholle verlaufen diverse weitere Sto-
rungen (z. B. Diagonalsprung, Siersdorfer Westsprung). Tektonische
Bewegungen im Bereich von Stérungen kdénnen bereichsweise rezent
aktiv sein.

Im Plangebiet selbst sind keine tektonischen Stérungen ausgewiesen.

7.8. Erbebengefahrdung

Das Gesamtgebiet liegt gemaf DIN 4149:2005-04 im Bereich der Erd-
bebenzone 3. Die Untergrundklasse ist mit S (Gebiete tiefer Becken-
strukturen mit machtiger Sedimentfiillung) angegeben.

7.9. Kampfmittel

Nach Aussage des Kampfmittelbeseitigungsdienstes (KBD) der Be-
zirksregierung Dusseldorf (03.09.2018) liegen Hinweise auf vermehrte
Bodenkampfhandlungen und Bombenabwdirfe vor. Insbesondere exis-
tiert ein konkreter Verdacht auf Kampfmittel bzw. Militareinrichtungen
des 2. Weltkrieges (Laufgraben).

Diesbeziiglich wird eine Uberprifung der zu (iberbauenden Flachen
auf Kampfmittel empfohlen.

Bereits in den 1990er Jahren hat eine umfangreiche Raumung des Ge-
samtplangebietes stattgefunden. Lediglich einzelne Flachen, die von
der damaligen Planung nicht erfasst wurden, wurden damals auch
nicht berticksichtigt.

Auf Antrag der Stadt Geilenkirchen hat eine Absuchung bzw. Raumung
der ubrigen Flachen im 1. Bauabschnitt im Jahr 2025 stattgefunden.
Mit Abschlussbericht vom 02.04.2025 teilte der KBD mit, dass weitere
Erdkampfmittel und Munitionsteile geborgen worden. Es sei aber nicht
auszuschlieRen, dass noch weitere Kampfmittel im Boden vorhanden
sind. Daher kénne diese Mitteilung nicht als Garantie der Freiheit von
Kampfmitteln gewertet werden. Insofern sind Erdarbeiten mit entspre-
chender Vorsicht auszufiihren.

Diesbeziiglich wurde ein entsprechender Hinweis in den Bebauungs-
plan aufgenommen.
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7.10. Bodendenkmaler

Bereits im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 71
wurde vom Landschaftsverband Rheinland (LVR) Rheinisches Amt flir
Bodendenkmalpflege 1993 auf die fiir die Archdologie bedeutende Bo-
denzone innerhalb des geplanten Industriegebietes Lindern hingewie-
sen. Diesbezlglich liegen dem LVR Hinweise zu Siedlungstatigkeiten
von der ROmerzeit bis zur Neuzeit vor (Fundstellen 1432/13, 1432/019,
1433/008, 1433/011, 1433/4, 1433/05, 1433/6, 1433/7, 1375/4).

Die zahlreichen rémischen Funde aus diesem Bereich belegen eine
umfangreiche romische Siedlungstatigkeit. Dabei ist anzumerken,
dass die wirkliche Ausdehnung rémischer Gehdfte aller Erfahrung
nach groRer ist als die erkennbaren Bauschuttstreuungen. In der Regel
beanspruchen sie eine Flache von bis zu 5 ha. Im Aul3enbereich der
Anlagen liegende Graber und nicht ziegelgedeckte Holzbauten kénnen
meist durch Oberflachenbegehungen nicht erkannt werden.
Flachengrabungen im Bereich des Braunkohlentagebaues haben ge-
zeigt, dass der oberflachlich fundleer erscheinende Raum zwischen
den ziegelgedeckten und steinfundamentierten Hauptgebauden sehr
wichtige archaologische Befunde liefert, die fur das historische Ge-
samtbild unverzichtbar sind.

Daruber hinaus waren dem LVR aus dem Gesamtgebiet zahlreiche
Standorte von gesprengten Unterstanden des Westwalles bekannt.

Im Gesamtgebiet befinden sich mehrere vermutete Bodendenkmaler
(VBD). Hierzu gehdren:

e eine ROmische Trimmerstelle im Nordosten des Geltungsberei-
ches (VBD 0055, VBD 0001),

e ein Kreisgraben (ggf. Higelgrab) im Norden (VBD 0005),

o das vermutete Bodendenkmal Wistung Haus Bollmer und eine
Grabenanlage im Siden (VBD 0012, VBD 0013),

e ein ehemaliges Munitionslager aus dem 1. Weltkrieg (1917) im
Nordwesten (VBD 0011). Das Lager wurde im 2. Weltkrieg von
den Belgiern genutzt und ausgebaut bzw. erweitert sowie

e mehrere Bunker aus dem 2. Weltkrieg (VBD 0002, VBD 0003,
VBD 0004, VBD 0006, VBD 0007, VBD 0008, VBD 0009, VBD
0010).
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Verortung der vermuteten Bodendenkmaéler (VBD) (ohne MaBstab)

Im Rahmen des Verfahrens wurde zur Aufarbeitung der archdologi-
schen Situation eine Fachfirma fir Archdologie und Denkmalpflege be-
auftragt. Derzeit liegen nach ersten Recherchen nachfolgende Er-
kenntnisse vor (Dezember 2023).

Bei dem Kreisgraben im Norden konnte es sich um ein Hlgelgrab han-
deln. Hugelgraber wurden in gréReren Graberfeldern errichtet. Auf-
grund dessen ist davon auszugehen, dass sich im Umfeld noch weitere
Graber befinden.

Im Hinblick auf das Munitionslager gibt es u.a. eine Akte beim Auswar-
tigen Amt, die eingesehen werden konnte. Dieser Akte ist u.a. auch zu
entnehmen, dass die Belgier nach ihrem Abzug alle baulichen Anlagen
und Gleise zurlickgebaut haben, um die Flachen der landwirtschaftli-
chen Nutzung wieder zur Verfligung stellen zu kénnen. Dennoch ist
nicht davon auszugehen, dass durch die neu-zeitliche Bebauung, Nut-
zung und durch den Abbruch der Anlagen flachig tiefgreifende Zersto-
rungen vorliegen. Je nach Tiefe der Uberpragung kénnen darunter
bzw. in Zwischenbereichen auch Uberreste von Fundplatzen &lterer
Zeitstellung erhalten sein. Des Weiteren existiert ein Katasterplan mit
der Darstellung des damaligen Gleisnetzes, welches sich im sidlichen
Bereich des 1. Bauabschnittes befand.

Die Bunker aus dem 2. Weltkrieg wurden nach den vorliegenden Infor-
mationen alle zurlickgebaut.
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Im weiteren Verfahren erfolgen entsprechende Untersuchungen der
Flachen im gesamten Plangebiet (s. Kap 14.1).

7.11. Emissionen / Immissionen

Auf das Plangebiet wirken Verkehrslarmimmissionen aus der L 228
und der L 364 ein. Darlber hinaus verlauft sudlich und westlich des
geplanten Industriegebietes die Bahnstrecke Aachen-Moénchenglad-
bach-Dusseldorf bzw. die Strecke der Rurtalbahn Lindern-Heinsberg.

Des Weiteren wirken aus bestehenden Gewerbebetrieben und -anla-
gen Gewerbelarmimmissionen auf das Plangebiet ein.

8. Bebauungs-, ErschlieBungs- und Freiraumkonzept

8.1. Benchmarks fiir ein zukunftsweisendes Industriege-
biet

Um das Ziel, ein innovatives und nachhaltiges Industriegebiet zu ent-
wickeln, zu sichern und messbar zu machen, wurden Benchmarks
(Zielsetzungen) entwickelt.

Stadtebau

o die Schaffung eines Verknipfungsbereiches zwischen dem be-
stehenden Ort Lindern (Bahnhof) und dem sidlichen Bereich
des geplanten Industrie- und Gewerbegebietes

e die Konzentration zentraler Einrichtungen in diesem Verknup-
fungsbereich

Architektur

e nachhaltige Entwicklung der Industriegebaude durch klima-
neutrale Bauweise und nach Moéglichkeit unter Verwendung
nachhaltiger Rohstoffe und/oder Recyclingbaustoffe

¢ die Kompensation der der Natur und Landwirtschaft entzoge-
nen Flachen durch die Nutzung der entstehenden Dach- und
Fassadenflachen (doppelte Nutzung der bebauten Flachen)

Flachenverbrauch/ Flachenversiegelung
e die Reduzierung des Landschaftsverbrauches durch Erhéhung
der Baudichte

¢ die Aufwertung und Vernetzung der vorhandenen und geplan-
ten Freiraumstrukturen

Mobilitat/ Verkehr

e die Verkehrsverlagerung vom MIV (motorisierter Individualver-
kehr) in Richtung OPNV und NMIV (nichtmotorisierter Individu-
alverkehr) zur Schaffung einer umweltvertraglichen und damit
ressourcenschonenden ErschlieBung durch P&R-Stellplatze
an der Bahnstrecke, Nahmobilitdtsangebote, Guterbahnan-
schlusse fur das gesamte Industrie- und Gewerbegebiet

e grundsatzliche Reduzierung der Verkehre auf ein Minimum

Wasserwirtschaft

e die 100%ige Nutzung des anfallenden Niederschlagswassers
(Regenwassermanagement)
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o die Nutzung des anfallenden Grauwassers (Grauwasserma-
nagement)

Kleinklima

¢ die Schaffung von Verdunstungsflachen zur Verbesserung des
Kleinklimas (Anlage von Grlinflachen, Blaudachern und Pflan-
zungen von Baumen)

o die Verschattung von versiegelten Flachen durch Baumpflan-
zungen

Nutzungskreislauf/ Transformation

e die Schaffung von nutzungsneutralen stadtebaulichen und ar-
chitektonischen Strukturen (Nachhaltigkeit baulicher Anlagen)

Flora/ Fauna

o die Schaffung neuer Refugien fir Kleinsduger, Voégel und In-
sekten (durchlassige Zaune, Biofassaden)

o die Errichtung von Biofassaden

Energie-/ Ressourcenwirtschaft

e die Schaffung von Verbundnetzen fir Warme- und Kalteener-
gie
e die Schaffung von Ressourcenkreislaufen.

Die Sicherstellung der Umsetzung der 0.g. Benchmarks erfolgt zu Tei-
len durch Festsetzungen und Hinweise im Bebauungsplan (Festschrei-
bung der stadtebaulichen Grundstruktur inkl. der verkehrlichen Anbin-
dung an das Verkehrsnetz und den Bahnhof Lindern (Nahmobilitats-
trasse, Mobilitatsstation etc.), Festsetzungen zu Gebaudehdhen und
Versiegelungsgrad, die Festschreibung von Begriinung von Tiefgara-
gen, Dachern und Fassaden, die Festsetzung der vernetzten Grin-
strukturen inkl. der erforderlicher Retentionsflachen, Hinweise zum Ar-
tenschutz) und dartber hinaus Uber vertragliche Regelungen in den
Grundstuckskaufvertragen.

Im weiteren Verfahren werden u.a. noch Festsetzungen zu den Kom-
pensationsmaflnahmen im Plangebiet getroffen.

8.2. Leitidee und Bebauungskonzept

Strukturkonzept

Im Rahmen der Bearbeitung des Projektes wurden auf Basis des
50 ha-Cluster-Konzeptes verschiedene stadtebauliche Entwurfsan-
satze entwickelt und erortert. Aus dieser Planphase wurden zwei po-
tenzielle Varianten favorisiert (Strukturkonzept Nr. 2 und 8), welche im
folgenden Prozess weiterentwickelt und detailliert wurden. Im Dezem-
ber 2022 wurde seitens der Gesellschafter der FSI entschieden, das
Strukturkonzept 8 zu priorisieren und weiter zu entwickeln. Das stad-
tebauliche Konzept auf Grundlage dieses Strukturkonzeptes wurde
dann in einer Birgerinformationsveranstaltung im April 2023 der Of-
fentlichkeit vorgestellt. Das danach final abgestimmte stadtebauliche
Konzept ,Linderner Dreieck” wurde im Juni 2023 durch die Gesell-
schafter der FSI beschlossen und liegt diesem Bebauungsplan zu-
grunde.
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Die favorisierte Variante 8 ,Linderner Dreieck” zeichnet sich insbeson-
dere durch folgende Elemente aus:

o Erweiterung der Ortslage Lindern nach Norden unter Anbin-
dung an den Bahnhof, die L 228/ L 364 sowie die Linnicher
Stralde als Entrée zum Industriegebiet,

e Errichtung von zentralen Einrichtungen im Anschlussbereich
zur Ortslage von Lindern,

e Errichtung eines zentralen Bahnanschlusses als Schleife mit
Umfahrung des Gesamtgebietes und der Moglichkeit mehrerer
Anschlisse in die Gebietsflache sowie eines Personenbahn-
hofs,

e Reduzierung der Bauflachen auf 3 Cluster mit Erweiterungs-
moglichkeiten der Cluster als auch der Moéglichkeit zur Planung
eines zusatzlichen Clusters,

e umlaufende Eingriinung des Gesamtgebietes im Ubergang zur
Landschaft,

e eine Griunflache im Siden des Plangebietes angrenzend zur
Ortschaft Lindern als Eingangstor in das Industriegebiet mit re-
prasentativen Einrichtungen,

e Abgrenzung der drei Bauabschnitte durch Grinachsen,

¢ Retentionsbereiche in den zentralen Grunachsen,

e nordliche Umfahrung der Ortslage Lindern.

SN

K24N

QU-Lindern

Stadtebauliches Konzept (ohne MaBstab) Stand Marz2025

Die geplante Bebauungsstruktur sowie die Ausgestaltung der Baukdr-
pervolumen orientieren sich an den Erfordernissen groRindustrieller
Anlagen. Das stadtebauliche Konzept zeigt somit beispielhaft eine
mogliche Baukorperstellung innerhalb der geplanten drei Bauab-
schnitte.
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Die Baukorperhdhen orientieren sich ebenfalls an den Erfordernissen
solcher Anlagen und ermoglichen eine mehrgeschossige Bebauung.
Als H6henmalstab dienen die am nérdlichen Siedlungsrand von Lin-
dern befindlichen Siloanlagen mit ca. 20 m Baukoérperhoéhe.

Die Planung sieht vor, die Hohe der Baukdrper vom ndérdlichen Sied-
lungsrand der Ortslage Lindern ausgehend ansteigen zu lassen und
starke Hoéhenverspringe zu vermeiden. Hierzu dienen auch die den
Hallenkomplexen nach Suden hin vorgelagerten kleinteiligeren Bau-
korperstrukturen. Hier sollen Nutzungen aus den Bereichen Verwal-
tung, Forschung, Schulung sowie sozialen Zwecken dienende Einrich-
tungen mit hoher Offentlichkeitswirksamkeit verortet werden.

Das stadtebauliche Konzept ,Linderner Dreieck® wurde gemal § 1
Abs. 6 Nr. 11 BauGB, vor dem Hintergrund der Sicherung der notwen-
digen Erschliefung, am 27.03.2025 im Ausschuss fur Stadtentwick-
lung und Wirtschaftsférderung der Stadt Geilenkirchen vorgestellt und
am 09.04.2025 vom Rat der Stadt Geilenkirchen beschlossen.

Standortentwicklung Lindern

Zentrale Einrichtungen / soziale Infrastruktur

Im Bereich Lindern Nord soll es kinftig einen Verknlpfungsbereich mit
dem neuen Industriegebiet geben, in dem zentrale Einrichtungen (Be-
sucherzentrum, Ausbildungs-, Beherbergungs- und Gaststatten- sowie
KITA-Angebote, sportliche Einrichtungen etc.) als imagebildender Be-
reich errichtet werden. Diese zentralen Einrichtungen sollen dem Ge-
samtort dienen und eine Starkung des Bildungs-, -Sport-, Vereins- und
Freizeitwesens in Lindern schaffen.

Aufwertung des Bahnhofs Lindern

Die bestehende Personenunterfihrung soll in nérdliche Richtung ver-
langert, ausgebaut und fir den Radverkehr komfortabel ertlichtigt wer-
den. Weiter ist die Verlegung des Busbahnhofs auf die Nordseite des
Bahnhofs vorgesehen. Die Errichtung von komfortablen Radabstellan-
lagen in nachster Nahe zu den Bahnsteiganlagen, die Einrichtung von
P&R, Kiss & Ride sowie Taxianlagen auf der Nordseite der Bahntrasse
sowie die Errichtung von witterungsgeschutzten Wartebereichen und
Serviceangeboten direkt am Bahnsteig sollen das Angebot abrunden.

Verkehrliche Infrastruktur

Bei Umsetzung der Planung ist die Errichtung einer nérdlichen Orts-
umgehung Lindern geplant, welche der Entlastung der innerdrtlichen
verkehrlichen Situation dienen soll. Demzufolge wird eine Neuordnung
und Aufwertung der verkehrlichen Situation innerhalb Linderns ermdég-
licht.

Mit Umsetzung der geplanten verkehrlichen Infrastrukturmafnahmen
wird ein zentraler Mobilitdtsknotenpunkt geschaffen und der OPNV ge-
starkt.

Sonstige Infrastruktur und Nutzungen

Mit Umsetzung des Industriegebietes werden ortsnahe Arbeitsplatze
geschaffen. Infolgedessen ist eine steigende Nachfrage nach Wohn-
raum zu erwarten, die wiederum die Ausweisung neuer Wohngebiete
bedingt. Hierdurch ist von einer Starkung und Ergdnzung der beste-
henden sozialen Infrastruktur auszugehen, was die Attraktivitat Lin-
derns steigern wird. Dartber hinaus werden Entwicklungsmaoglichkei-
ten fur Handel, Dienstleistungen und Gewerbe geschaffen.
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Energieversorgung

Mit den kinftigen Industriebetrieben ist der Aufbau eines nachhaltigen
Energiemanagements (Energieverbund) vorgesehen. Dies kénnte ggf.
mit einer Partizipation der Blirgerschaft einhergehen.

Wohnstandort Lindern

Es besteht die Chance zur Aufwertung der Ortschaft ein integriertes
Handlungskonzept zu erarbeiten und auf diese Weise Férdermittel zu
generieren. Durch die Schaffung standortnaher Arbeitsplatze wird der
Wohnstandort gestarkt und die standortnahe Grundversorgung gesi-
chert bzw. ein Ausbau ermdglicht.

Bodenrichtwerte Lindern
Die gesamte Entwicklung bewirkt die Sicherung und Erhéhung der Bo-
denrichtwerte in Lindern.

Bauabschnitte

Das oben beschriebene Strukturkonzept sieht, bezugnehmend auf die
landesplanerischen Rahmenbedingungen fir eine LEP-Flache, die
Entwicklung von drei Bauabschnitten vor, bei denen zumindest die ers-
ten beiden Entwicklungsphasen die geforderten 50 ha lberschreiten.

Der 1. Bauabschnitt umfasst den mittleren Planbereich 6stlich der
L 228. Dieser Bauabschnitt wird verkehrstechnisch durch eine Kreis-
verkehrsanlage direkt von der L 228/ L 364 aus Sudosten erschlossen.
Weiterhin erfolgt weiter sudlich die Errichtung einer Mobilitatsstation
des neuen Busbahnhofs sowie der Anschluss an den Personenbahn-
hof Lindern.

Mit der Errichtung eines neuen (4.) Gleises kann im Bereich des Bahn-
hofs ein Anschluss an die Bahnstrecke Aachen-Mdénchengladbach-
Dusseldorf erfolgen. Dartber hinaus wurde zur Sicherung einer frih-
zeitigen Anbindung fir den Guterverkehr bereits im 1. Bauabschnitt die
geplante Schienentrasse zum Anschluss an die Rurtalbahn im Nord-
westen mit in den Geltungsbereich aufgenommen.

Ebenfalls im 1. Bauabschnitt erfolgt die Errichtung der 6stlich des Bau-
feldes angrenzenden Griinachse als Randeingrinung sowie die Er-
richtung der geplanten Nahmobilitatstrasse. Im Suden soll diese
Trasse mit der neuen Mobilitatsstation dstlich des Bahnhofs verbunden
werden.

Mit Errichtung der Grinachse erfolgt auch die technische Infrastruktur
fur die Entwasserung.

Als Netzerganzung sollen der 1. und 2. Abschnitt der L 364n (Ortsum-
gehung Huckelhoven und Ortsumgehung Hilfarth) bis zur Fertigstel-
lung der Erschlielungsanlagen im 1. Bauabschnitt des Industriegebie-
tes umgesetzt/ realisiert sein. Die vorgesehenen anderen verkehrli-
chen MalRRnahmen auf3erhalb des Plangebietes sollen bis zur Umset-
zung des 2. Bauabschnitts des Industriegebietes gesichert sein.

Die Baufelder im 1. Bauabschnitt kbnnen von der bestehenden L 228
sowie Uber die 6stlich geplante neue nordsudlich ausgerichtete Er-
schliellungsachse erschlossen werden. Die neue ErschlieRungsstralie
wird im Suden Gber einen Kreisverkehr an die L 228/ L 364 angebun-
den.
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Der 1. Bauabschnitt umfasst eine Flache von ca. 97,6 ha, davon sind
ca. 59,2 ha Industrie- und Gewerbegebietsflachen.

SITE

Stadtebauliches Konzept 1. Bauabschnitt (ohne MaRstab) Stand Marz 2025

Der 2. Bauabschnitt mit ca. 110 ha grenzt 6stlich an den 1. Bauab-
schnitt an und wird von diesem durch die mittlere Griinachse getrennt.

Im Zuge des 2. Bauabschnittes wird der Planbereich Lindern Nord ver-
vollstandigt und es erfolgt der finale Ausbau des Personenbahnhofes
Lindern mit der Errichtung weiterer Nahmobilitatseinrichtungen. Der
Ausbau der Giterbahn als Ringbahn um das gesamte Plangebiet
schliel3t dann die verkehrstechnische Erschliefung fir den Guterver-
kehr ab.

Der 3. Bauabschnitt mit ca. 60 ha umfasst die Plangebietsflachen zwi-
schen L 228 und der Bahnstrecke Lindern-Heinsberg. Unter Nutzung
des Kreisverkehrsplatzes an der L 228 sowie der Ringbahnstrecke er-
folgt die verkehrstechnische ErschlieBung dieses Bauabschnittes.

8.3. ErschlieBungskonzept

8.3.1. ErschlieBung

Verkehrliche ErschlieBung (Kfz)

Das Verkehrsnetz zur ErschlieBung des 1. Bauabschnittes sowie des
gesamten Plangebietes baut auf die im Umfeld vorhandenen Verkehrs-
anlagen auf.

Fir den 1. Bauabschnitt ist eine direkte Anbindung an die L 228/ L 364
mit einer Kreisverkehrsanlage vorgesehen. Von diesem Kreisverkehr
ausgehend erfolgt die ErschlieBung Uber eine nach Norden gefuhrte
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HaupterschlieBungsanlage, welche sowohl die Gewerbeflachen im
1. Bauabschnitt erschlief3t als auch einen Anschluss in Vorbereitung
an eine nach Norden geflihrte Verbindung zur A 46 schaffen soll. Hier-
mit kann dann im weiteren Verlauf der Planung eine Umfahrung der
bestehenden Ortslagen entwickelt werden.

Im 2. und 3. Bauabschnitt soll dann die ndrdliche Umgehung Linderns
(Verschwenkung der L 364) errichtet werden, um die Ortslage Lindern
zu entlasten. Die Bauflachen im 2. Bauabschnitt werden tber die von
Siden nach Norden gefiihrte HaupterschlieBungsanlage aus dem
1. Bauabschnitt erschlossen. Die Bauflachen im 3. Bauabschnitt sollen
im Weiteren dann Uber Anschlusse an die bestehende L 228 angebun-
den werden.

Schienenverkehr

Die Planung sieht im Endausbau die Errichtung einer Ringbahnstrecke
um das gesamte Gebiet in Randlage zu den geplanten Industriege-
bietsflachen vor. Hierdurch entsteht die Option, verschiedene Grund-
stiicke des geplanten Industriegebietes mit eigenen Gleisanschlissen
zu versehen und damit einen Teil des Giterverkehrs auf die Schiene
zu verlagern. Durch die Umfahrung des gesamten Gebietes kann die
Anzahl der erforderlichen Straflenquerungen minimiert werden.

Um dies bereits fir die ersten Ansiedlungen anbieten zu kénnen, istim
1. Bauabschnitt eine Trasse flr einen Gleisanschluss an die westlich
verlaufende Kursbuchstrecke (DB) 485, Streckennummer (DB) 2542
vorgesehen. Dies wurde auch bereits in ersten Gesprachen mit der
Rurtalbahn GmbH als Betreiber der Strecke erortert.

FuB- und radlaufige ErschlieBung, Nahmobilitat, Mobilitatsstation

Die Anbindung des Plangebietes an den Bahnhof Lindern erfolgt durch
eine separat geflhrte sogenannte Nahmobilitadtstrasse flr den Ful3-
und Radverkehr sowie fir OPNV-Angebote (z. B. autonom fahrende
Elektro-Kleinbusse, Midibusse, Magnetbahn, H-Bahn (automatisch ge-
steuerte Grol3kabinen-Hangebahnen), Seilbahn). Diese Trasse bindet
Ostlich vom Bahnhof Lindern mit einer Mobilitadtsstation an und fuhrt
durch den neuen nordsudlich angeordneten Griinzug bis in den nérd-
lichen Bereich der Industriegebietsflachen.

In der Mobilitatsstation sollen diverse Sharing-Angebote fiir Kfz und
Fahrrader, E-Scooter, Lastenfahrrader sowie Ladestationen eingerich-
tet werden. Von dieser Station soll dann ein direkter Zugang zu den
Gleisen errichtet werden.

Die Umsetzung der Nahmobilitatstrasse sowie der Mobilitatsstation
sind bereits im Rahmen der Umsetzung des 1. Bauabschnittes vorge-
sehen.

Fir den Freizeitverkehr ist im gesamten Gebiet ein durchquerendes
und umlaufendes Netz mit Fu3- und Radwegen in Anbindung an die
umliegenden bestehenden Wirtschaftswege vorgesehen.

Offentlicher Personennahverkehr (OPNV)

Durch den geplanten Ausbau des Bahnhofs Lindern mit einer nach
Norden hin verlangerten und fur den Ful3- und Radverkehr optimierten
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Unterfuhrung wird die Basis fur die Anbindung des Industriegebietes
an den OPNV geschaffen.

Die Verlegung des Busbahnhofes auf die Nordseite des Bahnhofs stellt
zudem eine direkte Verknlpfung mit dem neuen Industriegebiet, der
Nahmobilitatstrasse sowie der Mobilitatsstation sicher.

StraBenquerschnitte

Die Dimensionierung der Verkehrsanlagen orientiert sich an den Vor-
gaben der Richtlinien fiir die Anlage von Stadtstralen (RASt 06) und
dem in einem Industriegebiet zu erwartenden Verkehr.

Den Eingang in das Gebiet des 1. Bauabschnittes bildet ein neuer
Kreisverkehr als Anbindung an die bestehende L 364. Dieser sowie
alle anderen Kreisverkehre im Gebiet sind mit einem Durchmesser von
49,0 m inklusive Ful3- und Radwege vorgesehen.

Der erste Teilbereich der ErschlieBungsstralle, welche in den weiteren
Bauabschnitten als nordliche Umgehung Linderns ausgebaut wird, ist
inklusive beidseitigem Ful3- und Radweg mit 21,0 m dimensioniert.

Die von diesem Teilbereich nach Norden abzweigende ErschlieRungs-
stralRe fur das Industriegebiet ist inklusive beidseitigem Fuf3- und Rad-
weg mit 16,5 m vorgesehen.

Die 6stlich des Bahnhofs nach Norden geflihrte Nahmobilitatstrasse ist
mit uberwiegend 6,0 m Breite geplant.

8.3.2. Freiraumkonzept

Das Freiraumkonzept fir das gesamte Gebiet sieht eine umlaufende
Eingrinung der Industriegebietsflachen im Ubergang zur Landschaft
vor und erzeugt damit eine Einbindung und Vernetzung in die angren-
zenden Natur- und Freiraumbereiche. Zwischen den jeweiligen Bau-
abschnitten sind vom Bahnhofsbereich ausgehende Griinachsen von
Suden nach Norden vorgesehen, die in die Randeingriinung uberge-
hen und so eine vernetzte griine Durchwegung innerhalb des Plange-
bietes schaffen.

Die Griinbereiche sollen in verschiedene Freiraumsysteme gegliedert
werden, welche unterschiedliche Funktionen Ubernehmen. Diese rei-
chen von Eingrinung, Niederschlagswasserrickhaltung, -versicke-
rung und -verdunstung bis hin zu Spiel-, Sport- und Erholungsberei-
chen. Die Griinachsen entwickeln sich mit den Héhenschichten nach
Norden zum tiefsten Punkt, sodass sie ideale Voraussetzungen fur die
Ableitung des Niederschlagswassers darstellen und gute Bedingungen
fur die erforderlichen Retentionsbereiche schaffen.

Daruber hinaus sollen die geplanten Grinstrukturen die Fernwirkung
der Gebaudekomplexe zugunsten der Einflgung in das Landschafts-
bild mildern.

Im Zuge der Umsetzung des 1. Bauabschnittes sollen bereits der Griin-
korridor zwischen dem 1. Und 2. Bauabschnitt sowie die Eingrinung
im Norden realisiert werden. In diesen Grinbereichen werden auch die
erforderlichen Retentionsflachen errichtet.

8.3.3. Versorgung

Ein Benchmark fir das neue Industriegebiet ist die Energie- und Res-
sourcenwirtschaft (s. Kap. 8.1).
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Es ist angestrebt, mit dem neuen Gebiet auch einen Energiekreislauf
zu schaffen. Durch die Errichtung eines Verbundsystems kénnten z. B.
Warmebedarfe und Warmeulberschisse benachbarter Betriebe ausge-
tauscht werden. Hierzu eignet sich etwa ein ,kaltes Nahwarmenetz®,
an welches auch die Ortslage Lindern angeschlossen werden kdnnte.

8.3.4. Entwasserung

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde bereits eine erste
Entwasserungsstudie erstellt (TUTTAHS & MEYER Ingenieurgesell-
schaft mbH, Februar 2023). In dieser Studie wurde in einem ersten
Schritt untersucht, unter welchen Voraussetzungen eine Entwasse-
rung der gesamten Plangebietsflache erfolgen kann.

Aufgrund der Gelandeneigung und der Versickerungsfahigkeit ist fest-
zustellen, dass sich die geeignetsten Flachen hierfir im Nordosten und
Osten befinden. Untersucht wurden zwei Entwasserungssysteme (Mo-
difiziertes Trennsystem, Modifiziertes Mischsystem).

Beim Modifizierten Trennsystem sind separate Losungen fur hausli-
ches und betriebliches Schmutzwasser (Klaranlage), behandlungsbe-
dirftiges Regenwasser und nicht behandlungsbediirftiges Regenwas-
ser zu entwickeln.

Im Falle des Modifizierten Mischsystems werden Schmutzwasser und
behandlungsbedurftiges Regenwasser zusammen der Reinigung zu-
gefuhrt und das nicht behandlungsbedurftige Regenwasser separat
abgefuhrt.

Die Einleitung des Schmutzwassers konnte prinzipiell entweder in das
vorhandene Kanalnetz oder in eine der umliegenden Klaranlagen (Gei-
lenkirchen Flahstral3, Linnich) erfolgen. Da die vorhandenen Kanal-
netze in den Ortschaften Lindern, Leiffarth, Beeck, Brachelen und Lin-
nich keine zusatzlichen Kapazitaten mehr haben, ist die Einleitung in
eine Klaranlage zu prifen. Hierbei ware die Klaranlage Flahstral® zu
bevorzugen, da hier Uberwiegend im Freispiegel entwassert werden
kénnte. Falls die vorhandenen Klaranlagen nicht ausreichend Kapazi-
tat aufweisen, misste ggf. eine Erweiterung bzw. ein Neubau geprift
werden. Diesbezulglich erfolgt im weiteren Verfahren eine umfassende
Abstimmung mit dem Wasserverband Eifel-Rur.

Das Regenwasser ist grundsatzlich in behandlungsbedirftiges Nieder-
schlagswasser oder in nicht behandlungsbedirftiges Niederschlags-
wasser einzustufen. Zu dem behandlungsbedirftigen Niederschlags-
wasser gehdren z. B. die Oberflachenwasser der Verkehrsflachen,
welche entweder vorbehandelt werden mussen, bevor sie in einen Vor-
fluter eingeleitet werden kénnen oder direkt einer Klaranlage zugeleitet
werden. Das nicht behandlungsbedirftige Niederschlagswasser kann
direkt vor Ort versickert werden oder in einem Regenriickhaltebecken
zuruckgehalten werden.

Die umliegenden Vorfluter (Wurm, Beeckfliel, Teichbach, Linnicher
Mduhlenteich, Bracheler Flie3, Diebsgraben) sind heute bereits so gut
wie ausgelastet. Die Wurm und der Linnicher Muhlenteich sind bei ei-
nem hundertjahrlichen Hochwasserereignis (HQ100) derzeit schon
stark ausgelastet.

Das im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser kann nach Aus-
sage des Baugrund- und Versickerungsgutachtens (s. Kap. 7.5) versi-
ckert oder gedrosselt in den Vorfluter eingeleitet werden. Die gedros-
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selte Einleitung wird jedoch aufgrund der 6rtlichen Begebenheiten gut-
achterlich nicht empfohlen. Aufgrund dessen ist gemafl den Bench-
marks im Plangebiet vorgesehen, das Niederschlagswasser im Gebiet
zu belassen und es zu nutzen. Dies wird durch entsprechende Mal3-
nahmen wie Dachbegrinung, Regenwasserrickhaltung und Erhalt
von Verdunstungsflachen, Rickhaltung in Zisternen und Nutzung des
Wassers flr industrielle Prozesse, Versickerung unterhalb baulicher
Anlagen und Erschlieungsflachen sowie Muldenentwéasserung und
Wasserflachen mit Mehrfachnutzungen (Aufenthalt, Rickhaltung, Ver-
dunstung) fir den Bemessungsfall (5-jahrliches Ereignis) sicherge-
stellt. Die kinftigen Verkehrsflachen wurden bei den Berechnungen
vorerst nicht betrachtet, da zurzeit noch keine Informationen zur Fla-
chenkategorisierung der zukunftigen Verkehrsflachen (nach DWA-A-
102-2) vorliegen.

Alle darlGber hinaus anfallenden Niederschlagswasser (z. B. ein hun-
dertjahrliches Ereignis) sollen in zusatzlichen Regenrickhaltebecken
aufgefangen werden.

Im Rahmen der Berechnungen wurden des Weiteren drei Untervarian-
ten fur den Grindachanteil betrachtet: eine Variante ohne Griindacher,
eine Variante mit 30% Grindachanteil und eine dritte Variante mit 50%
Grindachanteil.

Aufgrund der 6rtlichen Begebenheiten wird im Ergebnis gutachterlich
die dritte Variante (3.3) empfohlen. In dieser Variante wird das modifi-
zierte Trennsystem zugrunde gelegt, in dem das Schmutzwasser der
Klaranlage zugeleitet wird und das Niederschlagswasser in Ganze im
Plangebiet verbleibt und dort behandelt und versickert wird.

In dem diesem Bebauungsplan zugrunde liegenden Strukturkonzept
sind in den geplanten Griinzliigen bereits ausreichend Flachen fur po-
tenzielle Retentionsbereiche vorgesehen.

Nach den ersten Uberschlagigen Berechnungen flr die Versickerungs-
anlagen (Mulden maximale Einstauhéhe 30 cm) sind bei der Vorzugs-
variante 3.3 mit 50 % Grundachanteil bei dem 5-jahrlichen Regener-
eignis im 1. Bauabschnitt ca. 23.520 m? versickerungswirksame Fla-
che mit einem Speichervolumen von ca. 7.030 m?® herzustellen. Die er-
forderlichen Flachen flr das 5-jahrliche Regenereignis werden im vor-
liegenden Bebauungsplan gesichert (s. Kap. 8.3.4).

Fur ein 100-jahrliches Regenereignis wurde in einer Uberschlagigen
Bemessung ein zusatzliches Speichervolumen von ca. 16.000 m® be-
rechnet. Im weiteren Verfahren ist hierzu eine detailliertere Betrach-
tung mittels Langzeitsimulation erforderlich.

Darlber hinaus sind zusatzliche Rickhaltemoéglichkeiten wie Blauda-
cher, Zisternen zur Nutzung des Niederschlagswassers oder Grauwas-
sernutzung im Plangebiet anzustreben.
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9. Immissionsschutz

Es ist davon auszugehen, dass von dem geplanten Industriegebiet be-
triebs- und verkehrsbedingte Schallemissionen ausgehen werden.
Aufgrund dessen wurde zur Bericksichtigung und Abwagung der Be-
lange des Umweltschutzes gemafll § 1 BauGB eine schalltechnische
Untersuchung (Peutz Consult GmbH, Juni 2025) erstellt, welche alle
Schallimmissionen ermittelt und beurteilt.

9.1. Verkehrslarm

Fur den Verkehrslarm erfolgte eine Betrachtung von verschiedenen
Belastungszahlen und AusbaumafRnahmen im Umfeld des Plangebie-
tes. Hierbei wurden nicht nur die zusatzlichen Verkehre und Maf3nah-
men betrachtet, die durch den 1. Bauabschnitt ausgeldst werden, son-
dern es erfolgte im Sinne einer ganzheitlichen Betrachtung eine Dar-
stellung der Belastungszahlen sowie Ausbaumafnahmen im Umfeld
fur alle drei Bauabschnitte. Aufgrund des grof3en raumlichen Einwir-
kungsbereiches des geplanten Industriegebietes haben verschiedene
Mafnahmen im Umfeld Auswirkungen auf die Verteilung der Verkehre.
Fir die schalltechnischen Berechnungen wurden daher in Abstimmung
mit den beteiligten Ingenieurblros insgesamt vier verkehrlich opti-
mierte Plan-Falle betrachtet.

Null-Fall
Im Null-Fall wird das heutige Netz sowie die Ortsumgehung (OU)
Hickelhoven/ Hilfarth L 364n (1. und 2. Abschnitt) mitbertcksichtigt.

Die OU Hickelhoven (1. Abschnitt) wurde bereits im Null-Fall mitbe-
ricksichtigt, da diese planfestgestellt ist und der Baubeginn bereits er-
folgt ist. Die OU Hilfarth 2. Abschnitt wurde ebenfalls zugrunde gelegt,
da hierfir das Planfeststellungsverfahren zeitnah begonnen werden
soll. Eine Anhdrung der Stadt Hlickelhoven zu den Trassenalternativen
fand bereits 2024 statt.

Plan-Fall 1-1

Im Plan-Fall 1-1 werden zuséatzlich zum Null-Fall die von der Planung
im 1. Bauabschnitt erzeugten Verkehre und MaflRnahmen innerhalb
des Plangebietes fiir den Prognosehorizont 2030 berticksichtigt.

Plan-Fall 2-10

Im Plan-Fall 2-10 werden die Verkehre ausgeldst durch den 2. Bauab-
schnitt sowie alle im Sinne einer Minimierung der Belastungen der
Ortsdurchfahrten empfohlenen NetzmaRnahmen im Umfeld abgebil-
det. Der Plan-Fall 2-10 wurde flr den Prognosehorizont 2035 berech-
net.

Plan-Fall 3-4

Im Plan-Fall 3-4 entspricht der Netzzustand dem des Plan-Falls 2-10
inklusive der zusatzlichen Verkehre aus dem 3. Bauabschnitt. Der
Prognosehorizont ist im Plan-Fall 3-4 auf 2040 festgelegt.

In den Berechnungen wurde in gleicher Weise der Schienenverkehrs-
larm bertcksichtigt.
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Zu den Plan-Fallen s. auch Tabelle und Abbildung unten.
Prog- Zusatz-ver- Querschnitt | Beriicksichtigte MaB-
nose- kehre und | Nr. nahme auBerhalb des
hori- MaRnahmen (Nr. resultie- | Plangebietes
zont innerhalb des | ren aus der
Plangebietes | Verkehrsun-
tersuchung)
Null-Fall | 2024/ heutiges Netz | 32 OU Hiickelhoven L 364n
2025
31 OU Hilfarth L 364n
Plan-Fall | 2030 Entwicklung analog Null-Fall
11 1. Bauab-
(1. Bau- schnitt
ab-
schnitt)
Plan-Fall | 2035 Entwicklung analog Plan-Fall 1-1 plus
2-10 1.+ 2. Bauab-
(2. Bau- schnitt inklu- 34 e Héhenfreie Bahnque-
ab- sive 2. Ab- rung Lindern
schnitt) schnitt Quer- 35 e L 288 OU Lindern
spange nérd- (Sud)
lich Lindern
36 e Neubau K 24n
37 e K 16n Himmerich
38 e OU Brachelen/ éstl.
Anbindung FSI
Plan-Fall | 2040 Entwicklung analog Plan-Fall 2-10
34 1.+ 2.+ 3. Bau-
(3. Bau- abschnitt
ab-
schnitt)

Tabelle Plan-Fille Verkehrslarm
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Abbildung Plan-Falle Verkehrslarm

Verkehrslarm im Plangebiet

Zur Berechnung der Verkehrslarmimmissionen im Plangebiet werden
die Strallenverkehrsbelastungszahlen der oben beschriebenen drei
Plan-Falle angesetzt. Durch die unterschiedliche raumliche Aufteilung
der Verkehre kommt es in den drei Plan-Fallen teilweise zu deutlichen
Unterschieden.

Im Bereich des geplanten Gewerbegebietes (GE 1 und GE 2) wird zum
Tageszeitraum der angestrebte Orientierungswert der DIN 18005 flr
Gewerbegebiete von 65 dB(A) bei Beurteilungspegeln von bis zu
70 dB(A) an den sudlichen Baugrenzen der Teilbereiche GE 1 und
GE 2 sowie den nordéstlichen Baugrenzen des Teilbereiches GE 2 um
bis zu 5 dB im Plan-Fall 1-1 Uberschritten.
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In den Plan-Fallen 2-10 und 3-4 kommt es zu einer erhdhten Belastung
der StralRe Ostlich des Teilbereiches GE 2, sodass in den Plan-Fallen
2-10 und 3-4 hier an der nordéstlichen Baugrenze Uberschreitungen
des Orientierungswertes tags um bis zu 5 dB vorliegen.

In den gleichen Bereichen liegen auch je nach Plan-Fall zum Nacht-
zeitraum Uberschreitungen des Orientierungswertes bis zu 7 dB vor.
In Anbetracht der innerhalb des geplanten Industriegebietes vorgese-
henen industriellen Grof3vorhaben sollten die in einem Gewerbe- und
Industriegebiet ausnahmsweise zulassigen Betriebswohnungen und
Beherbergungsbetriebe, welche einen erhdhten Schutzanspruch im
Nachtzeitraum haben, ausgeschlossen werden.

Industriegebiete dienen nach Vorgabe der Baunutzungsverordnung
ausschlieflich der Unterbringung von Gewerbebetrieben und zwar vor-
wiegend solcher Betriebe, die in anderen Baugebieten unzulassig sind.
Dementsprechend werden in der DIN 18005 auch keine Orientierungs-
werte fUr Industriegebiete genannt. Die berechneten Beurteilungspe-
gel liegen jedoch bei bis zu 63 dB(A), sodass hier bereits der Orientie-
rungswert fir Gewerbegebiete eingehalten wird.

Aufgrund der Uberschreitungen der schalltechnischen Orientierungs-
werte in dem geplanten Gewerbegebiet sind hier entsprechende
Schallschutzmaflinahmen erforderlich (s. Kap. 10.11).

StraBenneubau i. S. d. 16. BImSchV

Im Rahmen der Umsetzung dieses Bebauungsplanes fir den 1. Bau-
abschnitt soll eine 6ffentliche ErschlieBung errichtet werden. Diese
Baumalinahme ist als Strallenneubau im Sinne der 16. BImSchV zu
werten. Es ist daher zu prifen, ob ausgehend von diesem Stralenab-
schnitt die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV im Umfeld einge-
halten werden.

Im Ergebnis zeigen die Berechnungen, dass es in den Plan-Fallen 1-1
und 2-10 auf der neuen ErschlieBungsstralle zu langenbezogenen
Schallleistungspegeln von bis zu 86,1 dB(A) tags und 79,5 dB(A)
nachts kommt. Zur Einhaltung der Immissionsgrenzwerte ware fir
Mischgebiete (64 dB(A) tags, 54 dB(A) nachts) ein Abstand von ca.
70 m zur StraBenmitte und fur Allgemeine Wohngebiete (59 dB(A)
tags, 49 dB(A) nachts) 150 m erforderlich. Die zum StralRenneubau
nachstgelegenen Wohnnutzungen mit dem Schutzanspruch eines
Mischgebietes befinden sich sudwestlich des Plangebietes am Birken-
weg in einem Abstand von Uber 280 m. Hier ist demnach mit einer Ein-
haltung der Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV zu rechnen.

Aus dem Neubau der Erschliefungsstral3e resultiert demnach kein An-
spruch auf Schallschutz.

Schienenneubau i. S. d. 16. BImSchV

Im 1. Bauabschnitt soll zudem eine Anbindung an das bestehende
Schienennetz im Nordwesten erfolgen. Den Berechnungen wurden
zwei Glterziige am Tag und ein Giterzug in der Nacht zugrunde ge-
legt. Daraus ergeben sich langenbezogene Schallleistungspegel von
73,4 dB(A) tags und nachts. Die langenbezogenen Schallleistungspe-
gel aus dem Schienenverkehr liegen demnach deutlich unter den o.g.
Werten fir die ErschlieBungsstralen. Rechnerisch ergibt sich daraus
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ein erforderlicher Abstand zur Einhaltung der Immissionsgrenzwerte
von ca. 55 m zu Wohngebieten und 30 m zu Mischgebieten.

Die nachstgelegenen Wohnnutzungen zum geplanten Gleisanschluss
und der im Norden geplanten Gleistrasse liegen ca. 350 m westlich des
Gleisanschlusses (Honsdorf 62 bis 72) bzw. ca. 450 m ndrdlich der
Trasse (Randerath, Mittelbusch 13 bis 25). Auch hier ist von der Ein-
haltung der Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV auszugehen.

Aus dem Neubau der Schienentrasse resultiert demnach ebenfalls
kein Anspruch auf Schallschutz.

Verkehrslarm im Umfeld

Zur Bewertung der Veranderung der Verkehrslarmimmissionen im Um-
feld wurden die Ortsdurchfahrten Brachelen, Lindern, Leiffarth/ Wirm
und Randerath detailliert betrachtet.

Durch die Ortsumgehungen Hiickelhoven und Hilfarth (L 364n 1. und
2. Bauabschnitt) kann eine Zusatzbelastung im innerértlichen Bereich
vermieden werden.

Ortsdurchfahrt Brachelen

Durch die teils enge Ortsdurchfahrt und die heutigen Verkehre werden
bereits im Null-Fall die hilfsweise zur Bewertung herangezogenen Im-
missionsgrenzwerte der 16. BImSchV von 64 dB(A) tags und 54 dB(A)
nachts in weiten Teilen der Ortsdurchfahrt erreicht oder sogar Uber-
schritten. Am Immissionsort (10)1 (10 s. Anlage 3 Schalltechnische Un-
tersuchung, Peutz Consult GmbH) wird bereits im Null-Fall die
Schwelle zur Gesundheitsgefahrdung von 70 dB(A) tags bzw.
60 dB(A) nachts Uberschritten.

Durch das zuséatzliche Verkehrsaufkommen des 1. Bauabschnittes
kommt es in Brachelen zu Pegelerhéhungen um bis zu 3,2 dB tags und
5 dB nachts. Aufgrund dessen wird im Plan-Fall 1-1 an den Immission-
sorten im Bereich der engen Ortsdurchfahrt (10 1 - 12 und 14) die kri-
tische Schwelle von 70 dB(A) tags oder 60 dB(A) nachts erreicht oder
bzw. Uberschritten. Zudem liegen die Pegelerhbéhungen von bis zu
5 dB nachts deutlich Uber dem hilfsweise herangezogenen Schwellen-
wert der 16. BImSchV fiir eine wesentliche Anderung von (ganzzahlig
aufgerundet) 3 dB.

Die Ortsdurchfahrt Brachelen ist demnach unter schalltechnischen Ge-
sichtspunkten kritisch zu bewerten. Ohne planerische Mallnahmen wa-
ren hier in weiten Teilen Schallschutzmalnahmen umzusetzen.

Aufgrund dessen sollten bereits im 1. Bauabschnitt zusatzliche Minde-
rungsmaflinahmen, wie z. B. eine Reduktion der zulassigen Hochstge-
schwindigkeit auf Tempo 30 km/h, das Aufbringen einer larmarmen
Fahrbahndeckschicht oder eine Sperrung der Ortsdurchfahrt flr den
Lkw-Verkehr insbesondere im kritischen Nachtzeitraum erwogen wer-
den. Im Ergebnis der beispielhaften Berechnungen sind durch diese
Maflnahmen, insbesondere in Kombination beider Malnahmen, deut-
liche Pegelminderungen (bis zu 4 dB) zu erreichen.

Vorausgesetzt es wirde nur eine der beiden Mallnahmen umgesetzt,
verbleiben Immissionsorte im kritischen Bereich von 60 dB(A) nachts
sowie Uberschreitungen der Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV
in Verbindung mit Pegelerhdhungen um mehr als 2,1 dB. Hier lage im
Sinne der 16. BImSchV eine sogenannte wesentliche Anderung vor.
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An den Immissionsorten 1 (Alter Steinweg 24) und 2 (Alter Steinweg
37) sowie 15 (Alter Steinweg 7) bis 17 (Alter Steinweg 1), auf deren
Hoéhe die Minderungsmallinahmen in den Berechnungen nicht mitbe-
ricksichtigt wurden, sind weiterhin Pegelerhéhungen zu erwarten.

Sofern die genannten MalRnahmen ergriffen werden, sollte daher die
raumliche Ausdehnung nach Mdéglichkeit Uber die Immissionsorte 1
und 2 sowie 15 bis 17 hinaus verlangert werden.

Im Plan-Fall 2-10 ist u.a. als Malknahme im Umfeld die Ortsumgehung
Brachelen vorgesehen. Wie die Ergebnisse zeigen, kommt es selbst
unter Beriicksichtigung der zusatzlichen Verkehre des 2. Bauabschnit-
tes im Plan-Fall 2-10 zu einer Pegelminderung im Vergleich zum Null-
Fall, wenn die Ortsumgehung realisiert ware.

Im Plan-Fall 3-4 kommt es durch die zusatzlichen Verkehre des 3. Bau-
abschnittes trotz der Ortsumgehung zu Pegelerhdhungen um bis zu
2,3 dB im Vergleich zum Null-Fall. Im Sinne der hilfsweise zur Bewer-
tung herangezogenen 16. BImSchV lage hier daher an den Immission-
sorten 5, 8, 10 und 11 eine wesentliche Anderung (Pegelerhdhung
> 2,0 dB) bei gleichzeitiger Uberschreitung der Immissionsgrenzwerte
vor. Aus den Regularien der 16. BImSchV wirde sich hier ein An-
spruch auf Schallschutz ergeben. An den Immissionsorten 1, 10 und
12 wird bei einer Pegelerhéhung von 1,9 bis 2,3 dB zudem die kritische
Schwelle von 70 dB(A) tags bzw. 60 dB(A) nachts erreicht oder sogar
Uberschritten. Auch hier lage im Sinne der 16. BImSchV ein Anspruch
auf Schallschutz vor. Die o.g. Minderungsmallnahmen (Tempo
30 km/h und larmarmer Fahrbahnbelag) wirden auch im Plan-Fall 3-4
zu einer vergleichbaren Minderung fuhren. Mit dem larmarmen Fahr-
bahnbelag kénnten die Pegelzunahmen im Plan-Fall 3-4 kompensiert
werden. Bei Kombination beider Mallhahmen kdme es sogar zu einer
Minderung im Vergleich zum Null-Fall.

Aus gutachterlicher Sicht wird aufgrund der o0.g. Pegelerhéhungen be-
reits fir den 1. Bauabschnitt die Ortsumgehung Brachelen als Mal}-
nahme empfohlen, um den Ortskern zu entlasten.

Die Ortsumgehung Brachelen ist fir den 1. Bauabschnitt jedoch weder
zeitnah umsetzbar, noch ist die Umsetzung absehbar. Hierfir liegen
weder eine Entwurfsplanung, eine abschlielRende Planfeststellung,
noch eine gesicherte Finanzierung vor. Somit kann die Schaffung des
Planungsrechts fiir diese Ortsumgehung zum jetzigen Zeitpunkt nicht
zuverlassig prognostiziert werden und kann somit auch nicht als gesi-
chert fir den vorliegenden Bebauungsplan zugrunde gelegt werden.

Ortsdurchfahrt Lindern

Im Westen Linderns werden die Immissionsorte 24 und 25 durch den
Schienenverkehr dominiert. Hier werden schon im Null-Fall die kriti-
schen Schwellenwerte von 70 dB(A) tags bzw. 60 dB(A) nachts Uber-
schritten. Durch die zusatzlichen Zugvorbeifahrten und die Mehrver-
kehre auf den StralRen kommt es im Plan-Fall 1-1 zu Pegelerhéhungen
von 0,2 bis 0,6 dB. Auch in den Plan-Fallen 2-10 und 3-4 kommt es
durch den erhdhten Schienenverkehr weiterhin zu Pegelerhéhungen
um bis zu 0,4 dB.

Im weiteren Verlauf der L 228 (Thomashofstrale) kommt es an den
Immissionsorten 26 bis 30 im Plan-Fall 1-1 zu Pegelerh6hungen um
bis zu 1,6 dB. Hier werden jedoch die hilfsweise zur Bewertung heran-
gezogenen Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV eingehalten. In




Stadt Geilenkirchen Bebauungsplan Nr. 122 49

den Plan-Fallen 2-10 und 3-4 kommt es hier durch die Umverteilung
der Verkehre zu Pegelminderungen.

An den Immissionsorten 33 bis 49 (Linnicher Stral’e (L 228)) kommt
es im Plan-Fall 1-1 zu Pegelerhéhungen um bis zu 1,5 dB tags und bis
zu 2,4 dB nachts. Im Sinne der 16. BImSchV liegt hier demnach nachts
eine wesentliche Anderung vor. An den Immissionsorten 39 bis 46
kommt es gleichzeitig zu einer Uberschreitung des Immissionsgrenz-
werts der 16. BImSchV. An den Immissionsorten 40, 42 und 46 wird
zudem der Schwellenwert zur Gesundheitsgefahrdung von 60 dB(A)
nachts erreicht. Im Sinne der hilfsweise herangezogenen 16. BImSchV
lage hier demnach ein Anspruch auf Schallschutz vor.

In den Plan-Fallen 2-10 und 3-4 kommt es an den Immissionsorten 33
bis 46 tags zu Pegelminderungen bis zu 1,0 dB, nachts kommt es je-
doch zu Pegelerhéhungen um bis zu 0,8 dB. Im Sinne der 16. Blm-
SchV liegt hier demnach keine wesentliche Anderung vor. Die Immis-
sionsgrenzwerte der 16. BImSchV werden zwar erreicht bzw. Uber-
schritten, die kritische Schwelle zur Gesundheitsgefahrdung von
70 dB(A) tags oder 60 dB(A) nachts jedoch nicht, sodass hier im Sinne
der 16. BImSchV kein Anspruch auf Schallschutz vorliegt. An den Im-
missionsorten 47 bis 49 kommt es zu Pegelerhéhungen um bis zu
1,7 dB tags und bis zu 3,0 dB nachts. Die Beurteilungspegel liegen je-
doch noch unter den Immissionsgrenzwerten der hilfsweise herange-
zogenen 16. BImSchV.

Ortsdurchfahrt Leiffarth/ Warm

An den Immissionsorten 50 bis 74 entlang der L 364 im Bereich west-
lich der StralRe ,Am End“ sowie auf der StralRe ,Am End“ kommt es im
Plan-Fall 1-1 zu Pegelerhéhungen um bis zu 0,6 dB tags und bis zu
1 dB nachts. Im Sinne der 16. BImSchV liegt hier demnach keine we-
sentliche Anderung vor. Nur am Immissionsort 74 wird der kritische
Schwellenwert zur Gesundheitsgefahrdung von 60 dB(A) nachts be-
reits im Null-Fall erreicht, sodass hier im Sinne der 16. BImSchV ein
Anspruch auf Schallschutz vorlage.

In den Plan-Fallen 2-10 und 3-4 kommt es am Immissionsort 74 zu
Pegelerh6hungen um bis zu 0,7 dB nachts. An den Ubrigen Immissi-
onsorten (50 bis 73) sind Pegelerhdhungen bis zu 1,1 dB tags und bis
zu 1,3 dB nachts zu verzeichnen. Die Schwelle zur Gesundheitsge-
fahrdung von 60 dB(A) nachts wird jedoch weiterhin nur am Immissi-
onsort 74 erreicht.

Im weiteren Verlauf der L 364 in Richtung Osten kommt es an den Im-
missionsorten 75 bis 145 im Plan-Fall 1-1 zu Pegelerh6hungen um bis
zu 0,9 dB tags und 1,6 dB nachts. Im Sinne der 16. BImSchV liegt hier
demnach keine wesentliche Anderung vor. An den Immissionsorten
78,79, 83, 85,87, 88, 90, 98, 99, 101 bis 105, 107, 112, 121 und 128
wird der kritische Schwellenwert von 70 dB(A) tags bzw. 60 dB(A)
nachts erreicht oder Uberschritten, sodass hier im Sinne der
16. BImSchV ein Anspruch auf Schallschutz vorlage.

In den Plan-Fallen 2-10 und 3-4 kommt es an den Immissionsorten 75
bis 145 tags und nachts durchweg zu Pegelminderungen, sodass im
Sinne der 16. BImSchV in den Plan-Fallen 2-10 und 3-4 hier kein An-
spruch auf Schallschutz vorliegt.

An den Immissionsorten 146 und 147 kommt es im Plan-Fall 1-1 zu
Pegelerhéhungen um bis zu 0,8 dB tags und bis zu 1,0 dB nachts. Zu-
dem wird der kritische Schwellenwert von 70 dB(A) tags bzw. 60 dB(A)
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nachts Uberschritten, sodass hier im Plan-Fall 1-1 im Sinne der
16. BImSchV ein Anspruch auf Schallschutz vorlage.

Im Plan-Fall 2-10 kommt es an beiden Immissionsorten tags und
nachts zu Pegelminderungen. Im Plan-Fall 3-4 liegen ebenfalls Pegel-
minderungen vor, lediglich am Immissionsort 147 bleiben die Beurtei-
lungspegeln nachts wie im Null-Fall bestehen. Demnach liegt im Sinne
der 16. BImSchV in den Plan-Fallen 2-10 und 3-4 kein Anspruch auf
Schallschutz vor.

Ortsdurchfahrt Randerath

Entlang der L 228 im Sldosten von Randerath kommt es an den Im-
missionsorten 148 bis 179 (Heerweg) im Plan-Fall 1-1 zu Pegelerhé-
hungen um bis zu 1,8 dB tags und bis zu 2,7 dB nachts.

Im Plan-Fall 2-10 liegen die Pegelerhéhungen an den o0.g. Immission-
sorten bei bis zu 1,9 dB tags und 3,0 dB nachts und im Plan-Fall 3-4
sogar bei 2,8 dB tags und 3,9 dB nachts.

In allen 3 Plan-Fallen liegt demnach nachts in Anlehnung an die
16. BImSchV bei Pegelerhéhungen von mehr als 2 dB eine wesentli-
che Anderung vor, zudem wird der Immissionsgrenzwert der 16. BIm-
SchV nachts Uberschritten, sodass hier im Sinne der hilfsweise zur Be-
wertung herangezogenen 16. BImSchV im Nachtzeitraum in den 3
Plan-Fallen ein Anspruch auf Schallschutz vorliegen wirde. Im Plan-
Fall 3-4 gilt dies dartber hinaus auch fur den Tageszeitraum. Ausge-
nommen hiervon ist der Immissionsort 148, hier werden in allen 3 Plan-
Fallen die Immissionsrichtwerte der 16. BImSchV unterschritten.

An den Immissionsorten 180 bis 183 (Heerweg) liegen die schienen-
verkehrsbedingten Pegelerh6hungen in den Plan-Fallen 1.1 und 2-10
unterhalb der Schwelle von 3 dB fiir eine wesentliche Anderung nach
16. BImSchV. Im Plan-Fall 3-4 kommt es an den Immissionsorten 180
und 181 zu einer rechnerischen Pegelerh6hung von 3 dB bei gleich-
zeitiger Uberschreitung der Immissionsgrenzwerte, sodass hier im
Plan-Fall 3-4 im Sinne der 16. BImSchV ein Anspruch auf Schallschutz
vorlage.

Am Immissionsort 184 (Heerweg) kommt es in allen betrachteten Plan-
Fallen zu einer Pegelerhdhung zwischen 0,3 und 0,5 dB auf 60 dB(A)
nachts. Demnach werden hier nicht nur die Immissionsgrenzwerte der
16. BImSchV, sondern auch erstmalig die Schwelle zur Gesundheits-
gefahrdung von 60 dB(A) nachts erreicht. Somit Iage hier im Sinne der
16. BImSchV ein Anspruch auf Schallschutz vor.

An den Immissionsorten 185 bis 208 (Himmericher Stralte (K16)) sind
Pegelerhdhungen in den Plan-Fallen 1-1 und 3-4 bei bis zu 0,3 dB tags
und 0,4 dB nachts zu verzeichnen. Im Plan-Fall 2-10 kommt es an den
genannten Immissionsorten zu Pegelminderungen gegenliber dem
Null-Fall. Darlber hinaus werden an fast allen Immissionsorten die Im-
missionsgrenzwerte der 16. BImSchV fir Mischgebiete eingehalten.
Ein Anspruch auf Schallschutz im Sinne der 16. BImSchV liegt entlang
der Himmericher Straf’e somit nicht vor.

Im weiteren Verlauf der L 228 zwischen Himmericher Stral’e und Nir-
mer Stralle kommt es an den Immissionsorten 209 bis 248 im Plan-
Fall 1-1 zu Pegelerhbhungen um bis zu 1,5 dB tags und 2,2 dB nachts.
Im Plan-Fall 2-10 liegen die Pegelerhéhungen hier bei bis zu 0,6 dB
tags und 1,3 dB nachts, im Plan-Fall 3-4 bei 1,3 dB tags und 2,2 dB
nachts. In den Plan-Fallen 1-1 und 3-4 liegt demnach nachts in Anleh-
nung an die 16. BImSchV bei Pegelerhdhungen von mehr als 2 dB
eine wesentliche Anderung vor. In weiten Teilen wird hier zudem der
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Immissionsgrenzwert der 16. BImSchV nachts Uberschritten, sodass
im Sinne der hilfsweise zur Bewertung herangezogenen 16. BImSchV
im Nachtzeitraum ein Anspruch auf Schallschutz vorliegen wirde.

In den Plan-Féllen 1-1 und 3-4 wird zudem an den Immissionsorten
217, 221 bis 225, 233 bis 235 die kritische Schwelle von 60 dB(A)
nachts erstmalig erreicht. Am Immissionsort 237 trifft dies nachts fur
Plan-Fall 1-1 zu.

Entlang der L 42 (Nirmer Stral3e) in Richtung Stidwesten liegen an den
Immissionsorten 249 bis 259 in den Plan-Fallen 1-1 und 3-4 Pegeler-
héhungen von bis zu 0,4 dB tags und 0,6 dB nachts.

Im Plan-Fall 2-10 kommt es an den 0.g. Immissionsorten sogar zu Pe-
gelminderungen gegeniber dem Null-Fall. Die Immissionsgrenzwerte
der 16. BImSchV fur Mischgebiete werden hier zudem weitestgehend
eingehalten.

Ein Anspruch auf Schallschutz im Sinne der 16. BImSchV liegt entlang
der L 42 an den Immissionsorten 249 bis 259 demnach nicht vor.

Im weiteren Verlauf der L 228 (Sandberg) nordwestlich der L 42 wer-
den an den Immissionsorten 260 bis 279 im Plan-Fall 1-1 Pegelerho6-
hungen um bis zu 0,7 dB tags und 1,1 dB nachts erwartet. Im Plan-
Fall 2-10 liegen die Pegelerhdhungen in diesem Bereich bei bis zu
0,4 dB tags und 0,9 dB nachts und im Plan-Fall 3-4 bei 0,8 dB tags und
1,4 dB nachts. In allen Plan-Fallen liegt demnach nachts in Anlehnung
an die 16. BImSchV bei Pegelerhéhungen von unter 2 dB keine we-
sentliche Anderung vor.

An den Immissionsorten 261und 262 wird jedoch in den 3 Plan-Fallen
die kritische Schwelle zur Gesundheitsgefahrdung von 60 dB(A)
nachts erstmalig erreicht bzw. Uberschritten. Im Sinne der
16. BImSchV lage demnach an den Immissionsorten 261 und 262 ein
Anspruch auf Schallschutz vor.

Entlang der K5 (Am Hellenkamp) Richtung Norden bleiben in allen
Plan-Fallen an den Immissionsorten 280 bis 305 die Pegelerhéhungen
tags und nachts unter 1 dB. Daruber hinaus wird hier die kritische
Schwelle zur Gesundheitsgefahrdung von 70 dB(A) tags bzw.
60 dB(A) nachts nicht erreicht. Somit liegt hier in Anlehnung an die
16. BImSchV kein Anspruch auf Schallschutz vor.

Nach obigen Ausflhrungen ist insbesondere im Nachtzeitraum die
Ortsdurchfahrt Randerath kritisch zu bewerten, da entlang der L 228
die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV weitestgehend Uberschrit-
ten werden und insbesondere im Nachtzeitraum relevante Pegelerho-
hungen vorliegenden. Zum Teil wird darliber hinaus der kritische
Schwellenwert zur Gesundheitsgefahrdung von 60 dB(A) nachts er-
reicht. Diesbezuglich ist im Weiteren zu prifen, ob hier organisatori-
sche MalRnahmen wie z. B. die Minimierung der Lkw-Durchfahrten im
Nachtzeitraum umgesetzt werden konnen.

Im suddostlichen Bereich der L 228 sind die Pegelerhohungen im Plan-
Fall 3-4 auch zum Tageszeitraum kritisch zu betrachten. Bis zur Um-
setzung des 3. Bauabschnittes ist zu prifen, ob auf der L 228 ein larm-
armer Fahrbahnbelag (z. B. AC11 oder SMA) umgesetzt werden
koénnte. Dieser Fahrbahnbelag kénnte die Emissionen der L 228 um
2,6 bis 2,7 dB reduzieren, sodass die Pegelerhbhungen zum Tages-
zeitraum kompensiert werden konnten. Fur den Fall, dass ein [armar-
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mer Fahrbahnbelag durchgangig auf der L 228 im Bereich der Orts-
durchfahrt Randerath verbaut wirde, ware unter schalltechnischen
Gesichtspunkten auch eine Ortsdurchfahrt der Lkw im Nachtzeitraum
umsetzbar.

Grundsatzlich kann davon ausgegangen werden, dass im Bereich der
Ortsdurchfahrten durch organisatorische MaRnahmen wie Geschwin-
digkeitsbeschrankungen, larmarmem Fahrbahnbelag und dergleichen
die kritischen Werte von 70 dB(A) tags oder 60 dB(A) nachts nicht
Uberschritten werden. Im weiteren Verfahren werden alle Immission-
sorte detailliert betrachtet und die Umsetzung ggf. erforderlicher Mal3-
nahmen entsprechend vertraglich gesichert.

SchallschutzmaBnahmen

Zum Schutz gegen Schall ist grundsatzlich eine Vielzahl von Mal3nah-
men mdglich. Diese kdnnen sich sowohl auf die eigentliche Schall-
quelle, auf den Ubertragungsweg zwischen Schallquelle und Empfan-
ger als auch auf den Bereich des eigentlichen Empfangers beziehen.

Bei Larmschutzmalnahmen wird zwischen aktiven und passiven Maf3-
nahmen unterschieden, wobei sich aktive MalRnahmen auf die eigent-
liche Schallquelle bzw. den Schallausbreitungsweg beziehen und pas-
sive MalRnahmen auf den Bereich des Empfangers beschrankt sind.

Grundsatzlich ist aktiven Schallschutzmallinahmen der Vorrang vor
passiven Schallschutzmallnahmen einzurdumen.

Aktive SchallschutzmalRhahmen

Industriegebiet

Da, wie oben bereits erwahnt, fur Industriegebiete in der DIN 18005
keine Orientierungswerte vorgesehen sind und gleichzeitig aber auch
in dem Bereich der Orientierungswert fur Gewerbegebiete bereits ein-
gehalten wird, sind flr das geplante Industriegebiet keine Schall-
schutzmalnahmen erforderlich.

Gewerbegebiet

In dem geplanten Gewerbegebiet wird in den sidlichen und nordostli-
chen Bereichen der Orientierungswert fur Gewerbegebiete im Tages-
zeitraum bis zu 5 dB Uberschritten. An den stralenabgewandten Be-
reichen ist mit der Einhaltung des Orientierungswertes zu rechnen.

Um aktiven Schallschutz fir das Gewerbegebiet umzusetzen, ware der
Bau einer Larmschutzwand oder eines -walls entlang der sidlichen
Grenze des Gewerbegebietes an der L 228 sowie entlang der neuen
ErschlieBungsstrale im Nordosten erforderlich. Um auch obere Ge-
schosse im Nahbereich der StralRen schiitzen zu konnen, misste der
Schallschutz in vergleichbarer Hohe wie die zu schitzende Bebauung
errichtet werden.

Dies wirde u.a. eine vollstandige Abschottung des Gewerbegebietes
Richtung Lindern bedeuten. Stadtebaulich ist jedoch die Verknipfung
Linderns anhand eines Ubergangsbereiches mit dem neuen Industrie-
gebiet vorgesehen. Ein aktiver Schallschutz in der 0.g. Form wirde
dem Planungsziel, ein gut vernetztes, mit Lindern verknupftes neues
Gebiet zu schaffen, deutlich entgegenstehen und somit eine Integra-
tion unmoglich machen. Aktive SchallschutzmalRnahmen in Form von
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Wanden oder Wallen entlang der Straften sind aufgrund der nicht ge-
wlnschten Barrierewirkung nicht vertretbar. Dartber hinaus erschei-
nen, insbesondere vor dem Hintergrund der kiinftigen Ansiedlung lan-
desbedeutsamer flachenintensiver GrolRvorhaben, solche aktiven
SchallschutzmalRnahmen doch an dieser Stelle sehr aufwandig und
nicht verhaltnismagig. Im Hinblick auf die Nutzungsperspektive des In-
dustriegebietes sollten im geplanten Gewerbegebiet Nutzungen mit ei-
nem erhoéhten Schutzanspruch im Nachtzeitraum, wie beispielsweise
Betriebswohnungen oder Hotels, ausgeschlossen werden.

Passive SchallschutzmaRnahmen

Aufgrund obiger Ausfihrungen werden aktive Schallschutzmaflnah-
men als nicht zielflihrend bzw. als nicht umsetzbar angesehen. Sofern
aktive Schallschutzmalinahmen keinen ausreichenden Schallschutz
erfullen kénnen, technisch nicht realisierbar sind oder der Aufwand
nicht im Verhaltnis zum objektbezogenen Nutzen steht, ist auf ergan-
zende, respektive alleinige passive Schallschutzmallinahmen zurtick-
zugreifen. Diese Vorgehensweise entspricht dem § 41 Abs. 2 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG).

Zum Schutz der Empfangerseite vor erhdhten Schallimmissionen aus
dem Verkehrslarm sind verschiedene passive Schallschutzmal3nah-
men maoglich. Dies sind beispielsweise:

e eine akustisch gunstige Orientierung der Gebaude,

e die akustisch glnstige Ausrichtung der schutzbedurftigen
Raume,

e der Einbau schalldammender Fenster,

e eine Erhéhung der Schallddmmung der Fassaden,

e eine Erhéhung der Schallabsorption in larmempfindlichen Rau-
men.

Die Mehrheit der MaRnahmen ist bezogen auf den Zustand der zu er-
richtenden Gebaude und obliegt der Ausfiihrung der entsprechenden
Geb&ude.

MafRgeblicher AuRenldrmpegel

Zur Festlegung von passiven Larmschutzmallnahmen gemanR der
DIN 4109 in der neuesten Fassung von 2018 sind die sogenannten
»,mafgeblichen Aullenlarmpegel“ heranzuziehen (s. Kap. 10.11.1).

In Abhangigkeit der nach DIN 4109 im Bebauungsplan festgesetzten
malfgeblichen Aufenlarmpegel tags (s. Planzeichnung und textliche
Festsetzungen Nr. 9) ergeben sich im nachfolgenden bauordnungs-
rechtlichen Verfahren die individuellen Anforderungen an die Luft-
schallddmmung der Au3enbauteile.

Zur Information und Orientierung sind in der Planzeichnung innerhalb
des Gewerbegebietes (GE 1 und GE 2) die Bereiche mit maflRgeblichen
Aullenlarmpegeln von

e <70dB(A)und 275 dB(A)

bei freier Schallausbreitung, ohne abschirmende Bebauung gekenn-
zeichnet.
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Schallgeddmmte Liiftungssysteme

Ein wichtiger Aspekt im Zusammenhang mit SchallschutzmalRnahmen
bei hohen Verkehrslarmbelastungen sind schallgedammte Liftungen.
Aufgrund der heute vorhandenen, aus energetischen Gesichtspunkten
notwendigen Luftdichtheit der Fenster, ist bei geschlossenen Fenstern
kein ausreichender Luftaustausch mehr gegeben.

Grundsatzlich kann fir Aufenthaltsraume tags unter schalltechnischen
Gesichtspunkten eine Querliiftung, d.h. kurzzeitiges komplettes Offnen
der Fenster und anschliellendes VerschlieRen durchgeflhrt werden.
Damit ist der Schallschutz bei geschlossenen Fenstern gegeben, nur
kurzzeitig werden Fenster zum Luften gedffnet.

Bei Fenstern zu Schlafraumen ist bei einem Beurteilungspegel von
> 45 dB(A) nachts keine naturliche Fensterliftung mehr ohne geeig-
nete SchallschutzmaRnahmen moglich, da der Innenpegel ansonsten
gréfRer 30 dB(A) betragen wirde.

Im Industrie- und Gewerbegebiet sind die Nutzungen mit nachtlichem
Schutzanspruch wie Beherbergungsbetriebe und Wohnungen fir Auf-
sichts- und Bereitschaftspersonen sowie flir Betriebsinhaber und Be-
triebsleiter als nicht zulassig festgesetzt. Folglich ist eine Festsetzung
bezlglich schallgedammter Liftungssysteme oder gleichwertiger
Mafinahmen nicht erforderlich.

9.2. Gewerbelarm

Im vorliegenden Bebauungsplan wird nach Vorgabe des LEP (s. Kap.
6.1) festgesetzt, dass innerhalb des Industriegebietes die GréRRe der
jeweiligen Baugrundstiicke 50 ha nicht unterschreiten darf. Ein im LEP
ausnahmsweise vorgesehener Vorhabenverbund mit einer Erstansied-
lung von mindestens 10 ha ist im 1. Bauabschnitt ausgeschlossen.

Die in diesem Bebauungsplan festgesetzte Uiberbaubare Grundstlicks-
flache umfasst eine Flache von ca. 55,79 ha. Damit ist sichergestellt,
dass sich im 1. Bauabschnitt lediglich ein Unternehmen ansiedeln
kann. Folglich besteht im vorliegenden Fall nicht das Erfordernis, das
sogenannte ,Windhundrennen®, bei dem der erste sich ansiedelnde
Betrieb die Immissionsrichtwerte der TA Larm ausschépfen kann und
fur die nachfolgenden Betriebe nur noch geringere "anteilige Immissi-
onsrichtwerte" ausgeschdpft werden dirfen, ausschlieen zu missen.
Bei der Ansiedlung eines Unternehmens/ Betriebes mit einer Mindest-
gréRe von 50 ha ist im nachfolgenden Genehmigungsverfahren grund-
satzlich eine schalltechnische Untersuchung zum Bauantrag erforder-
lich. In dieser Untersuchung ist der Nachweis der Einhaltung der Vor-
gaben der TA Larm zu erbringen. Daher besteht auf Ebene der ver-
bindlichen Bauleitplanung, insbesondere bei einem Angebotsbebau-
ungsplan bei dem die Vorhaben noch unbekannt sind, kein Regelungs-
bedarf, denn eine Gemeinde kann von einer abschlieRenden Konflikt-
bewaltigung Abstand nehmen, wenn die Durchflihrung der als notwen-
dig erkannten Konfliktidsungsmanahmen aufRerhalb des Bebauungs-
planverfahrens auf Ebene der Verwirklichung der Planung sicherge-
stellt ist.

In der 0.g. schalltechnischen Untersuchung zum Bauantrag muss die
grundsatzliche Vertraglichkeit der geplanten Vorhaben mit den umlie-
genden schiitzenswerten Nutzungen (ggf. unter Berlcksichtigung der
Vorbelastung aus den umliegenden Betrieben) nachgewiesen werden.
In der schalltechnischen Untersuchung zu diesem Bebauungsplan
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wurde beispielhaft eine Plausibilitatsprifung mit einer exemplarischen
Ausbreitungsrechnung fir einen Teilbereich des 1. Bauabschnittes
durchgeflhrt. Hierzu wurden beispielhaft drei Industriehallen aus dem
stadtebaulichen Entwurf im Nordosten der Industriegebietsflache be-
trachtet.

B aredtae

Abbildung exemplarische Betrachtung Gewerbelarm

In der DIN 18005 wird flr unbekannte Industriegebiete ein flachenbe-
zogener Schallleistungspegel von LW" = 65 dB(A)/m? genannt. Dieser
Schallleistungspegel wurde exemplarisch auf den angrenzenden Frei-
flachen bertcksichtigt. Fur die Industriehallen wurde ein typischer In-
nenpegel von 85 dB(A) fir produzierendes Gewerbe angesetzt. Dies
ist der schalltechnische Schwellenwert, ab welchem in Betrieben Ge-
hérschutz angeboten werden muss. Durch die Hallenfassaden und Da-
cher wurde eine Minderung mit einem Schalld@mmmal flr Trapez-
blech mit Dammung von R'W = 32 dB angenommen. Mit dem in der
schalltechnischen Untersuchung dargestellten Berechnungsmodell
wurde geprift, ob die flr ein Industriegebiet typischen Emissionen in-
nerhalb des Plangebietes méglich sind. Im Ergebnis der beispielhaften
Berechnung konnte nachgewiesen werden (s. schalltechnische Unter-
suchung Anlage 7 und 9), dass unter dem in der DIN 18005 genannten
Emissionspegel von 65 dB(A)/m? auf den Freiflachen tags und nachts
sowie der berlcksichtigten Wirkung der Hallen als Abschirmung und
Quelle, mit einem Innenpegel von 85 dB(A), der Immissionsrichtwert
im Umfeld, selbst am nachstgelegenen Immissionsort 20 (Mittelbusch
25, Randerath) nordwestlich des Vorhabens, mit dem Schutzanspruch
eines allgemeinen Wohngebietes um mindestens 10 dB unterschritten
wird. Demnach lage hier im Sinne der Ziffer 3.2.1 der TA Larm eine
Genehmigungsfahigkeit ohne Detailermittiung der Gewerbelarmvorbe-
lastung vor. Zudem wurde damit nachgewiesen, dass die Immission-
sorte nicht im sogenannten Einwirkungsbereich der geplanten Nutzung
lagen.
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Nach den o.g. Ausflihrungen konnte nachgewiesen werden, dass im
vorliegenden Fall, vor dem Hintergrund der Ansiedlung nur eines Un-
ternehmens/ Betriebes, eine Gliederung des geplanten Industriegebie-
tes in Teilgebiete mit unterschiedlichen Emissionskontingenten nicht
erforderlich ist und ein Nachweis der Vertraglichkeit im nachfolgenden
Genehmigungsverfahren erbracht werden kann. Darlber hinaus
konnte mit der exemplarischen Betrachtung belegt werden, dass die
allgemeine Zweckbestimmung des Industriegebietes, namlich die Un-
terbringung von erheblich stérenden Gewerbebetrieben, gewahrt wer-
den kann.

10. Planungsrechtliche Festsetzungen

10.1. Gliederung nach § 30 BauGB

Der Bebauungsplan wird gemafs § 30 Abs. 1 BauGB als qualifizierter
Bebauungsplan aufgestellt.

10.2. Art der baulichen Nutzung

10.2.1. Industriegebiet

Die Bauflachen im 1. Bauabschnitt werden entsprechend der Vorga-
ben des LEP und des Regionalplans Uberwiegend als Industriegebiet
festgesetzt. Dieses dient damit ausschlieR3lich der Unterbringung von
Gewerbebetrieben und zwar vorwiegend solcher Betriebe, die in ande-
ren Baugebieten unzulassig sind.

Im vorliegenden Fall sind diese Flachen nur landesbedeutsamen fla-
chenintensiven industriellen Groflvorhaben vorbehalten. Dies wird
Uber die Vorgaben des LEP, u.a. Uber die Mindestflachengrolie eines
Vorhabens bzw. eines Vorhabenverbundes, geregelt (s. Kap. 6.1). In
der Begrindung zum LEP werden beispielsweise Unternehmen des
Automobil-, Maschinen- und Anlagenbaus, der pharmazeutischen,
chemischen und Kunststoffindustrie, der Energie- und Regelungstech-
nik oder arbeitsintensive Veredelungsbetriebe des Logistikgewerbes
aufgeflhrt.

Nach den im LEP gesteckten Zielen sind demnach reine Lagerhduser
und Lagerplatze nicht zulassig, da sie nicht zu den landesbedeutsa-
men Groldvorhaben zahlen und auch den geforderten Mindestflachen-
grofien nicht entsprechen wiirden. Daher werden sie im Industriegebiet
ausgeschlossen. Ausnahmsweise kbénnen Lagerhduser und Lager-
platze jedoch zugelassen werden, wenn sie einem im Plangebiet an-
gesiedelten, produzierenden Betrieb zugehdrig sind.

Tankstellen sind unzulassig, da sie nicht den Bedingungen aus den
Vorgaben des LEP genligen und zudem gebietsfremden Verkehr in
das Gebiet ziehen wirden. Hier gilt jedoch auch die Ausnahme, dass
Tankstellen zugelassen werden kdnnen, wenn sie einem im Plangebiet
angesiedelten, produzierenden Betrieb zuzuordnen sind.

Des Weiteren sind grundsatzlich Einzelhandelsbetriebe nicht zulassig.
Dies entspricht den Vorgaben des LEP, der besagt, dass die Ansied-
lung von grof¥flachigem Einzelhandel nicht in Betracht kommt. Auf-
grund der Festlegung der Mindestflache fir Grol3vorhaben von 50 ha
bzw. bei der ersten Ansiedlung eines Vorhabenverbundes von 10 ha
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(s. Kap. 6.1) ist Einzelhandel unterhalb der GroR¥flachigkeitsschwelle
ohnehin nicht moglich und daher auch ausgeschlossen.

Um Betrieben jedoch die Mdglichkeit zu bieten, ihre eigenen Produkte
zu veraufern, sind Verkaufsflachen mit einer maximalen Grof3e von in
Summe 200 m? ausnahmsweise zulassig, wenn die Art der Waren
bzw. Sortimente in einem betrieblichen Zusammenhang mit der Pro-
duktion, der Ver- und Bearbeitung der Produkte oder von Serviceleis-
tungen stehen.

Im Hinblick auf die im festgesetzten Industriegebiet gewiinschte An-
siedlung von landesbedeutsamen flachenintensiven industriellen
GroRvorhaben wird in der schalltechnischen Untersuchung empfohlen,
Nutzungen mit einem erhéhten Schutzanspruch im Nachtzeitraum, wie
z. B. Betriebswohnungen oder Hotels auszuschlieRen. Dementspre-
chend werden im Industriegebiet die allgemein zulassigen Beherber-
gungsbetriebe sowie die ausnahmsweise zulassigen Wohnungen fir
Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fir Betriebsinhaber und
Betriebsleiter als nicht zuldssig gesetzt. In der Begrindung zum LEP
wird ausgefuhrt, dass der Standort zudem fur die Ansiedlung von Frei-
zeit-, Sport- oder Erholungseinrichtungen nicht in Betracht kommt. Um
jedoch den klnftigen industriellen GrofRvorhaben die Mdglichkeit zu er-
offnen, z.B. firmeneigene Kindertagesstatten, Freizeit- und Sportein-
richtungen oder dergleichen fir die Beschaftigten einzurichten, kénnen
die ausnahmsweise zulassigen Anlagen fur kirchliche, kulturelle, sozi-
ale, gesundheitliche und sportliche Zwecke nur zugelassen werden,
wenn diese einem innerhalb des Geltungsbereiches angesiedelten,
produzierenden Betrieb zugehorig sind.

Abstande fiir Anlagen, die einen Betriebsbereich i.S.v. § 3 Abs. 5a
BImSchG bilden (Storfallbetriebe)

Die sogenannte Seveso-lI-Richtlinie wurde mit der am 27. Oktober
1998 in Kraft getretenen Anderung des § 50 BimSchG umgesetzt.

Nach § 50 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BimSchG) sind bei
aumbedeutsamen Planungen und MalBnahmen, die fir eine be-
stimmte Nutzung vorgesehenen Fldchen einander so zuzuordnen,
dass schédliche Umwelteinwirkungen und von schweren Unféllen im
Sinne des Artikels 3 Nummer 13 der Richtlinie 2012/18/EU in Betriebs-
bereichen hervorgerufene Auswirkungen auf die ausschlie8lich oder
tberwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige
schutzbediirftige Gebiete, insbesondere Offentlich genutzte Gebiete,
wichtige Verkehrswege, Freizeitgebiete und unter dem Gesichtspunkt
des Naturschutzes besonders wertvolle oder besonders empfindliche
Gebiete und offentlich genutzte Gebdude, so weit wie mdglich vermie-
den werden.”

Eine erste grobe raumliche Steuerung fir Anlagen, die einen Betriebs-
bereich bilden, erfolgt durch die Festsetzung des Baugebietes. Anla-
gen die einen Betriebsbereich i.S.v. § 3 Abs. 5a BImSchG bilden, sind
neben Sondergebieten insbesondere in Industrie-, aber auch in Ge-
werbegebieten zulassig. Bei diesen Anlagen handelt es sich zumeist
um Anlagen, die nach Spalte 1 des Anhangs zur 4. BImSchV in einem
férmlichen immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren zu-
zulassen sind und demzufolge Uber einen entsprechenden Stérungs-
grad verfugen.
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Der sogenannte Trennungsgrundsatz stellt fir die Bauleitplanung eine
Vorgabe fir die Abwagung dar. Der Trennungsgrundsatz findet unab-
hangig davon Anwendung, welche Nutzung als erste vorhanden war.
Dieser Grundsatz ist ein Belang von herausgehobener Bedeutung, der
gleichwohl aber abwagungsfahig ist. Er kann durch andere Belange,
denen im konkreten Planungsfall héheres Gewicht beigemessen wird,
relativiert und entsprechend eingeschrankt werden.

Dem Trennungsgrundsatz kann in Bezug auf Betriebsbereiche (Stor-
fallbetriebe), z. B. durch Achtungsabstande, mittels rdumlicher Tren-
nung zwischen den entgegenstehenden Nutzungen Rechnung getra-
gen werden.

Eine weitere Mdglichkeit dem Trennungsgrundsatz gerecht zu werden,
sind Festsetzungen zu baulichen oder sonstigen technischen Mal3nah-
men, sowohl fur storfallrelevante Nutzungen als auch fir schutzbedrf-
tige Nutzungen gemaf § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB. Im vorliegenden Fall
sind jedoch noch keine konkreten Betriebsansiedlungen bekannt, so-
dass die Festsetzung von Achtungsabstanden hier Anwendung findet.

Nach dem Grundsatz der Konfliktbewaltigung, welche im Abwagungs-
gebot gemal § 1 Abs. 7 BauGB verankert ist, muss jeder Bebauungs-
plan die von ihm geschaffenen oder zurechenbaren Konflikte I6sen.
Allerdings darf die Gemeinde von einer abschlieflienden Konfliktbewal-
tigung absehen, wenn die KonfliktidsungsmalRnahmen auflerhalb des
Planungsverfahrens im Rahmen der Umsetzung sichergestellt sind.
Eine ausreichende Konfliktbewaltigung ist mit der Festsetzung der
Achtungsabstande (Abstande fir Anlagen, die einen Betriebsbereich
bilden) sichergestellt, denn bei Umsetzung des Bebauungsplanes ist
damit ein hinreichender Konfliktidsungsmechanismus gegeben, der
ggf. bis zur Ablehnung eines Genehmigungsantrages reichen kénnte.
Trotz einer méglichen Ablehnung von Genehmigungsantragen kann
die Erforderlichkeit des Bebauungsplanes an sich nicht in Frage ge-
stellt werden, da sich im Bebauungsplan verschiedene Achtungsab-
stande befinden und somit verschiedene Betriebsbereiche moglich
sind. Zudem bilden Storfallbetriebe nur einen Teil der in dem geplanten
Industriegebiet zulassigen Betriebe.

In den zeichnerischen Festsetzungen sind Achtungsabstande in ver-
schiedenen Bereichen (200 m bis 500 m, 500 m bis 900 m, 900 m bis
1.500 m) in Abhangigkeit der umliegenden schiitzenswerten Nutzun-
gen definiert. Diese Abstande sind nach dem Leitfaden der Kommis-
sion fur Anlagensicherheit (KAS 18) als Richtwerte zu verstehen.

Die BauNVO kennt als eigenstandige Nutzungsart keine ,Storfallbe-
triebe“ oder ,Anlagen, die einen Betriebsbereich bilden“, sondern nur
,Gewerbebetriebe aller Art* (§ 9 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO). Folglich kann
eine Gliederung des Baugebietes nicht nach § 1 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1
BauNVO nach Art der baulichen Nutzung erfolgen.

Die Wahrung von Achtungsabstédnden zwischen Anlagen, die einen
Betriebsbereich bilden und schutzbedurftigen Gebieten i.S.v. § 50
Satz 1 BImSchG, stellt auf eine besondere Eigenschaft und ein beson-
deres Bedurfnis von Anlagen innerhalb dieser Betriebsbereiche ab. Bei
der Storfallrelevanz handelt es sich um einen betriebs- und anlagen-
spezifischen Umstand, der fiir eine bestimmte Art von Betrieben und
Anlagen kennzeichnend ist und somit eine Eigenschaft der Anlage dar-
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stellt. Demnach werden im Bebauungsplan die Achtungsabstande ge-
mak § 1 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 BauNVO (nach der Art der Betriebe und
Anlagen und deren besonderen Bedirfnissen und Eigenschaften) fest-
gesetzt.

Die o.a. Feingliederung des Plangebietes ist begriindet auf der konkre-
ten Planungssituation und dem Planungsziel. Wie in Kapitel 6.1 und 17
ausgefuhrt, gibt es keine potentiellen Alternativflachen flr die Auswei-
sung des im LEP seit Jahrzehnten vorgehaltenen Standortes fur lan-
desbedeutsame, flachenintensive industrielle GroRvorhaben. Zu die-
sen genannten Grolivorhaben kénnen u.a. auch Stérfallbetriebe zah-
len, welche hier ausdricklich zuldssig sein sollen. Die in der Umge-
bung des geplanten Industriegebietes bereits befindlichen schitzens-
werten Nutzungen sind entsprechend der Vorgaben und Empfehlun-
gen des KAS 18 zu berlcksichtigen. Um diesen Schutz sicherzustel-
len, sind entsprechende Festsetzungen zur Feinsteuerung, hier, wie
oben bereits dargelegt, nach der besonderen Eigenschaft der Anlagen
erforderlich. Im vorliegenden Fall erfolgt die Gliederung daher nach
den Achtungsabstanden (KAS 18), welche in unmittelbarem Zusam-
menhang mit den unterschiedlichen Auswirkungen der Stoffe im Stor-
fall stehen. Demnach ist im vorliegenden Fall die Voraussetzung des
Vorliegens besonderer stadtebaulicher Grinde nach §1 Abs.9
BauNVO gegeben.

10.2.2. Gewerbegebiet (Teilbereiche GE 1 und GE 2)

Im Ubergang von der Ortschaft Lindern zum Industriegebiet ist der Ver-
knipfungsbereich entsprechend der stadtebaulichen Zielsetzung als
Gewerbegebiet festgesetzt.

Im Hinblick auf die angestrebten anzusiedelnden, zentralen Einrichtun-
gen (Besucherzentrum, Ausbildungs-, Beherbergungs- und Gaststat-
ten- sowie KITA-Angebote, sportliche Einrichtungen etc.) als imagebil-
dender Bereich, sind in dem Gewerbegebiet Lagerhauser und Lager-
platze sowie Logistikbetriebe als nicht zulassig festgesetzt. Diese Nut-
zungen sind u.a. aufgrund ihrer grofen Flacheninanspruchnahme
nicht geeignet, den angestrebten attraktiven Verknupfungsbereich zu
reprasentieren.

Anlagen und Betriebe, die gewerblich betriebenen sexuellen Dienst-
leistungen und Darbietungen dienen sowie Einzelhandelsbetriebe, de-
ren Zweck auf den Verkauf von Artikeln mit sexuellem Charakter aus-
gerichtet ist, sind in dem Gewerbegebiet ebenfalls ausgeschlossen, da
sie sich in das angestrebte Konzept nicht einfligen. Gleiches gilt fur die
ausnahmsweise zulassigen Vergnigungsstatten, die ebenfalls als
nicht zulassig festgesetzt sind.

Im Hinblick auf die im benachbart festgesetzten Industriegebiet ge-
wilnschte Ansiedlung von landesbedeutsamen flachenintensiven in-
dustriellen Grof3vorhaben wird in der schalltechnischen Untersuchung
empfohlen, auch im Gewerbegebiet Nutzungen mit einem erhdhten
Schutzanspruch im Nachtzeitraum, wie z.B. Betriebswohnungen oder
Hotels auszuschlieRen. Dementsprechend werden im Gewerbegebiet
die allgemein zuldssigen Beherbergungsbetriebe sowie die ausnahms-
weise zulassigen Wohnungen fir Aufsichts- und Bereitschaftsperso-
nen sowie fur Betriebsinhaber und Betriebsleiter als nicht zulassig ge-
setzt.
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Im Einzelhandelskonzept der Stadt Geilenkirchen wird zur Starkung
und zum Schutz des Zentralen Versorgungsbereiches Hauptzentrum
Innenstadt fir Gewerbegebiete empfohlen, eine Feindifferenzierung in
Form von einem Ausschluss von Einzelhandel mit zentren- und nah-
versorgungsrelevanten Sortimenten vorzunehmen. Dementsprechend
wird im Gewerbegebiet festgesetzt, dass nur Einzelhandelsbetriebe
mit nicht-zentrenrelevanten Sortimenten zulassig sind. Nahversor-
gungs- und zentrenrelevante Sortimente sind jedoch als Randsorti-
mente bis maximal 10% der Gesamtverkaufsflache nach Geilenkirche-
ner Sortimentsliste zulassig.

Einzelhandelsbetriebe mit nicht-zentrenrelevanten Sortimenten wie
beispielsweise Mdbelhauser oder Baumarkte haben i.d.R. Randsorti-
mente im Angebot, welche auch zentrenrelevant sein kénnen (z. B.
Haus- und Heimtextilien oder Putz- und Reinigungsmittel). Ein vollstan-
diger Ausschluss zentren- und nahversorgungsrelevanter Sortimente
wirde demzufolge dazu fuhren, dass sich diese Einzelhandelsbetriebe
mit an sich nicht zentrenrelevantem Sortiment nicht im Gewerbegebiet
ansiedeln konnten. Aufgrund dessen werden Randsortimente bis zu
10 % der Gesamtverkaufsfliche zugelassen. Diese Festsetzung
schutzt die Belange der Innenstadt und bertcksichtigt gleichzeitig die
Interessen des Einzelhandels.

Um daruber hinaus Betrieben zu ermoglichen, Waren aus eigener Her-
stellung verkaufen zu kénnen, sind Verkaufsflachen in einem im Ge-
werbegebiet (Teilbereiche GE 1 und GE 2) angesiedelten Gewerbebe-
trieb zulassig, wenn die Art der Waren bzw. Sortimente in einem be-
trieblichen Zusammenhang mit der Produktion, der Ver- und Bearbei-
tung der Produkte oder von Serviceleistungen stehen. Damit sicherge-
stellt ist, dass diese Verkaufsflachen einen untergeordneten Teil des
Betriebes darstellen, wird die Flache in Summe auf eine Grofe von
100 m? begrenzt.

Die gultige Geilenkirchener Sortimentsliste (2008) ist Teil der textlichen
Festsetzungen.

10.3. MaR der baulichen Nutzung

Das Mal der baulichen Nutzung wird gemaf §§ 16 bis 19 BauNVO
durch die Grundflachenzahl (GRZ) sowie durch Festsetzungen zur ma-
ximalen Gebaudehohe der baulichen Anlagen definiert.

10.3.1. Grundflachenzahl (GRZ)

Fur das Industriegebiet (Teilbereiche Gl 1 bis Gl 3) und das Gewerbe-
gebiet (Teilbereiche GE 1 und GE 2) wird gemat § 17 BauNVO der
Orientierungswert fir die Obergrenzen der Grundflachenzahl fir In-
dustrie- und Gewerbegebiete von 0,8 festgesetzt.

Der Bebauungsplan enthalt fir das Industrie- und das Gewerbegebiet
keine Festsetzungen zur Geschossflachenzahl (GFZ) und zur Zahl der
Vollgeschosse, da gewerbliche Zweckgebaude, wie beispielsweise
Hallen, i.d.R. keine vereinheitlichten Geschosshéhen aufgrund der
Nutzungsabhangigkeit aufweisen. Dementsprechend sind diese Rege-
lungsmadglichkeiten nicht geeignet, das Mal} der baulichen Nutzung in
diesen Gebieten zu steuern und damit die gewlinschte stadtebauliche
Ordnung herzustellen. Um die Hohenentwicklung dennoch steuern zu
kénnen, werden maximale Gebaudehdhen festgesetzt.
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10.3.2. Hohe der baulichen Anlagen, maximale Gebaudeho-
hen, Zahl der Vollgeschosse

Maximale Gebaudehohe, Zahl der Vollgeschosse

Gebaudehohen gelten in der stadtebaulichen Komposition als starke
Bausteine. Diese Starke ermdglicht einerseits Dominanz, ist jedoch
auch immer verbunden mit der Notwendigkeit, diese Dominanz und
Starke verantwortungsvoll einzusetzen.

Um bei den industriell bzw. gewerblich genutzten Gebauden die H6-
henentwicklung zu gliedern und das stadtebauliche Einfugen sowohl
im Ubergangsbereich zwischen der Ortschaft Lindern und dem neuen
Industriegebiet als auch im Ubergang zur Landschaft zu sichern, wer-
den im Gewerbe- und im Industriegebiet maximale Gebaudehdhen
festgesetzt. Im Gewerbegebiet wird die maximale Gebaudehoéhe mit
10 m festgesetzt und im Industriegebiet mit 20 m. Als Hohenmalistab
dienen hierflr die am nérdlichen Siedlungsrand von Lindern befindli-
chen Siloanlagen mit ca. 20 m Baukdrperhéhe.

Im weiteren Verfahren werden die genannten Gebaudehdhen ggf. wei-
ter differenziert und mit dem Bezugspunkt tber Normalhdhennull fest-
gesetzt.

Technische Aufbauten

Damit Technikaufbauten stadtebaulich nur in geringem Umfang in Er-
scheinung treten, kdnnen sie im Industriegebiet (Gl) zugelassen wer-
den, wenn sie den hochsten Punkt der tatsachlichen Dachflache bzw.
Attika nur bis zu einer Héhe von 3 m Uberschreiten und von der Au-
Renkante der darunter liegenden Aullenwand um mindestens das Mal}
ihrer Hohe zurtickversetzt werden, sodass sie von den umliegenden
Bereichen aus nicht in Erscheinung treten und das Ortsbild nicht be-
eintrachtigt wird. Mit der Festsetzung wird dem bei industriell und ge-
werblich genutzten Gebauden z.T. gréReren Bedarf an Liftungs- und
Klimatechnik Rechnung getragen.

Gleiches gilt fir technische Aufbauten im Gewerbegebiet (Teilbereiche
GE 1 und GE 2) und im Mischgebiet (Teilbereiche Ml 1 und Ml 2). Hier
durfen diese Aufbauten jedoch aufgrund der Nahe zur Ortschaft Lin-
dern und der geringeren maximalen Gebaudehdhe den hdéchsten
Punkt der tatsachlichen Dachflache bzw. Attika nur bis 1,5 m Uber-
schreiten. Das ZurUcktreten von den AuRenwanden muss hier eben-
falls um das Mal} der Hohe der technischen Aufbauten erfolgen.

10.3.3. Zulassige Grundflache

Im Industriegebiet (Gl) darf die festgesetzte GRZ von 0,8 durch Stell-
platze und ihre Zufahrten und Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO so-
wie durch bauliche Anlagen unterhalb der Gelandeoberflache, durch
die das Baugrundstick lediglich unterbaut wird, bis zu einer GRZ von
maximal 0,9 Uberschritten werden.

Nach Vorgabe des LEP (s. Kap. 6.1) sind auf den landesbedeutsamen
Standorten fir flachenintensive Groldvorhaben raumbedeutsame Vor-
haben mit besonderer Bedeutung fur die wirtschaftliche Entwicklung
des Landes Nordrhein-Westfalen mit einem Flachenbedarf von min-
destens 50 ha anzusiedeln. Um ein Vorhaben mit einer Grélenord-
nung von mindestens 50 ha mit allen Gebauden, baulichen Anlagen,
Nebenanlagen und zugehorigen Stellplatzen ansiedeln zu kénnen, ist
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die festgesetzte Uberschreitung durch Stellplatze und ihre Zufahrten
sowie Nebenanlagen erforderlich.

10.4. Bauweise, Baugrenzen, Baulinien, iberbaubare
Grundstiicksflachen

10.4.1. Bauweise

Innerhalb des Industriegebietes (Gl) und des Gewerbegebietes (Teil-
bereiche GE 1 und GE 2) wird im Wege planerischer Zurlickhaltung
die Bauweise nicht bestimmt. Auf diese Weise wird hier, im Zusam-
menspiel mit den maximalen Gebaudehdhen, die Mdéglichkeit zur Er-
richtung von industriellen bzw. gewerblichen groRRformatigen Hallen-
bauten eroffnet.

10.4.2. Baugrenzen/ iiberbaubare Grundstiicksflachen

Die Uberbaubaren Grundstiicksflachen werden gemaR § 23 BauNVO
durch Baugrenzen bestimmt.

Im Industriegebiet wird insgesamt eine grofl’e Uberbaubare Grund-
stlcksflache festgesetzt. Auf diese Weise wird die groRtmaogliche Fle-
xibilitat fur die Ansiedlung eines landesbedeutsamen flachenintensiven
GrolRvorhabens gewahrleistet.

In den beiden Teilbereichen des Gewerbegebietes (GE 1 und GE 2)
werden auf Grund der deutlich kleineren Baugebietsflache auch jeweils
groltmogliche Uberbaubare Grundstlcksflachen festgesetzt, um in
diesem Bereich die groRte Flexibilitat fir den Ubergangsbereich zwi-
schen dem Ortsteil Lindern und dem neuen Industriegebiet zu sichern.

Um in den deutlich kleineren tberbaubaren Grundstiicksflachen im
Gewerbegebiet Tiefgaragen und ihre Zugange bzw. Ein- und Ausfahr-
ten zu ermdéglichen, sind Tiefgaragen sowie unterirdische Gebaude
und unterirdische Teile von Gebauden aulierhalb der Uberbaubaren
Grundstucksflachen allgemein zulassig.

Zudem sind bauliche Anlagen, die dem Zugang oder der Ein- und Aus-
fahrt zu den zulassigen Tiefgaragen, unterirdischen Gebauden und un-
terirdischen Teilen von Gebauden dienen, oberhalb der Gelandeober-
kante auRerhalb der Uberbaubaren Grundstiicksflachen zulassig.

Diese Festsetzungen sollen eine Zugangs- bzw. Zufahrtmaoglichkeit
(z. B. Tiefgaragenrampen) von den angrenzenden Stral3en aus sicher-
stellen, da die Uberbaubaren Grundstiicksflachen mit 3 m Abstand von
der Baugebietsgrenze festgesetzt sind.

10.5. GrofRe der Baugrundstiicke

Es wird festgesetzt, dass innerhalb des Industriegebietes die Grole
der jeweiligen Baugrundstiicke 50 ha nicht unterschreiten darf. Mit die-
ser Festsetzung wird sichergestellt, dass sich entsprechend der Vor-
gabe des LEP (s. Kap. 6.1) nur industriell gepragte GrofRvorhaben mit
einem Flachenbedarf von mindestens 50 ha ansiedeln kénnen.

Ein wie im LEP ausnahmsweise vorgesehener Vorhabenverbund mit
einer Erstansiedlung von mindestens 10 ha ist im 1. Bauabschnitt aus
schalltechnischen Grunden nicht zulassig (s. Kap. 9).
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10.6. Garagen und Stellplatze

Bei industriellen und gewerblichen Nutzungen erfolgt die Unterbrin-
gung des ruhenden Verkehrs in den meisten Fallen Uber oberirdische
Stellplatzanlagen. Winschenswert ware im Hinblick auf einen scho-
nenden Umgang mit Grund und Boden und eine Minimierung des Ver-
siegelungsgrades jedoch die Anlage von Tiefgaragen oder Parkdecks.
Hierdurch kénnten wichtige Freiflachen geschont und einer wertvolle-
ren Nutzung zugefuhrt werden.

Aufgrund dessen sind in allen Baugebieten sowohl oberirdische Stell-
platze als auch Tiefgaragen generell zulassig.

10.7. Offentliche Verkehrsflichen

10.7.1. StraBenverkehrsflache

Der Anschluss des Plangebietes an die bestehende L 228/ L 364 so-
wie die innere Erschliefung des 1. Bauabschnittes werden entspre-
chend der im stadtebaulichen Konzept vorgegebenen Linienfiihrung
als StralRenverkehrsflachen festgesetzt. Um im Rahmen der spateren
Umsetzung der Strallen ausreichend Flachen fir Fahrbahnen, Geh-
und Radwege, notwendige Béschungen, Stralkenbegleitgriin, etc. zur
Verfugung stellen zu kdnnen, wurden die geplanten Stral3enquer-
schnitte und die Kreisverkehre um beidseitig bzw. allseitig je 3 m Puf-
ferflache erganzt. Mit den so dimensionierten Stral3enverkehrsflachen
stehen ausreichend Flachen fur die Errichtung der kunftigen Strafen
zur Verfugung.

Im stidlichen Bereich werden die Trasse der L 228/ L 364 im Geltungs-
bereich, der Kornhausweg, die Verlangerung (Ausbau) des Birkenwe-
ges nach Osten sowie der stdlich geplante Anschluss an den Bahnhof
als Strallenverkehrsflachen festgesetzt. Damit ist der Anschluss des
Industriegebietes mit der Nahmobilitatstrasse an den Bahnhof pla-
nungsrechtlich gesichert.

Im weiteren Verfahren werden die ErschlieBungsstralen und Kreisver-
kehre detailliert geplant und mit den zustédndigen Behdrden abge-
stimmt.

10.7.2. Verkehrsflachen fir Bahnanlagen

Der im stadtebaulichen Konzept vorgesehene Teilabschnitt der ge-
planten Ringbahnstrecke (s. Kap 8) sowie der Anschluss an die west-
lich bestehende Bahnstrecke der Rurtalbahn werden als Verkehrsfla-
chen fir Bahnanlagen mit einer Trassenbreite von 20 m festgesetzt,
um die Trasse fur einen mdglichen Bahnanschluss der ersten Baufla-
chen im Industriegebiet zu sichern.

Die weitere Vorgehensweise und Planung wird mit der Rurtalbahn
GmbH abgestimmt.

10.7.3. Verkehrsflachen fiur Bahnanlagen/ StraBenverkehrs-
flache (Bahnuberfuihrung)

In den Kreuzungsbereichen der geplanten Bahntrasse mit der beste-
henden L 228 und der geplanten Erschliefungsstrafle im Osten des
1. Bauabschnittes werden gesondert Flachen fir eine erforderliche
Bahnuberfiihrung festgesetzt.
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Diese Bereiche werden im weiteren Verfahren detailliert geplant und
mit den zustandigen Behdrden abgestimmt.

10.7.4. Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung
Zweckbestimmung: FuB- und Radweg, Bus

Die im stadtebaulichen Konzept vorgesehene Nahmobilitatstrasse flr
den FuRB- und Radverkehr sowie fiir OPNV-Angebote zur ErschlieRung
des Industriegebietes vom Bahnhof bis in den Norden der Bauflachen
des 1. Bauabschnittes wird mit einer Breite von 10 m Uber eine Ver-
kehrsflache besonderer Zweckbestimmung ,Fu- und Radweg, Bus*
gesichert.

10.7.5. Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung
Zweckbestimmung: Mobilitatsstation

Die Nahmobilitatstrasse bindet im Stiden an die geplante Mobilitatssta-
tion an, welche mit direktem Anschluss nérdlich vom Bahnhof vorge-
sehen ist (s. Kap 8). Die Flachen fur die Mobilitatsstation werden als
Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung ,Mobilitatsstation” ge-
sichert.

10.8. Flachen zur Riickhaltung und Versickerung von Nie-
derschlagswasser

In der im Rahmen des Verfahrens erstellten Entwasserungsstudie wur-
den verschiedene Entwasserungsszenarien betrachtet (s. Kap 8.3.4).
Die Vorzugsvariante 3.3 mit 50 % Grundachanteil bei dem 5-jahrlichen
Regenereignis wurde den Festsetzungen zugrunde gelegt. Dement-
sprechend ist im Bebauungsplan festgesetzt, dass in den 6ffentlichen
Grunflachen mit der Zweckbestimmung ,Naturerfahrungsraum/ Re-
tention® insgesamt mindestens 23.520 m? versickerungswirksame FI&-
che mit einem Speichervolumen von mindestens 7.030 m*® herzustel-
len und dauerhaft zu erhalten sind.

Die genaue Lage und Ausgestaltung dieser Flachen wird im weiteren
Verfahren in einer Entwurfsplanung bestimmt und mit den zustandigen
Behorden abgestimmt. Im Bebauungsplan werden lediglich die erfor-
derlichen Mindestgréf3en bzw. -volumen fir die Retention gesichert,
um bei der spateren Ausflihrung vor Ort ein gewisses Mal} an Flexibi-
litdt zu bewahren.

Die in diesem Bebauungsplan festgesetzten 6ffentlichen Grinflachen
bieten ausreichend Flachen flr die erforderlichen Retentionsbereiche.

10.9. Offentliche Griinflichen

Zur Sicherung eines qualitatsvollen, durchgriinten Industriegebietes
sowie zur Sicherstellung der notwendigen Regenwasserbewirtschaf-
tung und des erforderlichen dkologischen Ausgleichs werden 6ffentli-
che Grinflachen festgesetzt.

10.9.1. Zweckbestimmung: Naturerfahrungsraum/ Re-
tention

Der 6stliche Griinzug sowie die Randeingriinung sollen als Naturraum
entwickelt werden und u.a. der Regenriickhaltung, Versickerung und
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dem o6kologischen Ausgleich dienen. Dartber hinaus sollen die Berei-
che als Erfahrungsraum mit Spiel- und Sportméglichkeiten der Erho-
lung dienen.

Im weiteren Verfahren wird ein griinordnerisches Konzept erstellt und
mit den zustandigen Behorden abgestimmt.

10.9.2. Zweckbestimmung: Begleitgrin

Die Flachen 6stlich der geplanten Mobilitatsstation an der Stral’e ,Am
Kuhkamp* sollen der Begriinung des Stra3enrandstreifens dienen und
entsprechend bepflanzt werden. Demzufolge wird diese Flache als Be-
gleitgriin festgesetzt.

10.10. MaBRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft

Der durch den Bebauungsplan vorbereitete Eingriff in Natur und Land-
schaft wird im weiteren Verfahren im Rahmen eines Landschaftspfle-
gerischen Begleitplanes (LPB) untersucht und bewertet. Die Mal3nah-
men zur Kompensation des Eingriffs sind im Bereich des Bebauungs-
planes gemall § 2 Abs. 1 BauGB zu berticksichtigen. Diesbezliglich
werden entsprechende Festsetzungen mit der Unteren Naturschutzbe-
hoérde des Kreises Heinsberg abgestimmt und zur Veréffentlichung in
den Bebauungsplan aufgenommen.

10.10.1. Stellplatze, Zufahrten und Wege

Um die Flachenversiegelung im Plangebiet auf das unbedingt notwen-
dige Mal3 zu beschranken, sind auf den Grundstticken Stellplatze und
deren Zufahrten sowie Wege mit wasser- und luftdurchlassigen Mate-
rialien (z. B. Rasengittersteine, Fugenpflaster) auszufiihren. Mit dieser
Festsetzung wird dem Schutz des Bodens Rechnung getragen.

10.11. Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen Umwelt-
einwirkungen i. S. d. Bundes-Immissionsschutzge-
setztes

10.11.1. MaRgeblicher AuBenlarmpegel

Wie in Kapitel 9 beschrieben, werden im vorliegenden Fall aktive
Schallschutzmallnahmen als nicht zielfiihrend bzw. als nicht umsetz-
bar angesehen. Aufgrund dessen wird auf passive Schallschutzmalf3-
nahmen zurtickgegriffen. Diese Vorgehensweise entspricht dem § 41
Abs. 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG).

Zur Festlegung von passiven LarmschutzmalRnahmen gemafl der
DIN 4109 in der neuesten Fassung von 2018 sind die sogenannten
»,mafgeblichen AulRenlarmpegel“ heranzuziehen. Hierbei unterschei-
den sich die mafigeblichen Auenlarmpegel von den berechneten Be-
urteilungspegeln zum Tageszeitraum durch einen Zuschlag von 3 dB.
Betragt die Differenz der Beurteilungspegel zwischen Tag und Nacht
weniger als 10 dB (z. B. bei Schienenlarm), so ergibt sich der mafigeb-
liche Aufenlarmpegel aus dem Beurteilungspegel fur die Nacht und
einem Zuschlag von 10 dB zuzuglich des Zuschlages von 3 dB.
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Grundsatzlich gehen alle Larmarten (Verkehrslarm, Gewerbelarm etc.)
in die Berechnung des maR3geblichen AuRenlarmpegels ein. Der Ge-
werbeldrm wird im vorliegenden Fall berlicksichtigt, indem der nach
TA Larm jeweils anzusetzende Immissionsrichtwert (zzgl. Aufschlag
von 3 dB tags, bzw. 13 dB nachts) hinzuaddiert wird. An den Fassa-
den, an denen der Immissionsrichtwert der TA Larm Uberschritten wird,
werden die tatsachlich berechneten Beurteilungspegel fir den Gewer-
belarm herangezogen.

Die DIN 4109 sieht vor, bei der Berechnung des maf3geblichen Auf3en-
larmpegels fur den Schienenverkehr generell einen Abschlag von 5 dB
anzusetzen. Im Rahmen verschiedener wissenschaftlicher Arbeiten
wurde dargestellt, dass der o.g. Korrekturwert sinnvoll ist. Aufgrund
dessen wird dieser Wert bei den schalltechnischen Berechnungen an-
gesetzt.

Generell ist die Schallddmmung der Auf3enbauteile auf den jeweils ho-
heren Wert des maf3geblichen AuRenlarmpegels zu dimensionieren.
Da im vorliegenden Fall im Hinblick auf die vorgesehene Ansiedlung
von landesbedeutsamen flachenintensiven industriellen Grofivorha-
ben im Industrie- und Gewerbegebiet die Nutzungen mit einem erhéh-
ten Schutzanspruch im Nachtzeitraum (Beherbergungsbetriebe und
Wohnungen fur Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fir Be-
triebsinhaber und Betriebsleiter) als nicht zulassig festgesetzt werden
und eine Buronutzung i.d.R. nur tagsiber stattfindet, wird der mal3geb-
liche AuRenlarmpegel bezogen auf den Tageszeitraum ausgewiesen.
Durch die verschiedenen Erschliefungsvarianten wurden die jeweils
héchsten Anforderungen aus den drei Plan-Fallen ermittelt.

In Abhangigkeit der nach DIN 4109 im Bebauungsplan festgesetzten
malfgeblichen Aulienlarmpegel (s. textliche Festsetzungen Nr. 9) er-
geben sich im nachfolgenden bauordnungsrechtlichen Verfahren die
individuellen Anforderungen an die Luftschallddmmung der Aul3enbau-
teile.

Die hochsten berechneten maRRgeblichen AuRenlarmpegel im Bereich
des Gewerbegebietes betragen 75 dB(A), woraus sich ein gefordertes,
gesamtes bewertetes Bau-Schalldamm-MalR erf. R'w,ges bei einer Bu-
ronutzung von erf. R‘'w,ges = 40 dB ergibt.

Zur Information und Orientierung sind in der Planzeichnung innerhalb
des Gewerbegebietes (GE 1 und GE 2) die Bereiche mit maf3geblichen
Aullenlarmpegeln von

e >70dB(A)und < 75 dB(A)

bei freier Schallausbreitung, ohne abschirmende Bebauung gekenn-
zeichnet.

Die Darstellung der malgeblichen Aulenlarmpegel tags (1 dB-
Schritte) sind als Auszug aus der schalltechnischen Untersuchung als
Beikarte auf der Planzeichnung abgebildet.

Die Bereiche, die mit den unterschiedlichen mafigeblichen Aulienlarm-
pegeln anzusetzen sind, verandern sich jedoch durch die abschirmen-
den und reflektierenden Eigenschaften von Bestandsgebauden und
neuen Baukérpern. Daher ist diese Darstellung nur als absoluter
~worst-case“ zu verstehen, der in jedem Umsetzungsschritt und in je-
dem Bauantrag Uberprift werden kann, um unbillige Harten zur Um-
setzung von SchallschutzmaRnahmen jeweils auszuschlielen. Hierzu
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wurde eine entsprechende Ausnahmeklausel in den Festsetzungen
formuliert.

Mit den o0.g. Mallnahmen werden gesunde Arbeitsverhaltnisse sicher-
gestellt.

10.12. Anpflanzung von Bdumen, Strauchern und sonsti-
gen Bepflanzungen

Die Festsetzungen zum Anpflanzen von Baumen, Strduchern und
sonstigen Bepflanzungen sollen einen Beitrag zur Umsetzung der ge-
steckten Benchmarks (s. Kap. 8.1) sowie zur Umsetzung der Kompen-
sation innerhalb des Plangebietes leisten.

10.12.1. Begriinung nicht tiberbauter Tiefgaragen und
sonstiger baulicher Anlagen unterhalb der Ge-
landeoberflache

Zur Starkung des durchgriinten Charakters des Plangebietes, zur Ver-
minderung der Aufheizung von befestigten Flachen, zur Speicherung
des Niederschlagswassers sowie zur Verbesserung des Kleinklimas
sind Tiefgaragendecken dauerhaft zu begrinen. Um die Begriinung
und Bepflanzung dauerhaft erhalten zu kénnen, ist die Art und Starke
des Pflanzsubstrats bestimmt. Die Vorgaben der jeweils aktuellen
Richtlinien sind zu beachten.

Mit der Umsetzung der Vorgaben kann die Okologische Funktion der
0.g. Flachen aufgewertet und eine hohe Freiraumqualitat fir Beschaf-
tigte und Besucher erzielt werden.

10.12.2. Extensive Dachbegriinung

Zur Starkung des durchgriinten Charakters des Plangebietes, zur Ver-
minderung der Aufheizung von Gebauden, zur Speicherung des Nie-
derschlagswassers sowie zur Verbesserung des Kleinklimas sind
Flachdacher und flach geneigte Dacher mit einer Dachneigung bis
10 Grad mindestens extensiv zu begrinen. Die Begrinung muss dau-
erhaft auf mindestens 50 % der Dachflache erfolgen. Um die Begru-
nung und Bepflanzung dauerhaft erhalten zu kdnnen, ist auch hier die
Art und Starke des Pflanzsubstrats bestimmt. Die Vorgaben der jeweils
aktuellen Richtlinien sind zu beachten.

Die Vorgabe fir eine Begrunung von mindestens 50 % der Dachflache
resultiert aus der im Entwasserungskonzept favorisierten Variante 3.3,
welche einen Grindachanteil von 50 % zugrunde legt (s. Kap 8.3.4).

Mit der Umsetzung der Vorgaben kann die 6kologische Funktion der
Dachflachen aufgewertet und eine hohe Qualitat des stadtebaulichen
Gesamterscheinungsbildes des Gebietes erzielt werden. Zudem wird
mit dieser Festsetzung ein wichtiger Beitrag zum Klimaschutz geleistet.

10.12.3. Fassadenbegriinung

Zur Starkung des durchgriinten Charakters des Plangebietes, zur Ver-
minderung der Aufheizung von Gebauden sowie zur Verbesserung des
Kleinklimas und zur Férderung der Biodiversitat sind Fassaden von
Gebéauden oder baulichen Anlagen im Plangebiet insgesamt zu min-
destens 20% flachig mit schlingenden oder rankenden Kletterpflanzen
zu begriinen.
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Insbesondere bei groen industriellen und gewerblichen Hallenbauten
ist neben den 6kologischen Aspekten eine Gliederung der Fassaden
zudem flr das stadtebauliche Erscheinungsbild von grofier Bedeu-
tung.

Weitere griinordnerische Festsetzungen erfolgen nach Vorgabe des
Landschaftspflegerischen Begleitplanes bzw. des Griinordnungspla-
nes zur Verodffentlichung.

11. Ortliche Bauvorschriften

Gebaude mit ihren Dachern sowie u.a. Werbeanlagen tragen zum wirk-
samen Erscheinungsbild von 6ffentlichen Raumen bei. Das optische
Zusammenspiel der einzelnen Komponenten entscheidet hierbei tber
den Charakter und somit die Attraktivitat eines Gebietes. Um die Qua-
litdt des neuen Gebietes zu gewahrleisten, werden einige grundsatzli-
che Gestaltungsvorgaben zur zukiinftigen Bebauung als Gestaltungs-
vorschriften festgesetzt.

11.1. Dachform und Dachneigung

Neben der Fassade als ,Gesicht“ des Gebaudes bildet der Baukorper
mit seinem Volumen, seiner Dachform, seiner Stellung und Héhe das
wesentliche bauliche Gestaltungselement eines Gebietes. Neben dem
Stellenwert der Dachformen fir die Fernwirkung entscheidet die Dach-
neigung im Stadtbild GUber Harmonie oder Missklang der einzelnen
Baukorper untereinander.

Innerhalb des Industriegebietes (Gl) und des Gewerbegebietes (Teil-
bereiche GE 1 und GE 2) sollen bei den grof3en industriellen und ge-
werblichen Hallenbauten die Dacher nicht in Erscheinung treten, um
die grof3en Gebaude in ihrer Wirkung nicht weiter zu erhéhen. Darlber
hinaus ist die angestrebte Mehrfachnutzung von Dachflachen mit
Dachbegrinung und Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie
bei starker geneigten Dachern wie z. B. Sattel- oder Pultdachern kon-
struktiv aufwandiger als bei flach geneigten Dachern. Aufgrund der o.g.
Aspekte werden fir das Industrie- und das Gewerbegebiet Flachda-
cher und flach geneigte Dacher mit einer Dachneigung bis 10 Grad
festgesetzt.

11.2. Werbeanlagen

Um das pragnante Erscheinungsbild des neuen Gebietes stadtebau-
lich vertraglich zu gestalten, werden im Bebauungsplan Regelungen
zur Zulassigkeit von Werbeanlagen festgesetzt.

Aufgrund dessen werden Werbeanlagen oberhalb der jeweils festge-
setzten maximalen Gebaudehdhe als nicht zulassig festgesetzt. Dar-
Uber hinaus sind Werbeanlagen mit wechselndem, blinkendem oder
bewegtem Licht sowie rotierende Werbeanlagen und solche mit Wech-
selwerbung nicht zuldssig. Solche Arten von Werbeanlagen wirken zu
dominierend und beeintrachtigen den architektonischen Gestaltungs-
wert der Gebaude und werden haufig mit minderwertigen Nutzungen
in Verbindung gebracht. Sie widersprechen damit dem Ziel, ein attrak-
tives und imagebildendes Gebiet in direktem Anschluss an die Ort-
schaft Lindern zu entwickeln. Dartiber hinaus ist die Schaffung von
hochwertig gestalteten, offentlichen Raumen mit Aufenthaltscharakter
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vorgesehen, welche zum Verweilen einladen und neben den Beschaf-
tigten auch fur die Offentlichkeit nutzbar sein sollen. Diese Aufenthalts-
raume sollen nicht von Werbeanlagen dominiert werden.

11.3. Einfriedungen

Eine Einfriedung ist eine Abgrenzung, die ein Grundsttick von der Au-
Renwelt trennt. Einfriedungen dienen in Industrie- und Gewerbegebie-
ten Uberwiegend dem Objektschutz. Diesem Aspekt steht das Inte-
resse der Offentlichkeit nach Offenheit, Transparenz und sozialer Kon-
trolle der 6ffentlichen Rdume entgegen.

Im weiteren Verfahren werden hierzu Vorgaben entwickelt, die alle As-
pekte angemessen bericksichtigen.

12. Nachrichtliche Ubernahmen

Verkehrsflachen L 228/ L364

Die im Plangebiet befindlichen Verkehrsflachen der L 228 und der
L 364 sind nachrichtlich als StralRenverkehrsflachen in den Bebau-
ungsplan ibernommen worden.

Bauverbotszone/ Anbaubeschrankungszone Landesstralen

Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes sind fiir den Bereich der
Landesstrallen die Malgaben des StralRen- und Wegegesetzes
(StrWwG NRW) anzuwenden.

Entsprechend § 28 Stral’en- und Wegegesetz (StrWWG NRW) dirfen
entlang der Landesstralien L 228/ L 364 Anlagen der Aulienwerbung
in einer Entfernung bis zu 20 m gemessen vom &ufersten Rand der
fur den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn, nicht errichtet
werden. Im Ubrigen stehen diese Anlagen den baulichen Anlagen des
§ 25 Abs. 1 und des § 27 StrWWG NRW gleich.

Daruber hinaus gelten gemaf § 25 StrWWG NRW zu der LandesstralRen
L 228/ L 364 Anbaubeschrankungszonen in einer Breite von 40 m, ge-
messen vom auflersten Rand der fir den Kraftfahrzeugverkehr be-
stimmten Fahrbahn. Innerhalb dieser nachrichtlich in die Planzeich-
nung Ubernommenen Anbaubeschrankungszone bedirfen Baugeneh-
migungen oder nach anderen Vorschriften notwendige Genehmigun-
gen der Zustimmung der StralRenbaubehdrde, wenn bauliche Anlagen
jeder Art errichtet, erheblich geandert oder anders genutzt werden sol-
len.

Die Bauverbotszonen sowie die Anbaubeschrankungszonen sind in
die Planzeichnung zeichnerisch nachrichtlich Gbernommen worden.

13. Hinweise

Zu den folgenden Themenbereichen wurde ein Hinweis in den Bebau-
ungsplan aufgenommen:

13.1. StraBentrasse Lindern Nord 2. Bauabschnitt

Die mit Umsetzung des 2. Bauabschnittes vorgesehene nordliche Um-
fahrung Linderns mit Anbindung an die westlich verlaufende L 228 wird
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im Rahmen des Bebauungsplanes flr den 1. Bauabschnitt hinweislich
innerhalb der festgesetzten 6ffentlichen Grinflache dargestellit.

13.2. Artenschutz

Im Hinblick auf den Artenschutz werden Vorgaben zu Geholzfallungen,
zu Baufeldfreimachung im Offenland, zu Baumhohlenkontrollen, zu
Amphibienschutzzaunen, zu Einfriedungen, zur Vermeidung von Vo-
gelkollisionen, zu Lichtimmissionen und Beleuchtung sowie zur Okolo-
gischen Baubegleitung gemacht.

13.3. CEF-MaBRnahmen

In Bezug auf die im Plangebiet angetroffenen Arten Feldlerche und
Rebhuhn, Bluthanfling, Nachtigall und Turteltaube und Kiebitz sind ent-
sprechende vorgezogene Ausgleichsmalnahmen erforderlich.

Die MaRnahmen werden bis zur Verdéffentlichung detailliert ausgear-
beitet und mit der Unteren Naturschutzbehérde abgestimmt.

Darlber hinaus ist ein ma3nahmen- und populationsbezogenes Moni-
toring durchzuflhren.

13.4. Kampfmittel

Nach Aussage des Kampfmittelbeseitigungsdienstes (KBD) der Be-
zirksregierung Disseldorf (03.09.2018) liegen Hinweise auf vermehrte
Bodenkampfhandlungen und Bombenabwdirfe vor. Insbesondere exis-
tiert ein konkreter Verdacht auf Kampfmittel bzw. Militareinrichtungen
des 2. Weltkrieges (Laufgraben).

Diesbezlglich wird eine Uberpriifung der zu tberbauenden Flachen
auf Kampfmittel empfohlen (s. Kap. 7.9).

13.5. Erdbebengefahrdung

Das Plangebiet befindet sich in der Erdbebenzone 3, geologische Un-
tergrundklasse T. Dementsprechend sind im Zuge der Bauausfihrung
hinreichende MalRnahmen zu treffen.

Die DIN 4149 zur Karte der Erdbebenzonen und geologischen Unter-
grundklassen der Bundesrepublik Deutschland 1: 350.000, Bundes-
land NRW ist dementsprechend zu beachten.

13.6. Tiefgaragen- und Dachbegriinung, Fassadenbegrii-
nung

Der Begrunungsaufbau und die verwendeten Materialien und Sub-
strate fUr die Tiefgaragen- und Dachbegriinung sind entsprechend der
jeweils bei Eingang des Bauantrages als Richtlinie eingefiihrten Fas-
sung der ,FLL-Richtlinie fur die Planung, Ausfihrung und Pflege von
Dachbegriinungen® auszufihren.

Die Fassadenbegrinungen sind entsprechend der jeweils bei Eingang
des Bauantrages als Richtlinie eingeflhrten Fassung der ,FLL-Richtli-
nien fur die Planung, Bau und Instandhaltung von Fassadenbegrinun-
gen“ auszufuhren.
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14. Sonstige Belange

14.1. Denkmalschutz

Wie bereits in Kapitel 7.10 beschrieben, sind im Bereich des gesamten
Plangebietes zahlreiche vermutete Bodendenkmaler sowie Flachen
vorhanden, bei denen man Befunde nicht ausschlielRen kann.

Grundsatzlich ist es im Rahmen der Abwagung erforderlich, einen re-
prasentativen Einblick in die Archaologie zu erlangen. Als klassische
Methode wirde diesbezulglich i.d.R. eine Feldbegehung durchgefuhrt
werden. Diese wlrde als Grundlage fir gezielte Sondagen dienen.
Aufgrund der Grélke des Gesamtgebietes und der erforderlichen Feld-
aufbereitung fur die Begehungen (gepfligt, geeggt, abgeregnet) ist
diese Methode im Hinblick auf die FlachengroRe und Zeitschiene
schwer kalkulierbar. Alternativ sind nun Untersuchungen mittels eines
Sondagerasters vorgesehen.

In enger Abstimmung mit dem LVR — Amt fir Bodendenkmalpflege
wurde diesbezuglich folgende Vorgehensweise fur die weiteren Unter-
suchungen festgelegt:

o flur Bereiche ohne vermutete Bodendenkmaler (VBD) sollen etwa
5% der Flachen mittels Raster untersucht werden und

e fur Bereiche mit VBD sollen etwa 10% der Flachen mittels Raster
untersucht werden (Munitionslager/ rémische Statte/ Hofsied-

lung).

Mittels der Methode des Sondagerasters koénnen archaologische
Fundstellen flachenmaRig abgegrenzt werden. Je nach Ergebnis der
Untersuchungen sind dann ggf. weitere Eingriffe und Untersuchungen
erforderlich.

Die Untersuchungen/ Dokumentationen erfolgen in der Reihenfolge
der Bauabschnitte und hier zuerst jeweils die Flachen fiir die Erschlie-
Rung und nachfolgend die zu bebauenden Bereiche.

Die Feldarbeiten im ersten Untersuchungsabschnitt haben im Februar
2025 begonnen. Im 2. Zwischenbericht (Archaeonet, Stand Juni 2025)
wird zusammenfassend konstatiert, dass das Untersuchungsgebiet
vor allem durch die Aktivitadten des 20. Jahrhunderts gepragt ist. Die
Relikte aus der Zeit des 1. und 2. Weltkriegs (Munitionssammellager,
Mannschaftslager, Bahnstrecke mit Anbindung an den Bahnhof Lin-
dern) dominieren das Bild der Prospektion.

Daruber hinaus gibt es auch Hinweise auf eine bislang noch nicht na-
her zu differenzierende Nutzung des Areals in den Metallzeiten, der
romischen Kaiserzeit, eventuell im Mittelalter und in der Zeit des 1. bis
2. Jahrhunderts n.Chr. Die Datierungen und Zuordnungen sind noch
nicht endgultig abgeschlossen. Ggf. sind noch weitere Untersuchun-
gen erforderlich.

Die entsprechende Enddokumentation fur den 1. Untersuchungsab-
schnitt wird bis zur Veréffentlichung dieses Bebauungsplanes vorlie-
gen.

Mit der oben beschriebenen Vorgehensweise in enger Abstimmung mit
dem LVR — Amt fir Bodendenkmalpflege wird dem Denkmalschutz
umfassend Rechnung getragen.
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14.2. Verkehr

Um die verkehrlichen Auswirkungen des geplanten Industriegebietes
zu ermitteln und zu bewerten, wurde eine Verkehrsuntersuchung er-
stellt (Verkehrsuntersuchung FUTURE SITE InWEST, Ingenieur-
gruppe IVV GmbH & Co. KG, Stand 01.2024).

Die Untersuchung erfolgte auf Basis einer Verkehrsanalyse 2021/22
sowie unter Ansatz von drei Prognosehorizonten (2030, 2035 und
2040). Die Aufteilung in drei Prognosehorizonte erfolgte vor dem Hin-
tergrund der erheblichen Flachengrdlie und der in drei Bauabschnitten
erfolgenden Realisierung. Allen Horizonten wurde die jeweils zu erwar-
tende, allgemeine Struktur- und Verkehrsnachfrageentwicklung im Pla-
nungsgebiet zugrunde gelegt. Die gewahlten Struktur- und Aufkom-
mensansatze sind der Verkehrsuntersuchung Kapitel 3.3, Tabelle 28
zu entnehmen. Diese Ansatze basieren aufgrund der bislang noch we-
nig konkreten Nutzungsentwicklung auf der Nettobaulandflache. Im
Hinblick auf die Verkehrsmittelwahl im Personenverkehr wurde zu-
grunde gelegt, dass bis zum Horizont 2035 gegenliber dem Status Quo
eine deutliche Veranderung des Modal-Splits (Verteilung der Verkehrs-
strome auf die verschiedenen Verkehrsmittel) hin zum Umweltverbund
(Kooperation der umweltfreundlichen Verkehrsmittel — Bus, Bahn, Ful3-
und Fahrradverkehr) im Sinne der im Planungsprozess entwickelten
Benchmarks fur eine zukunftsweisende Industriegebietsentwicklung
erreicht wird.

Im Zuge des weiteren Verfahrens wird erganzend die Qualitat des Ver-
kehrsablaufes an den Knotenpunkten im Bereich der Autobahnan-
schllsse untersucht. Darlber hinaus werden an erforderlichen Stand-
orten MalRnahmen zur Verkehrssicherheit geprtft. Die Verkehrsunter-
suchung wird zudem weiter fortgeschrieben und mit dem Landesbe-
trieb Strallenbau NRW abgestimmt.

StraBennetz /| Kfz-Verkehr

Um eine optimale Erreichbarkeit zu gewahrleisten, ist die Realisierung
leistungsfahiger Verbindungen zwischen dem geplanten Industriege-
biet und dem Bundesfernstrallennetz von besonderer Bedeutung. Dies
giltinsbesondere im Hinblick auf die von den zu erwartenden Verkehrs-
zunahmen betroffenen Ortslagen in den Stadten Geilenkirchen, Heins-
berg und Huckelhoven.

Nach Realisierung des 1. Bauabschnittes sind im Prognosehorizont
2030 bereits erhebliche Verkehrszunahmen in den Ortsdurchfahrten
Huickelhoven, Hilfarth, Brachelen, Lindern, Randerath und Wirm und
Leiffarth zu erwarten. Verkehrlich kénnen diese erwarteten Verkehrs-
mengen an den relevanten Knotenpunkten (z.T. mit signaltechnischen
Anpassungen) leistungsfahig abgewickelt werden. Gleichwohl wird
gutachterlich eine Realisierung von Stral’ennetzerganzungen empfoh-
len. Zudem sollten strallenraumgestalterische MalRnahmen zur Ver-
besserung der Umfeldvertraglichkeit des Kfz-Verkehrs in den starker
belasteten Ortsdurchfahrten sowie ein Lkw-Fihrungskonzept zur Ver-
meidung besonders unvertraglicher Verkehrszunahmen gepriift wer-
den.
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Im Zuge der Umsetzung des 2. Bauabschnittes (Prognosehorizont
2035) ist von einem weiter zunehmenden Verkehrsaufkommen auszu-
gehen, welches die o.g. Ortsdurchfahrten zusatzlich belastet. Zwar
sind die Verkehrsmengen an den bestehenden Knotenpunkten noch
leistungsfahig abzuwickeln, gutachterlich wird jedoch eindringlich die
Realisierung von StralRennetzerganzungen angeregt.

Bei den Berechnungen hat sich die Kombination der Malinahmen
L 364n 1. und 2. Abschnitt (Ortsumgehung Huckelhoven und Hilfarth)
mit der K 24n (Ortsumgehung Wurm und Leiffarth) einschlief3lich der
héhenfreien Querung der Bahnlinien Aachen — Mdnchengladbach und
Lindern — Heinsberg am westlichen Ortsrand von Lindern (Planfall
P2.8) als besonders wirksam herausgestellt. Mit dieser Kombination
wlrde eine durchgangige, weitestgehend anbaufreie Verbindung zwi-
schen der B 56 bei Immendorf im Siiden bis hin zur A 46 (Anschluss-
stelle Huckelhoven-Ost) im Norden geschaffen. Gleichzeitig wirden
mit diesem Malinahmenpaket die meisten der zuvor genannten Orts-
durchfahrten vom Kfz-Verkehr (insbesondere auch vom Schwerver-
kehr) entlastet.

Verkehrszunahmen in den Ortsdurchfahrten Brachelen, Randerath
und Himmerich konnten darlber hinaus durch eine nordliche Anbin-
dung des Industriegebietes an die K 16 nordéstlich von Heinsberg-
Himmerich (K 16n Ortsumgehung Randerath (10)) begrenzt werden.

Mit Vollausbau des Industriegebietes (1. Bis 3. Bauabschnitt) ergibt
sich im Prognosehorizont 2040 das maximal zu erwartende Verkehrs-
aufkommen. Um die Erreichbarkeit, die Verbindungsfunktion im regio-
nalen und Uberregionalen Stralennetz sowie die Umfeldvertraglichkeit
der Verkehrsbelastungen zu gewahrleisten, sind aufbauend auf die be-
reits im Prognosehorizont 2035 dargestellte StraRennetzentwicklung
weitere MalRnahmen (Ortsumgehungen, hier z. B. die nérdliche Umge-
hung Linderns) sinnvoll. Hierzu zahlen die westliche Ortsumgehung
von Lindern (L 228 (13)) sowie die norddstliche Anbindung des Indust-
riegebietes an den Knotenpunkt L 364/ K 14 (Ortsumgehung Brache-
len (17)).

Das 0.g. MaBRnahmenpaket ergibt den Maximalfall (P3.4), mit dem in
den meisten Ortsdurchfahrten das Niveau des Prognose-Nullfalls (PO
2030, ohne Entwicklung FSI) erreicht bzw. sogar unterschritten wird.
Der Maximalfall ermdglicht damit eine stadtebauliche Aufwertung aller
relevanten Ortslagen bei gleichzeitig bestmdglicher ErschlieBung des
Industriegebietes.

Schienenverkehr/ OPNV

Neben der Erreichbarkeit des geplanten Industriegebietes Uber das
Stralennetz, ist eine Anbindung im OPNV und Schienenverkehr von
zentraler Bedeutung. Dies betrifft sowohl den Personenverkehr, flr
den eine attraktive und leistungsfahige OPNV-Anbindung Grundvo-
raussetzung fur die Realisierung der angestrebten Mobilitatsentwick-
lung ist, als auch den Guterverkehr, der nach den Benchmarks (s.
Kap. 8.1) zu einem maoglichst hohen Anteil auf die Schiene verlagert
werden soll. Von ausschlaggebender Bedeutung ist hierbei der sudlich
gelegene Bahnhof Lindern. Dieser liegt an der Bahnstrecke Aachen —
Moénchengladbach mit dem Abzweig Richtung Heinsberg.



Stadt Geilenkirchen Bebauungsplan Nr. 122 74

Mit dem Prognosehorizont 2035 wird angenommen, dass im Bahnhof
Lindern eine Verladestelle fir Containertransporte realisiert wird und
damit etwa 5 % des Guterverkehrsaufkommens im Fernverkehr verla-
gert werden kénnen. Bis zum Prognosehorizont 2040 ist die Realisie-
rung einer ringférmigen, das gesamte Gebiet umschlie3enden
Bahntrasse mit Gleisanschlissen in allen Baufeldern geplant. Dies
wird eine deutlich héhere Verlagerung (Ansatz: 25 %) ermdéglichen.

Zur Abwicklung des erwarteten Aufkommens im Offentlichen Perso-
nenverkehr wird im Prognosehorizont 2030 (1. Bauabschnitt) eine An-
passung der vorhandenen Buslinien durch Schaffung einer regelmafi-
geren Bedienung und Einrichtung zusatzlicher Haltestellen gutachter-
lich empfohlen. Mittelfristig (bis zum Prognosehorizont 2035, 2. Bau-
abschnitt) wird die Einrichtung eines Shuttle-Systems, z. B. unter Ein-
satz autonom fahrender Kleinbusse, zur Anbindung des Industriege-
bietes an den Bahnhof Lindern empfohlen, welches langfristig (bis zum
Prognosehorizont 2040, 3. Bauabschnitt) noch ausgebaut und erwei-
tert werden kann.

Das vorhandene Angebot im Schienen-Personennahverkehr (SPNV)
auf der Hauptstrecke Aachen — Mdénchengladbach bzw. die bis zum
Prognosehorizont 2040 geplanten Angebotsausweitungen bieten vo-
raussichtlich ausreichende Kapazitaten, um das erwartete Aufkommen
im SPNV abwickeln zu kénnen. Auf der Achse Lindern — Heinsberg ist
mittel- bis langfristig ggf. der Einsatz grélierer Fahrzeuge zu prifen.

FuB- und Radverkehr, Nahmobilitat

Die regionale Anbindung des geplanten Industriegebietes im Ful3- und
Radverkehr ist im Hinblick auf die angestrebte Starkung des Umwelt-
verbunds im Beschaftigtenverkehr ebenfalls von besonderer Bedeu-
tung. Aufgrund dessen wird gutachterlich empfohlen, bereits im Prog-
nosehorizont 2030 (1. Bauabschnitt) entsprechende Angebote zu
schaffen. Hierzu zahlen:

e die Verlangerung der Unterfiihrung bis zur Nordseite der Bahn-
linie zur Anbindung des Bahnhofs,

e die Realisierung einer fur den Ful- und Radverkehr und den
OPNV vorbehaltenen ,Nahmobilitatstrasse“ als zentrale Er-
schliefung des Plangebietes,

e die Anbindung des Industriegebietes an die vorhandenen Wirt-
schaftswege aullerhalb des Plangebietes sowie

e die Realisierung einer Mobilitatsstation im noérdlichen Bahn-
hofsumfeld als intermodaler Verknupfungspunkt mit Sharing-
Angeboten (Kfz und Fahrrader, E-Scooter, Lastenfahrrader
etc.).

Im Ergebnis der Verkehrsuntersuchung zeigt sich, dass die Realisier-
barkeit des im Landesentwicklungsplan bereits seit langer Zeit vorge-
haltenen Industriegebietes aus verkehrlicher Sicht grundsatzlich gege-
ben ist. Aus verkehrlicher Sicht besteht die wesentliche Aufgabe darin,
leistungsfahige Anbindungen sowohl im Strallen- als auch im Schie-
nennetz zu schaffen. Dies kann mit den in der Verkehrsuntersuchung
dargelegten MalRnahmen gelingen.
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Um jedoch die von der Entwicklung des Industriegebietes betroffenen
Ortschaften vor nicht zumutbaren Belastigungen zu schitzen, haben
die beteiligten Kommunen (Stadt Geilenkirchen, Stadt Hlckelhoven,
Stadt Heinsberg, Keis Heinsberg) beschlossen, die Nutzungen in dem
geplanten Industriegebiet nur in Abhangigkeit mit der Umsetzung der
gepriften verkehrlichen InfrastrukturmaRnahmen zuzulassen. Hierzu
werden vertragliche Regelungen erarbeitet, welche im Rahmen der
Bebauungsplanverfahren weiter konkretisiert werden.

14.3. KompensationsmalRnahmen Natur und Landschaft

Der durch diesen Bebauungsplan vorbereitete Eingriff in Natur und
Landschaft wurde im Stand des Vorentwurfes bereits im Rahmen eines
Landschaftspflegerischen Begleitplans (LBP) (Landschaftspflegeri-
scher Begleitplan zum Bebauungsplan Nr. 122 ,Industriegebiet Lin-
dern — FUTURE SITE InWEST* 1. Bauabschnitt, Liebert Biro fur Frei-
raumplanung, Stand Juni 2025) untersucht und bewertet.

Mit der sich weiterentwickelnden Planung wird auch der LBP im weite-
ren Verfahren fortgeschrieben. Die daraus resultierenden Mallnahmen
zur Kompensation des Eingriffs werden im Rahmen des Bebauungs-
planverfahrens mit dem Kreis Heinsberg abgestimmt und zur Verof-
fentlichung im Bebauungsplan festgesetzt bzw. vertraglich gesichert.
Ziel der Planung ist es, moglichst viele Manahmen zur Kompensation
im Plangebiet selbst umzusetzen.

14.4. Artenschutz

Artenschutzrechtliche Priifungen (ASP | und ASP Il)

Im Rahmen der Planungen flir das vorgesehene Industriegebiet wur-
den zur Ermittlung der zu erwartenden artenschutzrechtlichen Kon-
flikte Artenschutzprifungen der Stufe | und Il (Liebert, Buro fur Frei-
raumplanung, Stand Februar 2022/ Januar 2023) fir das gesamte Ge-
biet durchgefiihrt.

Im Ergebnis der Artenschutzprifung Stufe | wurde festgestellt, dass
LAllerweltsvogelarten®, Bluthanfling (1 Revier), Feldlerche (42), Kiebitz
(1), Mausebussard (1), Nachtigall (1), Rebhuhn (7), Turteltaube (2),
GroRer und Kleiner Abendsegler (ggf. Quartierbdume) sowie die
Kreuzkréte einer vertiefenden Prifung (Stufe Il) zu unterziehen sind.
Daraufhin wurden zwischen Marz und September 2022 umfangreiche
Kartierungen zum Nachweis der 0.g. Arten durchgeflhrt.

Im Ergebnis der Artenschutzprifung Stufe Il sind zur Verhinderung des
Eintretens artenschutzrechtlicher Verbotstatbestande i. S. des § 44
Abs. 1 BNatSchG folgende MalRnahmen erforderlich:

M 1: Gehdlzfallung nur im Zeitraum zwischen Oktober und Februar

M 2: Baufeldfreimachung im Offenland nur im Zeitraum zwischen Sep-
tember und Marz

M 3: Baumhohlenkontrolle vor Fallung der Pappeln am Sportplatz
M 4: Installation eines Amphibienschutzzaunes
M 5: Minimierung von Vogelkollisionen an Glasscheiben

M 6: Anpassung der AulRenbeleuchtung zum Schutz von Fledermau-
sen
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M 7: Okologische Baubegleitung (OBB).

Daruber hinaus sind vorgezogene AusgleichsmalRnahmen (CEF-Malf3-
nahmen s.u.) flr Feldlerche und Rebhuhn (C 1), Bluthanfling, Nachti-
gall und Turteltaube (C 2), Kiebitz (C 3) und Mausebussard (C 4) un-
entbehrlich.

CEF-MaBRnahmen

Mit den vorgezogenen AusgleichsmalRnahmen (CEF-MalRnahmen) be-
steht die Mdglichkeit, das Eintreten der artenschutzrechtlichen Ver-
botstatbestdande des § 44 Absatz 1 BNatSchG erfolgreich abzuwen-
den. Diese vom Gesetzgeber in § 44 Absatz 5 BNatSchG eingeflihrten
Mafinahmen dienen der Sicherung der 6kologischen Funktion der vom
Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestatten in ihnrem rdum-
lichen Zusammenhang.

Die CEF-Malinahmen kénnen daruber hinaus im Sinne von Vermei-
dungsmaflnahmen dazu beitragen, erhebliche Stérungen von lokalen
Populationen abzuwenden oder zu reduzieren bzw. die mogliche Stei-
gerung eines Totungsrisikos flr die betreffenden Arten unter ein signi-
fikantes Niveau sinken zu lassen.

Derzeit werden fir die CEF-MalRnahmen potenziell geeignete Flachen
ermittelt und auf Verfugbarkeit und Nutzbarkeit gepruft (Blro Strix Na-
turschutz und Freilanddkologie). Der Fokus liegt vorerst auf den Fla-
chen fir den 1. Bauabschnitt.

Nach aktuellem Stand der Untersuchung (Juni 2025) besteht fur den
1. Bauabschnitt ein Bedarf an CEF-Maflinahmen von 21 ha (eine Kom-
bination der MalRnahmen ist mdglich).

Vom Kreis Heinsberg wurden in der nahegelegenen ,Teichbachaue®
(Naturschutzgebiet Teichbachaue Himmericher Bruch) bereits ehema-
lige Ackerflachen mittels Vertragsnaturschutz in Griinland umgewan-
delt (11,8 ha). Die Flachen sind nach Aussage der Unteren Natur-
schutzbehérde (UNB) sehr hochwertig und kénnen gleichzeitig als
Okokonto und als CEF-Flachen, u.a. fiur die Offenlandvogelarten
(Rebhuhn, Feldlerche und Kiebitz), fungieren. Dies konnte nach einer
Vorortkontrolle im Februar 2025 seitens des Bliros Strix bestatigt wer-
den.

Des Weiteren stehen angrenzend zu den Offenlandbereichen Waldfla-
chen vom Kreis Heinsberg sowie von der Stadt Hickelhoven zur Ver-
figung. Diese kdénnen als CEF-Flachen fiur die weitere Arten (Mause-
bussard, Turteltaube, Nachtigall und Bluthanfling) genutzt werden. Zu-
satzlich stehen weitere Flachen als potenzielle CEF-Flachen (ca. 2
weitere Hektar) zur Verfligung.

Da die Flachen der Teichbachaue eine sehr gute Eignung aufweisen,
haben die CEF-geeigneten Flachen (Flursticke NRW.URBAN und
Teichbachaue) von 13,5 ha eine CEF-Ausgleichswirkung von 21,1 ha.
Nach aktuellem Stand konnte der Bedarf an CEF-Flachen fur Feldler-
che, Rebhuhn und Kiebitz fir den 1. Bauabschnitt bereits mit den o.g.
Flachen in Ganze gedeckt werden. Fir die weiteren relevanten He-
cken- bzw. Waldrandarten (Bluthanfling, Turteltaube, Nachtigall und
M&ausebussard) des 1. und 2. Bauabschnittes kdnnen die genannten
Flachen ebenfalls als Lebensraum fungieren. Demnach stehen mit die-
sen Flachen (13,5 ha) ausreichend Flachen flir CEF-Malinahmen flr
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den 1. Bauabschnitt und teilweise auch fiir den 2. Bauabschnitt zur
Verfugung.

Bis zur Verdffentlichung wird die Mallnahmenplanung abgeschlossen
sein. Die Sicherung der Malinahmen erfolgt Gber vertragliche Rege-
lungen.

Unter Voraussetzung der Berilicksichtigung und Umsetzung der Ver-
meidungs-, Minderungs- und CEF-MalRnahmen ist zu konstatieren,
dass durch die Umsetzung der Planung keine Verbotstatbestande
i.S.d. § 44 BNatSchG ausgeldst werden.

14.5. Hochwasserschutz

Allgemeines

Der weltweite Anstieg der Durchschnittstemperaturen (0,8 Grad Cel-
sius in den letzten 100 Jahren) als Folge der global anhaltenden Emis-
sion von Treibhausgasen flhrt zu einer spiirbaren Anderung des welt-
weiten Klimageschehens mit unterschiedlichen Auswirkungen in den
verschiedenen Klimazonen. Dabei werden die verschiedenen Regio-
nen Deutschlands, auch aufgrund ihrer natirlichen Gegebenheiten, je-
weils unterschiedlich betroffen sein. Tatsachlich lassen sich in
Deutschland bereits heute verschiedene Klimaveranderungen be-
obachten, die nach gegenwartigem Kenntnisstand auf den Klimawan-
del zurtickzufihren sind, wie beispielsweise die Erhéhung der Durch-
schnittstemperatur in Deutschland um mindestens 1 Grad Celsius oder
die Zunahme von extremen Hitze- und Niederschlagsereignissen?.

Eine Studie der internationalen Forschergruppe des World Weather At-
tribution (WWA 2021) zeigt auf, dass der Klimawandel die Wahrschein-
lichkeit extremer Regenfalle und damit von Hochwasserkatastrophen
erhdhen wird. Laut dieser Studie werden die Starkregenfalle zwischen
3 und 19 % heftiger ausfallen und die Wahrscheinlichkeit, dass solche
extremen Wetterereignisse eintreten, sich um das 1,2- bis 9-fache er-
hoéhen.

Dem Schutz vor Hochwasser und Uberschwemmungen kommt folglich
eine immer groliere Bedeutung zu. Die maRgeblichen Vorschriften
hierzu finden sich im Wasserhaushaltsgesetz (WHG). Mit der ,Verord-
nung uber die Raumordnung im Bund fir einen landertbergreifenden
Hochwasserschutz“ (BRPHV) vom 19.08.2021 wurde ein bundeswei-
ter Raumordnungsplan aufgestellt. Die dort enthaltenen Ziele und
Grundsatze sind im Rahmen von Bauleitplanverfahren zu beachten
bzw. zu berucksichtigen.

Nach dem WHG galten bislang bereits in Uberschwemmungsgebieten
und Hochwasserrisikogebieten baubeschrankende Regelungen zum
Schutz vor Hochwasser.

Der Raumordnungsplan enthalt zu beachtende Ziele und im Rahmen
der Abwagung zu bertcksichtigende Grundsatze. Hier ist insbeson-
dere der Grundsatz enthalten, dass in festgesetzten Uberschwem-
mungsgebieten Siedlungen entsprechend den Regelungen der §§ 78,
78a WHG nicht erweitert oder neu geplant werden sollen.

2 The National Academies of Sciences, Engineering, Medicine
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Der Raumordnungsplan ist komplementar zum Regelungsregime des
Fachrechts, dem WHG, konzipiert. Daher erfolgt zum einen fur die fest-
gesetzten oder vorlaufig gesicherten Uberschwemmungsgebiete so-
wie fiir die Risikogebiete auerhalb der Uberschwemmungsgebiete im
Sinne des WHG eine Bezugnahme auf die Regelungen des WHG, so-
weit diese abschlieRend sind. Diese Regelungen bleiben also unbe-
rahrt.

In der Bauleitplanung sind nach WHG die Belange des Hochwasser-
schutzes in der Abwagung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berlicksichtigen.

Plangebiet

Die Flachen im Gesamtgebiet werden insgesamt landwirtschaftlich ge-
nutzt. Innerhalb des Gesamtgebietes befindet sich kein Oberflachen-
gewasser. Die nachstgelegenen Oberflachengewasser befinden sich
im Nordosten und Osten aulierhalb des Plangebietes, angefangen mit
dem Diebsgraben mit einem Abstand von ca. 250 m, dem Bracheler
Flie®, dem Teichbach, dem Linnicher Muhlenteich, dem Kapbuschgra-
ben, dem Hilfarther Graben, dem Bohnenkampsgraben und der Rur.
Die Rur befindet sich in einem Mindestabstand von ca. 2,36 km zum
Plangebiet. Die 0.g. Gewasser verlaufen Uberwiegend parallel zuein-
ander.

Im Westen verlauft im Bereich der Ortsteile Leiffarth und Honsdorf das
Beeckflie®, welches in die Wurm mindet. Der Mindestabstand zum
Plangebiet betragt ca. 300 m. Im Nordwesten und Norden verlauft das
Himmericher Fliel® und die Wurm. Die Wurm befindet sich in einem
Mindestabstand von ca. 900 m zum Plangebiet.

Fiur die Rur und die Wurm sind vorlaufig gesicherte Uberschwem-
mungsgebiete festgesetzt. Diese Festsetzungen bestehen seit dem
01.09.2020. Innerhalb des Plangebietes und angrenzend ist kein Uber-
schwemmungsgebiet festgesetzt.

Das Plangebiet liegt nicht in einem Wasserschutzgebiet.

In den Risiko- und Gefahrenkarten nach der Hochwasserrisikoma-
nagement-Richtlinie (HWRM-RL) sind weder fur das Ereignis HQ100
(mittlere Wahrscheinlichkeit) noch fir das HQextrem (niedrige Wahr-
scheinlichkeit) Ausweisungen flr den Geltungsbereich enthalten.

In dem Kommunensteckbrief der Hochwasserrisikomanagementpla-
nung in NRW (Stand Dezember 2021) sind fur die Stadt Geilenkirchen
die Gewasser Wurm und Rodebach ausgewiesen. Fir das Plangebiet
sind keine Hinweise in dem Kommunensteckbrief enthalten.

Starkregenhinweiskarten/Starkregenkarten liefern erganzend zu den
deutschlandweit verfigbaren Hochwassergefahrenkarten und Hoch-
wasserrisikokarten im Rahmen der EU-Hochwasserrahmenrichtlinie
wertvolle Informationen auf lokaler Ebene tber die mégliche Uberflu-
tungsgefahr durch Starkregenereignisse aufterhalb von FlieRgewas-
sern bei Gebauden, Unterfiihrungen sowie der allgemeinen und kriti-
schen Infrastruktur.

In der Starkregenkarte fur NRW werden bei einem extremen Starkre-
genereignis fur die Ackerflachen innerhalb des Plangebietes (1. BA)
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einige Bereiche mit einer Wasserhohe bis zu 0,5 m und in einem sehr
kleinen Bereich im Nordosten mit einer Wasserhohe bis zu 1 m darge-
stellt.

Im Rahmen des Verfahrens wurde bereits eine Entwasserungsstudie
fir das Gesamtgebiet erstellt (s. Kap. 8.3.4). Aus dieser Studie resul-
tieren MalRnahmen bzgl. des Niederschlagswassers. Diese werden im
weiteren Verfahren Uber Festsetzungen im Bebauungsplan bzw. tber
vertragliche Regelungen gesichert.

Mit den geplanten MalRnahmen kdénnen nachteilige Auswirkungen auf
das Plangebiet selbst, die kiinftige Bebauung sowie auf die benach-
barten Siedlungsbereiche vermieden werden.

15. Bodenordnung

Im Geltungsbereich des 1. Bauabschnittes befindet sich die tberwie-
gende Anzahl von Grundstlicken bereits im Eigentum des Landes
NRW von NRW.URBAN bzw. der Stadt Geilenkirchen. Weitere Grund-
erwerbsgesprache finden gegenwartig statt.
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16. Stadtebauliche Kenndaten

Industriegebiet ca. 568.026 m? 58,2 %
Gewerbegebiet ca. 24.133 m? 25 %
StraRenverkehrsflache ca. 68.864 m? 7,1 %
Verkehrsflache fur Bahnanlagen ca. 25.620 m? 26 %
Verkehrsflache besonderer Zweckbe- | ca. 14.209 m? 1,5 %
stimmung: ,F+R+B*

Verkehrsflache besonderer Zweckbe- ca. 3.707 m? 0,4 %
stimmung:

,M“-Mobilitatsstation

Verkehrsflache flir Bahnanlagen/ ca. 857 m? - %
StralRenverkehrsflache (Bahnuberfih-

rung)

Grunflachen: ca. 270.435 m? 27,7 %

Zweckbestimmung ,NR* (Naturerfah-
rungsraum + Retention) inklusive
»Hinweis")

Grunflachen: ca. 484 m? - %
Zweckbestimmung ,B“ (Begleitgriin)

Gesamtflache ca. 976335 m? 100,0 %

17. Anderweitige Planungsmaoglichkeiten

Wie bereits in Kapitel 2.1 erwahnt, soll der Kohleausstieg in Nordrhein-
Westfalen im Jahr 2030 erfolgen. Folglich sind im Rheinischen Braun-
kohlerevier enorme strukturpolitische Herausforderung zu bewaltigen.
Ziel ist es, die Region zur europaischen Modellregion fir Energiever-
sorgungs- und Ressourcensicherheit zu entwickeln.

Das Land Nordrhein-Westfalen betreibt seit Jahrzehnten eine Flachen-
vorsorge fur landesbedeutsame, flachenintensive industrielle Grof3vor-
haben. Hierzu gehdrt auch das Industriegebiet in Geilenkirchen-Lin-
dern, in dem die Ansiedlung von internationalen innovativen und zu-
kunftsfahigen Unternehmen ermdglicht werden soll, um zum Gelingen
des Strukturwandels einen Beitrag zu leisten.

Die Neuansiedlung von Grolvorhaben ist von besonderer Bedeutung
fur das industriepolitische Image des Landes. Zudem kdnnen Neuan-
siedlungen in dieser Grélkenordnung als industrielle Kernpunkte viel-
faltige Chancen und Anknupfungspunkte fur kleine und mittlere Unter-
nehmen und unternehmensorientierte Dienstleistungen bieten.
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Alternativstandorte zu diesen vier im LEP vorgehaltenen Industrie-
standorten sind aufgrund deren Beschaffenheit, Gréf3e, Anbindung
und Lage im dicht besiedelten Nordrhein-Westfalen nicht vorhanden.
Diese vier Flachen wurden mehrfach einer standortbezogenen Pri-
fung unterzogen. 2001 erfolgte eine erneute Eignungsuberprufung der
bis dahin im LEP 95 enthaltenen 13 Standorte fir landesbedeutsame
flachenintensive GroRvorhaben. Aus dieser Uberpriifung resultieren
die aktuell im LEP noch vorgehaltenen vier Standorte, u.a. auch der
Standort in Geilenkirchen-Lindern. Dariber hinaus wurde fur diesen
Standort bereits 2021 eine Entwicklungsinitiative (FUTURE SITE In-
WEST (FSI) GmbH) gegriindet.

Potentielle Alternativflachen sind aus o.g. Gruinden folglich nicht vor-
handen.

18. Gutachten und sonstige Unterlagen

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurden folgende Gutachten
und sonstige Unterlagen berticksichtigt:

o Gutachten zur artenschutzrechtlichen Prifung Stufe I, D. Lie-
bert Biro fur Freiraumplanung, Stand Februar 2022

e Gutachten zur artenschutzrechtlichen Prifung Stufe II, D. Lie-
bert Biro flr Freiraumplanung, Stand Januar 2023

e |dentifikation Potenzialflachen CEF Feldlerche, Biro Strix,
Stand Juni 2025

e Landschaftspflegerischer Begleitplan zum Bebauungsplan
Nr.122 ,Industriegebiet Lindern — FUTURE SITE InWEST*
1. Bauabschnitt, D. Liebert Artenschutz — Landschaft — Frei-
raum, Stand Juni 2025

e Baugrund- und Versickerungsgutachten, 1Q Ingenieurgesell-
schaft Quadriga mbH, Stand August 2022

e Orientierende umwelttechnische Untersuchung und Gefahr-
dungsabschatzung, Geo Consult, Stand September 2024

e Vorlaufige Ausarbeitung zur archaologischen und planungs-
rechtlichen Situation Gewerbegebiet Geilenkirchen-Lindern,
Goldschmidt Archdologie — Denkmalpflege, Stand Dezember
2023

e Archaologische Prospektion 2. Zwischenbericht, Archaeonet,
Stand Juni 2025

e Entwasserungsstudie Geilenkirchen-Lindern Erlauterungsbe-
richt, Tuttahs & Meyer Ingenieurgesellschaft, Stand Februar
2023

e Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplanverfahren
Nr.122 "Industriegebiet Lindern -FUTURE SITE InWEST"
1. Bauabschnitt, Peutz Consult, Stand Juni 2025

o Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 122 ,Industriegebiet
Lindern — FUTURE SITE INWEST" 1. Bauabschnitt, D. Liebert
Artenschutz — Landschaft — Freiraum, Stand Juni 2025

e Verkehrsuntersuchung FUTURE SITE InWest Band 1 und
Band 2, Ingenieurgruppe IVV, Stand Januar 2024



Stadt Geilenkirchen Bebauungsplan Nr. 122

Stadt Geilenkirchen
Die Blrgermeisterin

Geilenkirchen, den .......... 2025

82



	Stadt Geilenkirchen
	Bebauungsplan Nr. 122
	„Industriegebiet Lindern "FUTUTRE SITE InWEST“
	1. Bauabschnitt
	Begründung
	Vorentwurf
	TEIL A: Grundlagen und Planung
	1. Einleitung
	2. Anlass der Planung und Ziele
	2.1. Planungsanlass und Erfordernis
	2.2. Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen
	2.3. Übergeordnete Ziele
	2.4. Planungsziele
	2.5. Klimaschutz/ Klimaanpassung

	3. Räumlicher Geltungsbereich
	4. Erforderlichkeit der Bebauungsplanung
	5. Planverfahren
	6. Planungsrechtliche Situation und sonstige Planungen
	6.1. Landesentwicklungsplan (LEP)
	6.2. Regionalplan
	6.3. Landschaftsplan (LP)
	6.4. Flächennutzungsplan
	6.5. Bebauungspläne und Satzungen
	6.6. Planungen anderer Träger öffentlicher Belange
	6.7. Integriertes kommunales Klimaschutzkonzept der Stadt Geilenkirchen
	6.8. Einzelhandelskonzept der Stadt Geilenkirchen

	7. Bestandssituation
	7.1. Städtebauliche Einbindung und bestehende Nutzung
	7.2. Verkehrliche Erschließung
	Erschließung
	Fuß- und Radverkehr
	Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV)

	7.3. Ver- und Entsorgung
	7.4. Topographie
	7.5. Boden / Hydrogeologie
	Grundwasser/ Versickerungsfähigkeit

	7.6. Altlasten
	7.7. Tektonik
	7.8. Erbebengefährdung
	7.9. Kampfmittel
	7.10. Bodendenkmäler
	7.11. Emissionen / Immissionen

	8. Bebauungs-, Erschließungs- und Freiraumkonzept
	8.1. Benchmarks für ein zukunftsweisendes Industriegebiet
	Städtebau
	Architektur
	Flächenverbrauch/ Flächenversiegelung
	Mobilität/ Verkehr
	Wasserwirtschaft
	Kleinklima
	Nutzungskreislauf/ Transformation
	Flora/ Fauna
	Energie-/ Ressourcenwirtschaft

	8.2. Leitidee und Bebauungskonzept
	Strukturkonzept
	Standortentwicklung Lindern
	Bauabschnitte

	8.3. Erschließungskonzept
	8.3.1. Erschließung
	Verkehrliche Erschließung (Kfz)
	Schienenverkehr
	Fuß- und radläufige Erschließung, Nahmobilität, Mobilitätsstation
	Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV)
	Straßenquerschnitte

	8.3.2. Freiraumkonzept
	8.3.3. Versorgung
	8.3.4. Entwässerung


	9. Immissionsschutz
	9.1. Verkehrslärm
	Verkehrslärm im Plangebiet
	Straßenneubau i. S. d. 16. BImSchV
	Schienenneubau i. S. d. 16. BImSchV
	Verkehrslärm im Umfeld
	Schallschutzmaßnahmen

	9.2. Gewerbelärm

	10. Planungsrechtliche Festsetzungen
	10.1. Gliederung nach § 30 BauGB
	10.2. Art der baulichen Nutzung
	10.2.1. Industriegebiet
	Abstände für Anlagen, die einen Betriebsbereich i.S.v. § 3 Abs. 5a BlmSchG bilden (Störfallbetriebe)

	10.2.2. Gewerbegebiet (Teilbereiche GE 1 und GE 2)

	10.3. Maß der baulichen Nutzung
	10.3.1. Grundflächenzahl (GRZ)
	10.3.2. Höhe der baulichen Anlagen, maximale Gebäudehöhen, Zahl der Vollgeschosse
	Maximale Gebäudehöhe, Zahl der Vollgeschosse
	Technische Aufbauten

	10.3.3. Zulässige Grundfläche

	10.4. Bauweise, Baugrenzen, Baulinien, überbaubare Grundstücksflächen
	10.4.1. Bauweise
	10.4.2. Baugrenzen/ überbaubare Grundstücksflächen

	10.5. Größe der Baugrundstücke
	10.6. Garagen und Stellplätze
	10.7. Öffentliche Verkehrsflächen
	10.7.1. Straßenverkehrsfläche
	10.7.2. Verkehrsflächen für Bahnanlagen
	10.7.3. Verkehrsflächen für Bahnanlagen/ Straßenverkehrsfläche (Bahnüberführung)
	10.7.4. Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung  Zweckbestimmung: Fuß- und Radweg, Bus
	10.7.5. Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung  Zweckbestimmung: Mobilitätsstation

	10.8. Flächen zur Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser
	10.9. Öffentliche Grünflächen
	10.9.1. Zweckbestimmung: Naturerfahrungsraum/ Retention
	10.9.2. Zweckbestimmung: Begleitgrün

	10.10. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
	10.10.1. Stellplätze, Zufahrten und Wege

	10.11. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen i. S. d. Bundes-Immissionsschutzgesetztes
	10.11.1. Maßgeblicher Außenlärmpegel

	10.12. Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
	10.12.1. Begrünung nicht überbauter Tiefgaragen und sonstiger baulicher Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche
	10.12.2. Extensive Dachbegrünung
	10.12.3. Fassadenbegrünung


	11. Örtliche Bauvorschriften
	11.1. Dachform und Dachneigung
	11.2. Werbeanlagen
	11.3. Einfriedungen

	12. Nachrichtliche Übernahmen
	Verkehrsflächen L 228/ L364
	Bauverbotszone/ Anbaubeschränkungszone Landesstraßen

	13. Hinweise
	13.1. Straßentrasse Lindern Nord 2. Bauabschnitt
	13.2. Artenschutz
	13.3. CEF-Maßnahmen
	13.4. Kampfmittel
	13.5. Erdbebengefährdung
	13.6. Tiefgaragen- und Dachbegrünung, Fassadenbegrünung

	14. Sonstige Belange
	14.1. Denkmalschutz
	14.2. Verkehr
	Straßennetz / Kfz-Verkehr
	Schienenverkehr/ ÖPNV
	Fuß- und Radverkehr, Nahmobilität

	14.3. Kompensationsmaßnahmen Natur und Landschaft
	14.4. Artenschutz
	Artenschutzrechtliche Prüfungen (ASP I und ASP II)
	CEF-Maßnahmen

	14.5. Hochwasserschutz
	Allgemeines
	Plangebiet


	15. Bodenordnung
	16. Städtebauliche Kenndaten
	17. Anderweitige Planungsmöglichkeiten
	18. Gutachten und sonstige Unterlagen

